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Grund ſätzliches zur Frage der Landarbeiterfiedlung. 


Von Miniſterialrat Geh. Oberreg.⸗Rat Dr Pauly, Berlin. 


D: Frage der Siedlung ſteht neben der Woh- 
Sy nungsfrage im Vordergrunde des allgemeinen 
Intereſſes. Fit fie doch in den verſchiedenſten Be- 
ziehungen von ganz außerordentlicher Bedeutung. 
Noch werden Milliarden jährlich für Nahrungs⸗ 
mitteleinfuhr ausgegeben, während feſtſteht, daß 
wir uns unter gewiſſen Bedingungen und Vor- 
ausſetzungen ſelbſt ernähren könnten. Aber dieſer 
umſtand tritt angeſichts der Meinungsverſchieden⸗ 
heiten, die hinſichtlich der Frage, ob Großbetrieb 
oder Bauerngüter mehr für die Volksernährung 
leiſten, beſtehen, als Begründung für die Not⸗ 
wendigkeit der Siedlung mehr zurück. Der Groß⸗ 
betrieb liefert mehr Korn und Kartoffeln, der 
Bauernbetrieb mehr Fleiſch, Gemüſe und Eier. 
Er tritt zurück vor der unbeſtrittenen und un⸗ 
beſtreitbaren Tatſache, daß nach Durchführung der 
Siedlung ganz erheblich mehr Menſchen auf dem 
aufgeteilten Areal wohnen als wie vor der Auf⸗ 
teilung. Daneben ſpielt die Frage der Bevölke— 
rungspolitik, geſunderer und ſehr viel zahlreicherer 
Nachwuchs der Landbevölkerung als wie der Stadt⸗ 
bevölkerung (Durchſchnittsſatzt der Geburten je 
1000 auf dem Lande 25—30, in den Großſtädten 
912) eine Rolle. Vor allem aber ſind es die 
ungünſtigen Beſchäftigungsverhältniſſe in den 
Städten, namentlich in der Induſtrie, die zahlreiche 
Bewerber für die Siedlung auf den Plan rufen. 
Sie wünſchen aufs Land zu gehen, wo Nahrungs- 
lorgen nicht auftreten können, wo für den Arbeiter 
Stetigkeit der Beſchäftigung geſichert erſcheint, wo 
auch zahlreiche Beiſpiele ſchnellen ſozialen Auf⸗ 
ſtiegs nachzuweiſen find, wo die Wohnverhältniſſe, 
auch wenn ſie noch ſo viel zu wünſchen übrig laſſen 
mögen, mit denen der Mietkaſernen in den Groß— 
ſtädten nicht vergleichbar ſind. Hinzu tritt der 
namentlich ſeit dem Kriege ungemein ſtark hervor⸗ 
getretene Landhunger. Alle dieſe Umſtände recht⸗ 
fertigen zwar das lebhafte Intereſſe weiteſter 
Kreiſe, insbeſondere auch der handarbeitenden 
ſtädtiſchen Bevölkerung, fie laſſen es aber auch an⸗ 


gezeigt erſcheinen, die Möglichkeiten kritiſch ins 
Auge zu faſſen und zu prüfen, damit keine falſchen 
Hoffnungen erweckt werden und Enttäuſchungen 
die Folge ſind. 

Zunächſt muß man unterſcheiden: Will die be⸗ 
treffende Familie lediglich in die ländlichen Ver⸗ 
hältniſſe ohne Berufswechſel oder will ſie ſich der 
ländlichen Arbeit widmen? Will ſie nur erſteres, 
ſo kann in Frage kommen entweder ein Wohnen 
außerhalb der Stadt, in der der Mann ſeine Ar⸗ 
beitsſtätte hat, oder aber ein Hinausziehen der 
Induſtrie aufs Land und das Mitwandern der 
Arbeiterſchaft. Beides iſt durchaus möglich und 
zu begrüßen. Es handelt ſich dabei lediglich um 
eine Auswirkung des Gedankens, die Maſſe der 
Bevölkerung aus den Mietkaſernen hinaus in 
beſſere Wohnungsverhältniſſe zu bringen, ſei es in 
Werkwohnungen, ſei es in Mietwohnungen gemein⸗ 
nütziger Bauvereine oder endlich in Eigenhäuſer. 
Da ein Wechſel im Beruf dabei ausſchaltet, handelt 
es ſich hierbei nicht eigentlich um Siedlung, 
ſondern lediglich um eine Wohnfrage, und aus⸗ 
ſchließlich die Frage der Landbeſchaffung, des 
Wohnungsbaues und endlich die Geldquellen für 
beides ſind es, die hier unter Umſtänden gewiſſe 
Schwierigkeiten machen können. Soweit Land 
nicht verfügbar, kommt die Behebungsverordnung 
vom 9. 12. 1919 (R. G. Bl. S. 1968 ff.) in Be⸗ 
tracht. Danach kann der Bezirkswohnungskom⸗ 
miſſar (Regierungspräſident), ſoweit Land in 
paſſender Lage und zu angemeſſenem Preiſe nicht 
verfügbar iſt, ſolches zu Bau- und Gartenzwecken 
enteignen. Dieſe Enteignung iſt endgültig; ledig⸗ 
lich über die Höhe der Entſchädigung iſt Berufung 
zuläſſig. Die Berufungsbehörde (der Rechtsweg 
iſt ausgeſchloſſen) iſt ſo zuſammengeſetzt, daß ein 
angemeſſener Preis gewährleiſtet ſein dürfte; — 
angemeſſen für den Verkäufer, aber auch dem Ver⸗ 
wendungszweck angepaßt. Hervorzuheben iſt hier, 
daß auch die Reichsverfaſſung — Artikel 153 — 
von einem angemeſſenen und nicht, wie frühere 
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Enteignungsgeſetze (preuß. von 1874), von einem 
vollen Wert ſpricht. Damit ſoll einer Überſpan⸗ 
nung des Eigentumsbegriffs entgegengetreten 
werden. Im allgemeinen iſt Gemeinde- oder 
Staatsland vor privatem in Anſpruch zu nehmen; 
auch jeweils nicht mehr, als wie alsbald erforder— 
lich iſt. Die Gärten bei den ländlichen Wohn⸗ 
häuſern werden zwar gemeinhin etwas größer ſein 
können als die Stadtgärten, aber da es ſich auch 
bei ihnen um Spatenkultur handelt, wird man 
über einen halben Morgen höchſtens, — nicht hin⸗ 
ausgehen dürfen. Denn es iſt nicht die Abſicht, 
daß Roggen und Kartoffeln darauf feldmäßig ge— 
baut werden, ſondern verſchiedenartige Gemüſe, 
Obſt und dergl. Die Gartenarbeit ſoll der Kräfti— 
gung und Erholung von Familie und Kindern 
dienen. Der Hausbau läßt ſich dabei durch Her- 
anziehung von Hauszinsſteuerhypotheken, unter 
Umſtänden Arbeitgeberzuſchuß bei Werkwoh— 
nungen, ermöglichen. Bei Genoſſenſchafts- und 
Eigenwohnungen ſind Zuſchüſſe des Arbeitgebers 
in Form von Darlehen und dergl. neben Eigen— 
kapital oder Eigenarbeit von Belang und werden 
für die Deckung des Reſtes unentbehrlich ſein. 
Das Haus dürfte auch bei beſcheidenſten An— 
ſprüchen unter 7—8000 RA ſchwerlich erſtellbar 
ſein. Schwierigkeiten können entſtehen durch Not— 
wendigkeit der Anſiedlungsgenehmigung gemäß 
Geſetz von 1904, da es ſich vielfach um Woh— 
nungen außerhalb der im Zuſammenhang ge⸗ 
bauten Ortſchaft handeln wird. Sie laſſen ſich 
dadurch beheben, daß der Regierungspräſident als 
Bezirkswohnungskommiſſar gemäß § 7 der Be— 
hebungsverordnung durchgreifend entſcheidet. Wei— 
tere Hemmniſſe werden kaum zu gewärtigen ſein, 
da Berufswechſel nicht vorliegt. Erwünſcht iſt, 
daß die Familie früher wenigſtens ſchon einen 
Kleingarten bewirtſchaftet hat. 

Völlig anders liegt die Frage bei Bexufswechſel, 
und zwar kommt in Betracht Vertauſchen des In— 
duſtriearbeiter- oder ſonſtigen „ſtädtiſchen“ Berufs 
mit dem ländlichen, ſei es als Landarbeiter, ſei es 
als bäuerlicher Siedler. Zu unterſcheiden iſt bei 
letzteren wieder Pacht und Eigentum, kleiner Be— 
trieb und ſelbſtändige ſpannfähige Ackernahrung. 
Die Möglichkeiten gründen ſich auf das Neichsfied- 
lungsgeſetz vom 11. 8. 1919, deſſen Urheberſchaft 
in erſter Linie auf den verdienten landwirtſchaft⸗ 
lichen Profeſſor Sering zurückgeht. Wir wollen 
auf ſeinen Inhalt und ſeinen Wert gerade für In— 
duſtriearbeiter näher eingehen. Was zunächſt den 
Wechſel vom Induſtriearbeiter zum Landarbeiter 
angeht, ſo muß ſich die betreffende Familie ſelbſt 
darüber klar werden, ob fie ſich für die Land⸗ 
arbeit auf die Dauer eignet, denn an ſich iſt 
übrigens bei gutem Willen ein ſolcher Wechſel nicht 
allzu ſchwierig; namentlich wird es aber auch auf 
die Frau ankommen, der in erſter Linie die Sorge 


3 «> im BE 
für das Halsvich (Schweine, Ziegen, N 
Kuh) und das Geflügel obliegen wird. Die An⸗ 


forderungen an die Frau ſind ganz weſentlich 
andere und größere als in der Stadt. Freilich 
tauſcht ſie dafür beſſere Geſundheit der Kinder 
und das Aufhören von Nahrungsſorgen ein. An⸗ 
dererſeits muß ſie ſich klar machen, daß manche 
ſtädtiſchen Bequemlichkeiten und Vergnügungen 
ihr auf dem Lande fehlen werden. Für die Familie 
aber beſteht auf dem Lande die Ausſicht auf ſozialen 
Aufſtieg in weſentlich höherem Maße als in der 
Stadt. Dieſer Aufſtieg war ſchon früher bei jpar- 
ſamen ländlichen Arbeiterfamilien nicht ſelten, 
namentlich wenn ſie erwachſene Kinder als Schar— 
werker ſtellen konnten (viele Kinder bedeuten in 
der Stadt oft eine Laſt, auf dem Lande ſind ſie 
leicht zu ernähren und ſteigern ſpäter den Ver⸗ 
dienſt). Jetzt iſt der ſoziale Aufſtieg weſentlich 
erleichtert durch S 22 des Reichsſiedlungsgeſetzes. 
Danach können Landgemeinden und Gutsbezirke 
durch Anordnung der Landeszentralbehörde (in 
Preußen Kulturämter) verpflichtet werden, den— 
jenigen Arbeitern, welche im landwirtſchaftlichen 
Betriebe ihres Bezirks ſtändig beſchäftigt ſind, 
auf ihren Wunſch Gelegenheit zur Pacht oder 
ſonſtigen Nutzung von Land für den Bedarf des 
Haushalts zu geben. Dieſe Landabgabe wird nicht 
gan zutreffend als Pachtſiedlung bezeichnet, denn 

s handelt ſich eigentlich nicht um Siedler. Weder 
ſind es neue Siedler noch ſind es ſogenannte An— 
liegerſiedler, auf welche } weiter unten noch zurück⸗ 
zukommen ſein wird. Dieſe Beſchaffung von Ar— 
beiterpachtland bedeutet die erſte Stufe auf der 
Leiter des ſozialen Aufſtiegs. Hervorzuheben iſt, 


daß die Arbeiter ſtändig beſchäftigt ſein müſſen, | 


was dahin ausgelegt worden iſt, daß fie mindeſtens 
1 Jahr in dem landwirtſchaftlichen Betrieb, der 
das Land abgeben ſoll, tätig ſein müſſen, bei forſt⸗ 
wirtſchaftlichen Betrieben mindeſtens je 100 Tage 
in 2 Jahren. Die Träger der Pachtſiedlung ſind 
die Gemeinden, an die die Anträge zu richten ſind. 
Im allgemeinen wird es leichter ſein, im Guts⸗ 
bezirk das erforderliche Land zu beſchaffen als in 
Gemeinden. Andererſeits aber ſind in den Ge— 
meinden im allgemeinen die Erwerbs- und damit 
die Aufſtiegsmöglichkeiten größer. Zur Land- 
beſchaffung hat die Gemeinde ($ 24) das Zwangs- 
pacht⸗ und Enteignungsrecht, das ſich in erſter 
Linie an die Arbeitgeber richtet. 
Staatsdomänen ſtark herangezogen werden. Die 
Gemeinde hat dieſe Rechte nur in eigener Feld— 
mark und nur bis zu 5% ihrer geſamten land— 
wirtſchaftlich genutzten Fläche. 

Sofern der landwirtſchaftliche Arbeiter, der 
einen Pachtanſpruch hat, noch kein eigenes Haus 
(mit Garten) beſitzt, wird er gut tun, ſich dem⸗ 
nächſt um deſſen Beſchaffung zu bemühen, um ſich 
den weiteren Aufſtieg zu exleichtern. Außer den 
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oben angegebenen Hauszinsſteuermitteln kommen 
auch noch ſolche aus der Erwerbsloſenfürſorge in 
Betracht, d. h. nur an Stelle der Hauszinsſteuer, alſo 
nicht daneben. Dabei können in Anſatz gebracht 
werden für Wohnfläche bis zu 70 qm und außerdem 
20 qu für Scheune und Stall bei Werkwohnungen, 
40 qm bei Eigenheimen. Es find Einheitsſätze vor- 
geſehen, wonach die Unterſtützung etwa zwiſchen 
2500 —4500 R/ je Anweſen beträgt, und zwar 
werden für Eigenheime die höchſten Sätze gewährt. 
Die Zahl der auf dieſe Weiſe geſchaffenen Land⸗ 
arbeiterwohnungen iſt beträchtlich. Es ſind ſeit 
1921 bis zum 1. 1. 1926 insgeſamt 23 723; dabei 
iſt beſonders beachtlich das Verhältnis der Eigen: 
heime zu den Werkwohnungen. Während in den 
Jahren 1921 bis Mitte 1923 von 10 905 erſtellten 
Wohnungen nur 367 Eigenheime waren, ſtehen in 
der Zeit von Auguſt 1923 bis heute 6653 Werk⸗ 
wohnungen faſt ebenſoviele, nämlich 6165 Eigen- 
heime gegenüber und im letzten Jahre 1925 über- 
wiegen die Eigenheime mit 2868 bereits die Zahl 
der Werkwohnungen mit 2265 erheblich, indem je 
I Werkwohnungen 11 Eigenheime gegenüber 
ſtehen. Dieſe Zahlen zeigen die ſteigende Anteil— 
nahme der ländlichen Arbeiterbevölkerung an der 
Erwerbung von Eigenheimen. Zu den genannten 
treten noch die Fälle hinzu, in denen Landarbeiter 
mit Hilfe von Hauszinsſteuern ſich Eigenheime 
beſchafft haben, die im einzelnen nicht angegeben 
werden können. 

Kann der Landarbeiter (insbeſondere auch der 
von der Induſtrie zur Landarbeit Übergetretene) 
auf dieſe Weiſe zunächſt eine Pachtung, ſodann ein 
Eigenheim neben der Pachtung erhalten, ſo würde 
die nächſte Stufe im ſozialen Aufſtieg eine größere 
ländliche Stelle bis zur Größe einer Ackernahrung 
ſein. Die namentlich der Kuhhaltung dienliche 
Pachtung gemäß § 22 bedingte die Fortſetzung der 
Landarbeit in fremden Dienſt, da die Stelle allein 
die betreffende Familie nicht würde ernähren 
können. Anders bei der ländlichen Siedlung, ins⸗ 
beſondere bei der Ackernahrung, deren Name ſchon 
darauf hinweiſt, daß ſie geeignet iſt, eine Familie 
zu unterhalten. Hierzu ſchreibt das Reichsſied⸗ 
lungsgeſetz vom 11. 8. 1919 im $ 1 vor, daß die 
zänder verpflichtet find, durch gemeinnützige Sied- 
lungsgeſellſchaften neue Anſiedlungen zu ſchaffen 
und zur Hebung beſtehender Kleinbetriebe dieſe bis 
auf die Größe einer ſelbſtändigen Ackernahrung 
zu vergrößern. Letzteres iſt die ſogenannte An⸗ 
liegerſiedlung. Es liegt auf der Hand, daß der 

ritt vom Landarbeiterpachtland zum eigenen 

leinbetrieb kein allzu großer iſt und der vom 
Kleinbetrieb zum Anliegerſiedler und ſchließlich 
zum Eigentümer einer ſelbſtändigen Ackernahrung 
iſt dann lediglich eine Frage der Sparſamkeit und 
des Könnens. In welchem Umfange von der An⸗ 
liegerſiedlung, die von den Kulturämtern durchzu⸗ 


führen iſt, Gebrauch gemacht worden iſt, ergibt ſich 
daraus, daß in der Zeit von 1919 bis 1925 an 
111 298 Anlieger 120 719 ha zugelegt worden find. 
Hinſichtlich der Größe ſteht es ganz anders bei 
den eigentlichen Siedlungen, den Neuſiedlungen, 
bei denen neue Bauernſtellen geſchaffen werden, 
etwa durch Anſetzung zweiter Bauernſöhne uſw. 
Da weiſt das Ergebnis aus, daß auf 14 314 Siedler 
138 741 ha entfallen, alſo faſt 10 ha oder 
40 Morgen auf den Siedler, d. h. im Durchſchnitt 
eine Ackernahrung von Boden mittlerer Art und 
Güte. Es mag noch erwähnt werden, wie das 
Land für die Siedlungen gewonnen wird. Daß 
Pachtland für die Landarbeiter aus der Guts⸗ 
oder Gemeindefeldmark zur Verfügung zu ſtellen 
iſt, wurde bereits erwähnt. Schwieriger iſt die 
Frage der Beſchaffung des eigentlichen Siedlungs⸗ 
landes, ſowohl für die Anliegerſiedlung wie für 
die Neuſiedlung, da es ja zu Eigentum gegeben 
wird. Man hat zu dem Zweck im Geſetze vor- 
geſehen, einmal, daß Staatsdomänen zu höchſtens 
dem Extragswert nach Ablauf des Pachtvertrages 
den Siedlungsunternehmungen (provinziellen 
Siedlungsgeſellſchaften) unter gewiſſen Voraus- 
ſetzungen zum Kauf anzubieten ſind (§ 2 Reichs⸗ 
ſiedlungsgeſetz), ſodann haben dieſe Unterneh- 
mungen unter beſtimmten Vorausſetzungen das 
Recht, Moor- und Odland in Eigentum und 
Kultur zu nehmen. Der Preis wird ohne ordent— 
lichen Rechtsweg feſtgeſtellt. Die an Moor- und 
Odland vorhandenen Flächen ſind keineswegs ge- 
ring; handelt es ſich doch um mehr als ¼ Mil- 
lionen ha, davon liegt etwa die Hälfte in Hannover. 
Weiter hat das Siedlungsunternehmen das Bor- 
kaufsrecht gegenüber Anweſen von 25 und mehr ha. 
Die Hauptquelle zur Landbeſchaffung bilden aber 
die ſogenannten großen Güter, d. h. die Güter 
von 100 und mehr ha landwirtſchaftlicher Nutz⸗ 
fläche. Sie werden, wenn und wo ſie mehr als 
10% umfaſſen, zu Landlieferungsverbänden zu— 
ſammengeſchloſſen und haben dann das erforder- 
liche Land zu liefern, das ſie ſich beſchaffen können, 
teils durch Vorkaufsrecht, teils durch Enteig⸗ 
nung. Für die Preisermittlung iſt ein beſonderer 
Rechtsweg über die Landeskulturämter und das 
Oberlandeskulturamt vorgeſehen, deren Zu— 
ſammenſetzung beſondere Sachkunde im Sied⸗ 
lungsweſen und Unparteilichkeit ſichert. Dieſe Art 
der Landbeſchaffung iſt übrigens nicht für alle Pro⸗ 
vinzen verwendbar, da eben nicht alle Provinzen 
mehr als 10% Großgrundbeſitz aufweiſen. Dem⸗ 
nach beſtehen in Preußen Landlieferungsverbände 
für die Provinzen Oſtpreußen, Pommern, Bran⸗ 


denburg, Grenzmark, Niederſchleſien, Oberſchleſien, 


Sachſen und Schleswig⸗Holſtein, des weiteren für 
6 Kreiſe der Provinz Heſſen-Naſſau und für 
19 Kreiſe der Provinz Hannover, während die 
beiden volksreichſten Provinzen Weſtfalen und 
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Rheinland einen jo hohen Hundertſatz des Klein⸗ 
beſitzes aufweiſen, daß dort keine Landlieferungs— 
verbände zu bilden waren. 

Was die geldliche Durchführung der Siedlung 
angeht, jo iſt die Frage ja bereits bezüglich der Be- 
ſchaffung der Eigenheime auf dem Lande erörtert 
worden. Die Hinzunahme von Land zu Pacht oder 
Eigentum muß ſich naturgemäß nach den Mitteln 
des Bewerbers richten. Nur kann im allgemeinen 
geſagt werden, daß die Landpreiſe, alſo regelmäßig 
wohl auch die Pachten, zurzeit nicht hoch ſind, 
was noch nicht beſagt, daß fie im richtigen Ein- 
klang zum Ertrag ſtehen. Daneben ſchützt die 
Pachtſchutzordnung vor überſpannten Pachtforde⸗ 
rungen. Keineswegs einfach liegt die Frage der 
Mittelbeſchaffung hinſichtlich der Neuſiedlung. 
Eine ſolche wird, wenn ſie eine ſelbſtändige Acker⸗ 
nahrung umfaßt (etwa 40 bis 60 Morgen) min⸗ 
deſtens 20 000 Res koſten. Für den Aufbau der 
Gebäude wären vielleicht 6000 Re als Hauszins⸗ 
ſteuerhypothek zu erlangen; bliebe ein Reſt von 
14 000 AM. Früher gab die Rentenbank gegen 
3½ % JZinſen und geringe Tilgung bis zu 90% 
des Stellenwerts, daneben hohe Zwiſchenkredite 
und außerdem Stellenzulagen. Dieſe Art der 
Finanzierung iſt jetzt ſelbſtverſtändlich nicht mehr 
möglich, und die jetzige Art der Finanzierung er— 
fordert in ſehr viel höherem Maße die Bereit- 
ſtellung von eigenen Mitteln des Siedlungs- 
bewerbers. Der Staat hat bisher lediglich be— 
gonnen, in nicht unerheblichem Maße Zwiſchen⸗ 
kredite zur Verfügung zu ſtellen, aber Zwiſchenkredite 
wollen auch einmal wieder abgedeckt werden, und 
die Frage der Hypothekenbeſchaffung iſt trotz des 
letzthin erheblich flüſſiger gewordenen Pfandbrief⸗ 
marktes immer noch ſchwierig und die Zinſen viel 
zu hoch. Hinſichtlich der Beſchaffung von Neuland 
ſei ferner erwähnt das Geſetz über die Bereit- 
ſtellung von Staatsmitteln zur beſchleunigten 
Kultivierung privater Heide- und Moorländereien 
durch den Staat vom 9. 2. 1924 — G. S. S. 105 —; 
genannt das Dampfpfluggeſetz, weil die Kulti⸗ 
vierung mittels Dampfpflügen durchgeführt wird. 
Auf dieſe Weiſe erhält man Neuland. Das iſt für 
die Volksernährung zweifellos von größtem Wert, 
aber ob es billiger iſt als das vorhandene alte, 
ſteht dahin. Auch die Reichsverordnung vom 
13. 2. 1924 — R. G. Bl. S. 111 — über die Ver⸗ 
einfachung der Bildung von Odlandgenoſſen— 
ſchaften intereſſiert hier nur mittelbar. Wichtig 
iſt vielmehr in erſter Linie: Was frommt von all 
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dieſen Dingen und an ſich erfreulichen Möglich 
keiten ſozialen Aufſtiegs dem Induſtriearbeiter? 

Dazu iſt zu ſagen: 

1. Es iſt unbedingt zu begrüßen, wenn mög⸗ 
lichſt viele von ihnen in ländlichen Verhältniſſen 
im Eigenhaus mit Gärtchen wohnen. Das wird 
auf dem Lande regelmäßig eher und billiger zu er⸗ 
reichen ſein als in der Stadt. 

2. Es herrſcht im allgemeinen Überfluß an 
ſtädtiſchen und Mangel an Landarbeitern; — alſo 
ſoll, wer wirklich zu letzterem geeignet oder es gar 
früher ſelbſt geweſen iſt, als Landarbeiter wieder 
aufs Land gehen. 

3. Wer Landarbeiter iſt, ſoll es ſich ernſtlich 
überlegen, ob er in die Stadt zieht. Mag es dort 
in mancher Hinſicht mehr Selbſtändigkeit und 
mehr Abwechſelung und Vergnügen geben, als wie 
auf dem Lande, ſo hat letzteres den Vorzug des 
Fernbleibens von Nahrungsſorgen, der Stetigkeit 
der Arbeit, der Geſundheit der Familie und er— 
heblich größere Möglichkeiten ſozialen Aufſtiegs. 

4. Der ſoziale Aufſtieg iſt deshalb leichter, weil 
es auf dem Lande viel eher möglich iſt, ein Eigen⸗ 
heim mit Garten zu erwerben; — weil man ferner 
als ſtändiger Landarbeiter ein Landpachtrecht hat; 
— weil man von der Pacht allmählich zum kleinen 
Beſitz und von dieſem ſchließlich zur ſelbſtändigen 
bäuerlichen Ackernahrung kommen kann; alſo der 
klar gewieſene Weg vom abhängigen Lohnarbeiter 
zum unabhängigen Bauern. 

5. Es iſt dringend davor zu warnen, daß rein 
ſtädtiſch eingeſtellte Leute, insbeſondere auch In— 
duſtriearbeiter, aufs Land gehen in der Hoffnung 
und Erwartung, es dort beſonders leicht und be— 
quem zu haben. — Es ſollen nur fürs Land Ge— 
eignete die Umſiedlung vollziehen, und ſie ſollen 
ſich an die Übernahme rein landwirtſchaftlicher Be⸗ 
triebe nur dann heranwagen, wenn ſie Fach— 
kenntniſſe und Luſt zur Landarbeit beſitzen und die 
ſonſtigen Vorbedingungen erfüllen, namentlich 
auch hinſichtlich ihrer Frauen, ſonſt werden ſie 
nicht ihr Glück machen, ſondern ihre geringe vor- 
handene Habe auch noch aufs Spiel ſetzen. 5 

So wünſchenswert der Zuzug zum Lande iſt, 
und ſo ſehr er in der Richtung des Wiederaufbaus 
unſeres Landes und unſerer Wirtſchaft liegt, ſo 
falſch wäre es, den Entſchluß zur Umſiedlung zu 
faſſen und auszuführen, ohne ſorgfältige Über⸗ 
legung und ohne wirklich Sachkundige zu Rate zu 
ziehen. N 
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Keichswohnungspolitik. 


Von Oberregierungsrat Dr Dr Ruſch, Dresden. 


biet der Wohnungspolitik einen negativen 

Kompetenzkonflikt zwiſchen Reich, Ländern und 
Gemeinden. Jeder ſchob die Zuständigkeit dem 
anderen zu. Der Krieg und die Nachkriegszeit mit 
ihrer außerordentlichen Wohnungsnot machten 
dem zunächſt ein Ende und führten zwangsweiſe 
zu einem ſtarken aktiven Eingreifen der öffent⸗ 
lichen Gewalten, ausgehend vom Reich über die 
Länder bis zu den Gemeinden. Man handelte 
hierbei — abgeſehen vielleicht von den unmittelbar 
beteiligten Wohnungsreſſorts — weniger aus 
einer inneren Überzeugung heraus und der Er⸗ 
kenntnis, daß ſich die Stellung des Wohnungs⸗ 
weſens innerhalb der geſamten Wirtſchaft und 
Verwaltung weſentlich geändert habe, als vielmehr 
unter dem Druck der Verhältniſſe. Der Ausbau 
der Mieterſchutzgeſetzgebung im weiteſten Sinn, ſo⸗ 
wie das Baukoſtenzuſchußweſen ſtellten das Reich 
zunächſt in den Mittelpunkt der Wohnungspolitik, 
aber mehr und mehr verſuchte man innerhalb der 
Reichsverwaltung ſelbſt das Reich wieder in den 
Hintergrund treten zu laſſen und die Wohnungs⸗ 
politik den Ländern zu überweiſen. Ganz deutlich 
kam dieſes Beſtreben bei der 3. Steuernotverord- 
nung zum Durchbruch. Mit dieſer verzichtete das 
Reich tatſächlich auf die Führung in der Woh- 
nungspolitik und überwies dieſe den Ländern. Im 
weſentlichen blieb ihm lediglich die Führung hin⸗ 
ſichtlich der Bewirtſchaftung des alten Wohn⸗ 
raumes, während die Neubautätigkeit einſchließlich 
der Mietzinsſteuergeſetzgebung auf die Länder 
überging. a 

Dieſe Entwicklung war äußerſt bedenklich und 
beleuchtete klar das Verkennen der Bedeutung des 
Wohnungsweſens für unſer Staatsweſen und die 
Volkswirtſchaft. Denn die Abſicht der 3. Steuer- 
notverordnung ging nicht allein auf einen Ver— 
zicht des Reichs hinſichtlich der aktiven Wohnungs⸗ 
politik, ſondern im Hintergrund ſpielte zweifellos 
der Gedanke eine große Rolle, daß in abſehbarer 
Zeit unter Beſeitigung der Zwangswirtſchaft der 
freien Wirtſchaft die Bahn wieder geebnet werden 
ſollte. Es unterliegt keinem Zweifel, daß man 
letzten Endes mit einer Wiederherſtellung der Vor⸗ 
kriegsverhältniſſe im Wohnungsweſen rechnete. 
Gerechterweiſe darf man hierbei nicht überſehen, 
unter welchen Verhältniſſen die 3. Steuernotver⸗ 
ordnung erlaſſen wurde. Es handelte ſich damals 
darum, nach Möglichkeit den großen Beamten- 
orper abzubauen, die Verwaltung von allen un- 
nötigen Aufgaben zu entlaſten. Vor allem ent- 
ſpringen dieſe Gedankengänge demſelben Beweg⸗ 
grund wie die Inanſpruchnahme der Mietzins⸗ 
ſteuer für die allgemeinen Staatszwecke: der Feſti⸗ 


7. der Vorkriegszeit erlebten wir auf dem Ge- 


gung der Währung und damit der Rettung unſeres 
Staatsweſens überhaupt. Wie man heute aber 
an eine Nachprüfung der damals erlaſſenen 
Steuergeſetzgebung herangeht, jo erſcheint es nun— 
mehr auch angebracht, eine Nachprüfung dieſer 
Maßnahme auf dem Gebiet der Wohnungspolitik 
vorzunehmen. Selbſt wenn man ſich noch ſo ſehr 
dagegen ſträubt, wird man ſich gegen den Gedanken 
vergeblich anſtemmen, daß das Wohnungs- 
weſen die Stellung wieder gewonnen hat, die es 
in den vergangenen Jahrhunderten eingenommen 
hatte. Es bedeutet lediglich die Unterbrechung 
einer jahrhundertelangen Überlieferung, wenn das 
19. Jahrhundert unter dem Einfluß der liberalen 
Wirtſchaftsanſchauung auf dem Gebiet des Woh⸗ 
nungsweſens faſt alles der privaten Wirkſamkeit 
überließ. Heute hat das Wohnungsweſen für die 
Allgemeinheit wieder eine derartige Bedeutung 
gewonnen, Verwaltung und Geſetzgebung haben 
hier ſo tief eingreifen müſſen, daß es, ob man 
wollte oder nicht, wiederum zu einer öffent- 
lichen Angelegenheit geworden iſt. Als 
Folgerung ergibt ſich daraus: Es genügt nicht, wie 
in der Vorkriegszeit, daß lediglich durch geſetz⸗ 
geberiſche Maßnahmen die Grundlagen für die 
Wohnungswirtſchaft geſchaffen werden und die 
Verwaltung nur überwachend, allenfalls anregend 
und fördernd auftritt, ſondern auch aktives Ein⸗ 
greifen durch wirtſchaftliche Maßnahmen iſt ein 
unabwendbares Erfordernis. Infolgedeſſen kann 
aber auch nicht auf eine weitgehende ak— 
tive Reichswohnungspolitik ver⸗ 
zichtet werden. 2 


Es bedarf dazu keinesfalls einer Anderung der 
durch die Verfaſſung vorgeſchriebenen Zuſtändig⸗ 
keiten, ſondern das Reich muß nur von den ihm 
eingeräumten Kompetenzen Gebrauch machen. 
Nach der Reichsverfaſſung (Artikel 7, Nr. 12) ſteht 
dem Reich auf dem Gebiet der Wohnungsgeſetz⸗ 
gebung zunächſt einmal die Regelung des Enteig⸗ 
nungsrechtes zu. Sodann kann das Reich im Wege 
der Geſetzgebung Grundſätze aufſtellen über das 
Bodenrecht, die Bodenverteilung, das Anfiedlungs- 
und Heimſtättenweſen, die Bindung des Grund- 
beſitzes, das Wohnungsweſen und die Bevölke— 
rungsverteilung. Von Wichtigkeit iſt auch noch 
die ausſchließliche Zuſtändigkeit des Reichs über 
die Bevölkerungspolitik (Artikel 7, Nr. 7) und die 
Preisgeſtaltung wirtſchaftlicher Güter für die Ge- 
meinwirtſchaft (Artikel 7, Nr. 13). 

Im Rahmen dieſer Zuſtändigkeit hat das Reich 
ein ſo weitgehendes Betätigungsfeld, da es ſehr 
wohl richtunggebend und geſtaltend auf dem Gebiet 
der Wohnungswirtſchaft einzugreifen vermag. 
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1. Die ländliche Siedlung. War 
dieſes Gebiet früher in erſter Linie den Ländern 
vorbehalten, jo find dieſe heute infolge der grund⸗ 
legenden Anderung der Steuergeſetzgebung nicht 
mehr, wie früher etwa Preußen, in der Lage, die 
für eine großzügige Durchführung der ländlichen 
Siedlung erforderlichen Mittel ohne weiteres be— 
reitzuſtellen. Es bedarf keiner weiteren Darlegung, 
daß es ſich bei der landwirtſchaftlichen Siedlung 
heute um Maßnahmen zur Erhaltung unſeres Da- 
ſeins als Volk handelt, und daß wir in dieſer Hin⸗ 
ſicht den allergrößten Gefahren ausgeſetzt ſind, 
wenn hier nicht durchgreifende Maßnahmen er: 
folgen. Friedrich dem Großen war es möglich, im 
Oſten etwa 200 000 Menſchen landwirtſchaftlich 
anzuſiedeln, alſo mindeſtens 30—40 000 landwirt⸗ 
ſchaftliche Neuſiedlungen zu ſchaffen. Die preu— 
ßiſche Oſtmarkenpolitik ſchuf in der Zeit von 
1891-1919 knapp 20000 Neuſiedlungen. In 
der Nachkriegszeit ſind auf Grund des Reichs— 
ſiedelungsgeſetzes bis Ende 1924 in Preußen 
12 500 Neuſiedlungen geſchaffen worden. Dieſer 
Vergleich läßt einmal erkennen, daß in der Nach- 
kriegszeit im Verhältnis zu den früheren Koloni— 
ſationsabſchnitten trotz der außerordentlichen wirt— 
ſchaftlichen Schwierigkeiten Anerkennenswertes ge— 
leiſtet worden iſt. Freilich gemeſſen an dem, was 
gegenüber der anſchwellenden ſlawiſchen Flut not— 
wendig iſt, bedeutet es wenig. Alſo ſchon allein 
hier erwachſen dem Reich Aufgaben von großer Be— 
deutung. Hier handelt es ſich nicht mehr um 
preußiſche oder bayriſche Angelegenheiten, ſondern 
um die Frage der Erhaltung unſeres an ſich ſchon 
von allen Seiten fo arg beſchnittenen und weiter— 
hin gefährdeten Siedlungsgebietes. 

2. In noch viel höherem Grad erfordern die 
Verhältniſſe auf dem Gebiet des Wohnungs- 
weſens ein tatkräftiges Eingreifen durch das 
Reich. Wenn auch im weſentlichen durch die 
Unterſtützung ſeitens der öffentlichen Gewalten in 
der Nachkriegszeit bis Ende 1924 über 650 000 
Wohnungen im Reich erſtellt worden ſind, eine 
Leiſtung, die wiederum in Anbetracht des wirt- 
ſchaftlichen Tiefſtandes, namentlich auch im Ver⸗ 
gleich zu den Leiſtungen der Siegerſtaaten, als 
außerordentlich anerkennenswert bezeichnet werden 
muß, ſo bedeutet dies gegenüber dem ungeheuren 
Bedarf doch nur ein Geringes. Dabei enthalten 
die Ergebniſſe der Bevölkerungsſtatiſtik War⸗ 
nungszeichen, die bei dem engen Zuſammenhang 
zwiſchen Bevölkerungspolitik und Wohnungs- 
weſen auch vom Standpunkt der Wohnungspolitik 
der größten Beachtung bedürfen. Die Geburten⸗ 
häufigkeit (Anzahl der Geburten auf 1000 Ein⸗ 
wohner) iſt im Reich von 25 im Jahre 1921 
weiterhin auf 20 im Jahre 1924 geſunken gegen⸗ 
über 39 im Jahre 1871. In 46 Großſtädten, dem 
eigentlichen Sitz des Wohnungselends, geſtaltet 


ſich das Bild noch trauriger, da die Geburten— 
häufigkeit hier im Jahre 1921 bereits auf 20 ge 
fallen war, um in den folgenden Jahren in 
ſchnellſter Folge bis auf 14 im Jahre 1924 zu 
ſinken. In Groß-Berlin war in den Jahren 
1910-1914 noch ein Geburtenüberſchuß von 
5,7% vorhanden, im Jahre 1923 belief ſich die Ge⸗ 
burtsziffer auf 2,8 ¾, im Jahre 1924 auf 1,4%. 
Die Anzahl der Geburten vermochte hier nicht 
einmal den Abgang durch Todesfälle auszugleichen. 
Der Zuſammenhang zwiſchen Bevölkerungspolitik 
und Wohnungsweſen führt ohne weiteres zur Zu— 
ſtändigkeit des Reiches. Können auch dieſe geſchil— 
derten bedenklichen Erſcheinungen nicht allein auf 
die ſchlechten Wohnungsverhältniſſe zurückgeführt 


werden, ſo tragen ſie doch weſentlich mit dazu bei. 


Auf dem Gebiet des Wohnungs- 
weſens ſelbſt ergibt ſich die Not- 
wendigkeit eines aktiven Eingrei⸗ 
fens des Reichs zunächſt einmal auf 
die Wohnungspolitik im allge⸗ 
meinen. Bei der Bedeutung, welche dem Woh— 
nungsweſen heute für das geſamte Reich inne— 
wohnt, iſt es unbedingt erforderlich, daß die Woh⸗ 
nungspolitik in ihren Grundzügen auch vom Reich 
beſtimmt wird. Wenn in Kreiſen der Wirtſchaft 
das Bauen in gegenwärtigen Zeiten überhaupt für 
überflüſſig erklärt wird, ſo kann dem mit vollem 
Nachdruck nur vom Reich aus die Spitze geboten 
werden. Die Stellung des Wohnungsweſens inner- 
halb der allgemeinen Politik wird auch in den 
Ländern im weſentlichen von der Stellung inner— 
halb des Reichs abhängig ſein. Es ſei nur er⸗ 
innert an die von uns vor Jahresfriſt aufgeſtellte 
Forderung, die Wohnungspolitik in den Mittel⸗ 
punkt der geſamten Sozialpolitik zu rücken (Bau⸗ 
welt, 5. März 1925, S. 229). Die Frage, ob auf 
dem Gebiet des Wohnungsweſens Rückkehr zu den 
Verhältniſſen der Vorkriegszeit erwünſcht erſcheint, 
oder vielmehr auf eine planmäßige Woh- 
nungsreform zugeſteuert werden ſoll, muß 
innerhalb der Verwaltung und Geſetzgebung 
ebenfalls vom Reich beantwortet werden. Es be⸗ 
darf keiner weiteren Ausführungen, daß für die 
Frage Zwangswirtſchaft — freie 
Wirtſchaft allein eine einheitliche Regelung 
durch das Reich möglich iſt und eine verjchieden- 
artige Regelung durch die einzelnen Länder ſich 
ſehr bald als unerträglich erweiſen würde. Bei der 
Frage der Behandlung des alten Wohn⸗ 
raumes iſt an der Zuſtändigkeit des Reichs bis⸗ 
her nicht gerüttelt worden; eine Regelung anders 
als durch das Reich wäre auch hier nicht denkbar. 
Schon allein die Frage der Mietengeſtaltung iſt 
von ſo einſchneidender Bedeutung für unſer ge⸗ 
ſamtes Wirtſchaftsleben, daß dem Reich die Füh⸗ 
rung auf dieſem Gebiet unbedingt verbleiben muß. 
Die Geſtaltung der Gehälter und Löhne iſt ſo 
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innig mit der Frage der Mietengeſtaltung ver⸗ 
knüpft, daß eine weit auseinanderklaffende Rege⸗ 
lung in den einzelnen Ländern die Beſoldungs⸗ 
politik und Lohnpolitik des Reichs zunichte machen 
würde; der Zuſammenhang zwiſchen beiden iſt 
nicht zu trennen. Die Mietengeſtaltung iſt aber 
weiterhin auch von Einfluß auf die Maßnahmen 
auf dem Gebiet der Neubautätigkeit. Das Höchſt⸗ 
maß deſſen, was dem Inhaber einer Neuwohnung 
als Mietaufwendung zugemutet werden kann, kann 
nicht ohne Zuſammenhang mit der Geſtaltung der 
Mieten in den Altwohnungen bleiben; auch dieſe 
Zuſammenhänge rechtfertigen die Forderung nach 
einer maßgeblichen Geſtaltung der Wohnungs⸗ 
politik durch das Reich. 

Erſt recht gilt dies für die einzelnen Rechts- 
gebiete, welche die Grundlagen für die Neubau⸗ 
tätigkeit darſtellen. 

a) Auf dem Gebiet des Bodenrechts hat 
das Reich grundlegende Arbeit im Jahre 1919 und 
1920 mit dem Reichsſiedelungsgeſetz, der Erbbau⸗ 
verordnung, der Verordnung zur Behebung der 
dringendſten Wohnungsnot, der Kleingarten und 
Pachtlandordnung und dem Reichsheimſtätten⸗ 
geſetz geleiſtet. Hiermit iſt ein Markſtein in der 
Entwicklung unſeres Bodenrechtes geſetzt. Darüber 
hinaus hat aber das Reich trotz aller weitgehenden 
Vorarbeiten auf eine aktive Politik bisher ver⸗ 
zichtet. Die Bemühungen der Länder auf dieſem 
Gebiet ſind an der Begrenztheit ihrer Zuſtändig⸗ 
keit geſcheitert. Soll alſo die weitere Entwicklung 
hier nicht gehemmt werden, ſo muß auch hier das 
Reich die weitere Führung übernehmen. Hinſicht⸗ 
lich der Frage der Bindung des Bodens dürften 
das Reichsheimſtättengeſetz und die Erbbauver⸗ 
ordnung zunächſt ausreichen. Sobald es ſich aber 
darum handelt, den Gemeinden die notwendige 
geſetzliche Handhabe für eine Bodenvorratswirt⸗ 
ſchaft zu geben, iſt die Mitwirkung des Reichs 
ſchwer zu entbehren, ſo bei der Frage der Aus⸗ 
geſtaltung des Vorkaufsrechtes zu einem Ankaufs⸗ 
recht. Im engſten Zuſammenhang damit ſteht 
die der ausſchließlichen Geſetzgebung des Reichs 
vorbehaltene Frage der Geſtaltung des Enteig⸗ 
nungsrechtes, ſodann die Frage der Beeinfluſſung 
des angemeſſenen Preiſes, ſei es, daß man nach 
den Vorſchlägen des Bodenreformgeſetzes zur 
Selbſteinſchätzung greift und dieſe für alle das 
Grundſtück betreffende Verwaltungsmaßnahmen 
(Enteignung, Vorkaufsrecht, Beſteuerung) aus⸗ 
ſchlaggebend ſein läßt, ſei es, daß man den ſog. 
Steyer ſſchen Richtlinien nachgeht. Eine der 
Grundurſachen für das verfehlte Syſtem der Vor⸗ 
kriegszeit war die Art der Bodenerſchließung. Er⸗ 
freulicherweiſe liegen hier Vorarbeiten für 
Preußen und ein Geſetzentwurf für Sachſen vor, 

ie hier eine grundlegende Anderung vorſehen. 
Da ſich jedoch verſchiedentlich Großſtadtprobleme 


an den Landesgrenzen ſtoßen (Groß-Hamburg, 
Groß-Frankfurt, Leipzig) erſcheint auch auf dieſem 
Gebiet eine Rahmengeſetzgebung durch das Reich 
nicht nur erwünſcht, ſondern ſogar erforderlich. 

b) Auf dem Gebiet der Finanzierung des 
Wohnungsbaues iſt das Reich bis zur 3. Steuer⸗ 
notverordnung ausſchlaggebend geweſen und hat 
dann durch das Finanzausgleichsgeſetz die Zügel 
wieder etwas an ſich genommen. Da auf Jahre 
hinaus der Kleinwohnungsbau ohne öffentliche 
Unterſtützung nicht möglich ſein wird, ſo wäre auch 
hier wünſchenswert, daß hinſichtlich der Verwen— 
dung der Mittel der Mietzinsſteuer durch das 
Reich, wenigſtens im großen, Richtlinien aufgeſtellt 
würden, um die Buntſcheckigkeit in den Ländern, 
wie ſie ſich in den letzten Jahren ergeben hat, 
wenigſtens etwas auszugleichen. — Mit der Rege⸗ 
lung der Mietzinsſteuer allein iſt es jedoch nicht 
geſchehen. Die Hoffnung auf eine baldige Wieder⸗ 
herſtellung eines Marktes für 1. Hypotheken hat 
ſich bisher nicht erfüllt. Man ſollte ſich hüten, die 
im Anfang dieſes Jahres eingetretene Beſſerung 
auf dem Pfandbriefmarkt als den Anfang einer 
dauernden Beſſerung zu betrachten. Allem 
Anſchein nach handelt es ſich hier nur um die Unter- 
bringung augenblicklich flüſſiger Mittel, die in der 
Induſtrie nicht die gewünſchte Anlage finden, aber 
nicht um die Anlage von Sparkapital. Die Frage 
der Heranziehung der privaten und öffentlichen 
Verſicherungsträger zur Beſchaffung von 1. Hypo⸗ 
theken iſt hier eine wichtige Aufgabe für das Reich. 
— Ganz im Hintergrund taucht dann noch die 
Frage einer Umgeſtaltung unſeres Hypotheken⸗ 
rechtes auf, das ja in ſeiner heutigen Faſſung 
ſich leicht zum Hypotheken un recht auswirkt (vergl. 

ſchwege, Boden- und Hypothekenprobleme, 
Fiſcher, Jena). Im Augenblick erſcheint dieſe 
Frage allerdings noch nicht ſo dringend. 

e) Schließlich iſt die aktive Reichswohnungspolitik 
auch bei der Bauſtoffrage nicht zu entbehren. 
Bei der Frage der Preisgeſtaltung handelt es ſich 
zum großen Teil um Verhandlungen mit den 
Reichskartellen, jo daß an ſich ſchon die Be 
mühungen der Länder um die Preisgeſtaltung der 
Bauſtoffe ſcheitern müſſen, auch fehlt es ihnen an 
den geſetzlichen Handhaben dazu, während das 
Reich — wie oben hervorgehoben — verfaſſungs⸗ 
gemäß zuſtändig iſt. Hier ſpielt auch die Frage der 
Geſtaltung der Bahntarife, die Frage der allge- 
meinen Lohn- und Tarifpolitik mit hinein. 

Dieſer Überblick zeigt, daß ſich für das Reich 
völlig im Rahmen ſeiner verfaſſungsmäßigen Zu⸗ 
ſtändigkeit ein weites Betätigungsfeld bietet; dabei 
handelt es ſich überall um Fragen, bei denen eine 
aktive Politik des Reichs ſich als unbedingt not⸗ 
wendig ergibt. Für die Länder bleibt ſodann die 
Zuſtändigkeit der verwaltungsmäßigen Ausfüh⸗ 
rung der vom Reich erlaſſenen Rahmenvorſchriften 
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und Grundzüge, während der Schwerpunkt der 
praktiſchen Durchführung nach wie vor in den 
Händen der Gemeinden und Kommunalverbände 
bleiben wird. 

Erfreulicherweiſe mehren ſich die Anzeichen, 
daß das Reich im Sinn dieſer Ausführungen aktive 
Wohnungspolitik wieder zu treiben beabſichtigt. 


Die geplante Fürſorge des Reichs auf dem Gebiet 
der ländlichen Siedlung hat der Reichskanzler 
wiederholt betont; auf dem Gebiet des Wohnungs⸗ 
weſens hat der Reichstag ſich wiederholt für eine 
aktive Reichspolitik ausgeſprochen, und auch die 


Reichsregierung läßt dankenswerterweiſe die Ab- 


ſicht des Vorgehens nach dieſer Richtung erkennen. 


Wohnungsfürſorge⸗Geſellſchaften und Städteorganifationen 
(mit Beziehung auf die Wohnungsfürſorgegeſellſchaft für Oberſchleſien, G. m. b. H., Oppeln). 
Von Erſten Bürgermeiſter a. D. Salomon, Breslau, Geſchäftsführer des Schleſiſchen Städtetages. 


ie Wohnungszwangswirtſchaft, die Preisver⸗ 

hältniſſe auf dem Baumarkt und vieles 
andere haben es mit ſich gebracht, daß der 
geſamte Wohnungsbau faſt ausſchließlich aus 
öffentlichen Mitteln durch die Kommunen 
oder durch die provinziellen Wohnungsfür⸗ 
ſorgegeſellſchaften beſchafft wird, und daß der 
Privatunternehmer nur vereinzelt und weſentlich 
nur in Großſtädten an den Bau von Wohnhäuſern 
herangehen kann. Dieſe Tatſache bedingt nun 
zwangsläufig ein beſonders vertrauensvolles Zu⸗ 
ſammenarbeiten zwiſchen Kommunen und Woh⸗ 
nungsfürſorgegeſellſchaften, da nur fo die zur Ver— 
fügung ſtehenden Mittel reſtlos und in einer ſo⸗ 
wohl die Anſprüche der Kommunen, wie der unter⸗ 
zubringenden Wohnungsloſen befriedigenden Weiſe 
verwendet werden können. 

Von den Schleſiſchen Siedlungs⸗-Geſellſchaften 
hat mit Rückſicht auf die politiſchen Verhältniſſe, 
die den Wohnungsbau in Oberſchleſien durch die 
Beſatzungsperiode um zwei Jahre aufhielten und 
in der Entwickelung hemmten, während anderer- 
ſeits der rieſige Flüchtlingszuſtrom die ſchon be⸗ 
ſtehende Wohnungsnot ins Grenzenloſe ſteigerte, 
die oberſchleſiſche Wohnungsfürſorge-Geſellſchaft, 
die jetzt in Oppeln ihren Sitz hat, am meiſten Ge⸗ 
legenheit gehabt, beſonders auch in den Städten 
großzügig zu ſiedeln. Sie hat dabei einen außer⸗ 
ordentlich feinen architektoniſchen Geſchmack be= 
wieſen, und was von Seiten der Städte gern an- 
erkannt wird, verſtanden, in ſelten vertrauens⸗ 
vollem Zuſammengehen mit den Stadtgemeinden 
den Wohnungsbau zu fördern. 

Der Schreiber dieſer Zeilen hat Gelegenheit 
gehabt, die große Siedlung in Oppeln zu ſehen, 
wo in vorbildlicher Weiſe in organiſchem Verband 
mit der beſtehenden Altſiedlung gleichſam eine neue 
Stadt aus dem Boden gewachſen iſt, in der auch 
die Kirche nicht fehlt. Er hat weiter in den klei⸗ 
neren Städten der rechten Oderſeite, wie Roſen⸗ 
berg, beſonders Guttentag, kleine Siedlungen 


Die Tätigkeit der prov. Wohnungsfürſorgegeſell⸗ 
ſchaft für Niederſchleſien „Schleſiſche Heimſtätte“ wird 
in einem ſpäteren Aufſatz behandelt werden. 


kennen gelernt, die, ſo in Guttentag, ſich harmoniſch 
in das beſtehende Stadtbild einfügen; anſprechend 
iſt weiter die Siedlung in Laband, die an den Wald 
angelehnt, ſchon von weitem einen außerordentlich 
traulichen Eindruck macht. Ahnlich, aber noch um⸗ 
faſſender und geſchloſſener find dann die Sied- 
lungen in Hindenburg und Mikultſchütz. Ganz be⸗ 
ſonders großſtädtiſch und geſchmackvoll ſind aber 
die Bauten, welche die Wohnungsfürſorgegeſell— 
ſchaft in Gleiwitz, ſei es in geſchloſſenen Sied— 
lungen, oder an altbeſiedelten Straßen, ſo der 
Moltkeſtraße, aufgeführt hat. 

Indeſſen iſt das Gebiet des Wohnungsbaues 
nicht das einzige Feld, auf dem Kommunen und 
Wohnungsfürſorgegeſellſchaften zuſammenarbeiten 
müſſen; faſt noch wichtiger iſt eine ſolche Zu⸗ 
ſammenarbeit auf dem Gebiet der Planung und 
Städteſiedlung überhaupt. 

In den meiſten der kleineren Städte haben ſich 
auf Grund hiſtoriſcher Entwickelung Siedlungsver— 
hältniſſe gebildet, die in ihrer kommunalen Zer⸗ 
riſſenheit und gegenſeitigen Einengung nach Ab⸗ 
hilfe ſchreien. Vielfach liegen Gutsbezirke oder 
kleine dörfliche Ortſchaften in Gemengelage mit 
Stadtbezirken, jo daß ſelbſt nach den bisher unzu⸗ 
reichenden Eingemeindungs-Beſtimmungen der 
Landgemeindeordnung pp. im Allgemeinintereſſe 
der Stärkung kommunaler Wirtſchaftskörper eine 
Bereinigung der kommunalen Bezirke dringend 
notwendig und auch möglich iſt. Hier liegt das 
Hauptgebiet einer Zuſammenarbeit beider Organi- 
ſationen. Vorbedingung für einen Eingemein- 
dungs⸗Antrag, den vielfach die Städteorganiſa⸗ 
tionen — in Schleſien die Geſchäftsſtelle des Schle⸗ 
ſiſchen Städtetages — vorbereiten und unter⸗ 
ſtützen wird, iſt ein Generalſiedlungsplan, der eine 
zweckmäßige Aufteilung des Stadtgebiets und die 
Erſchließung von Gelände für die kommende Ber 
bauung zum Inhalt haben muß. Der Siedlungs- 
plan hat weiter vorzuſehen, daß die Induſtrie, 
ſoweit ſie ſich neu ſiedelt, die nach Gelände, Bahn“ 
anſchluß und ſtändiger Windrichtung als geeignet 
zu bezeichnende Gegend zugewieſen erhält, daß 
Sportplätze und Badeanlagen, Spielplätze für die 
Jugend uſw. vorgeſehen werden. Der Zuſammen⸗ 
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arbeit zwiſchen den Städteorganiſationen und den 
Wohnungsfuͤrſorgegeſellſchaften bei der Aufſtellung 
ſolcher Generalſiedlungspläne iſt da ein weites 
Feld gemeinſamer Betätigung erſchloſſen, auf dem 
Wertvolles für die Geſamtheit der Städte und 
deren Bevölkerung geleiſtet werden kann. 
SBellbſtverſtändlich erwarten die Städteorgani⸗ 
ſationen nicht, daß ſich die Wohnungsfürſorgegeſell— 
ſchaften einſeitig für Städteintereſſen einſetzen. Die 
Wohnungsfürſorgegeſellſchaften müſſen, wenn ſie 
erfolgreich arbeiten wollen, mit Städten, wie auch 
mit Landkreiſen und Landgemeinden verjtändnis- 
voll zuſammenarbeiten. Das wird ſie aber nie⸗ 
mals hindern, in objektiver Beurteilung der woh— 
nungswirtſchaftlichen Zuſammenhänge von ihnen 
erbetene Gutachten abzugeben. Schließlich werden 
die Wohnungsfürſorgegeſellſchaften ſich auch immer 
vor Augen halten können, daß ja, ſolange der Woh- 
nungsneubau aus der Hauszinsſteuer beſtritten 
werden muß, die Städte allein dieſe Summen auf⸗ 
bringen und daher der beſonderen Fürſorge 
e lub verſichert ſein 
ürfen. 


Wären die Wohnungsfürſorgegeſellſchaften in⸗ 
deſſen nur zur Förderung des Wohnungsneubaues 
beſtimmt und erſchöpfte ſich darin ihre Zweck— 
beſtimmung, dann dürfte ihnen im Intereſſe der 
Volkswirtſchaft und der Befreiung der Wirtſchaft 
von läſtigen Feſſeln kein langes Daſein prophezeit 
werden. Wer aber von den Ideen des Städtebau— 
geſetzentwurfs ausgehend weiter ſieht, wird gerade 
den Wohnungsfürſorgegeſellſchaften als den ge— 
gebenen Planungsſtellen eine noch viel wertvollere 
Aufgabe zugewieſen ſehen, als den Stellen, welche 
auf dem Gebiet des interkommunalen Ausgleichs 
und der Ordnung des Bauweſens eine führende 
Rolle zu ſpielen berufen ſein werden. Wenn die 
Geſellſchaften auf dieſem Gebiet mit dem erforder⸗ 
lichen Takt und der gebotenen Umſicht vorgehen, 
werden ſie ſich ein Tätigkeitsfeld erobern, das 
ihnen auf Jahrzehnte hinaus fruchtbare Arbeit 
zum Beſten des Volksganzen bieten kann. Auf 
dieſem Wege und in dieſer Betätigung werden die 
Städteorganiſationen immer Schulter an Schulter 
mit ihnen arbeiten. 


Unfer Wohnungsbedarf. 


Von Dipl.⸗Ingeniur O. Backhaus, Berlin. 


Den Beſtrebungen, die Wohnungsbautätigkeit zu 
ſteigern, iſt in letzter Zeit von verſchiedenen 
Seiten und unter verſchiedenen Geſichtspunkten ent⸗ 
gegengetreten worden. Unter dem Schlagwort: „Vom 
Unfug des Bauens“ verſuchen gewiſſe Kreiſe der 
Wirtſchaft nachzuweiſen, daß der Wohnungsbau 
wegen der langfriſtigen Bindung der in ihm an⸗ 
gelegten Kapitalien ein Gebiet wirtſchaftlicher Be⸗ 
tätigung ſei, auf welches man ſich bei dem heutigen 
Kapitalmangel nur mit der größten Zurückhaltung 
begeben ſolle. Es fehlt ſogar nicht an Stimmen, 
welche den Wohnungsbau für ein verarmtes Volk 
als Luxus bezeichnen, auf den es eben verzichten 
müſſe. Von anderer Seite wird behauptet, daß die 
Beibehaltung der Zwangswirtſchaft im Wohnungs⸗ 
weſen ſo ziemlich allein daran ſchuld habe, daß eine 
Wohnungsnot noch beſtehe. Die Einführung der 
freien Wirtſchaft würde ein Zuſammenrücken der 
Bevölkerung und eine zweckmäßigere Verteilung der⸗ 
ſelben auf die vorhandenen Wohnungen erzwingen. 
An ſolchen Geſichtspunkten wird man nicht vor⸗ 
beigehen können, wenn es ſich darum handelt, die 
wirtſchaftlichen Möglichkeiten und 
ie rechtlichen Notwendigkeiten mit 
der Befriedigung des tatſächlichen Woh- 
nungsbedarfs in Einklang zu bringen. Für 
den Bedarf als ſolchen iſt jedoch der zuerſt genannte 
Geſichtspunkt von gar keiner, der zweite nur von 
ſehr nebenſächlicher Bedeutung. Der Woh- 
nungsbedarf iſt vielmehr in allererſter Linie 


abhängig von der Bevölkerungsbewe— 
gung, d. h. ihrer abſoluten Zahl, ihrer Zunahme, 
der Zahl der Eheſchließungen und damit der 
Haushaltungen. Die Zahl der ſelbſtändig 
wirtſchaftenden Haushaltungen entſpricht theoretiſch 
genau dem tatſächlichen Bedarf an Wohnungen, 
den wir hier Bruttobedarf nennen wollen. 
Von dieſer Zahl find erfahrungsgemäß etwa 2% 
abzuziehen für ſolche Wohnungen, die auch in nor⸗ 


malen Zeiten mit mehreren Haushaltungen belegt 


ſind, woraus ſich der Nettobedarf ergibt. 
Stellt man dieſem Nettobedarf die am Stichtage 
tatſächlich vorhandenen Wohnungen gegenüber, ſo 
ergibt ſich der etwaige Fehlbetrag oder Überſchuß 
an Wohnungen. 

Die Veröffentlichungen des Statiſtiſchen Reichs⸗ 
amts können uns nun einige Fingerzeige geben, die 
für die Beurteilung dieſer Frage wertvoll ſind. 

Die Zahl der Eheſchließungen ſo⸗ 
wohl wie der jährliche Geburtenüber⸗ 
ſchuß hielten ſich bis zum Kriege auf einem ziem- 
lich gleichmäßigen Niveau. Auf 1000 Einwohner 
bezogen, betrug mit geringen Abweichungen die 
Zahl der Eheſchließungen bis zum Jahre 1914 
durchſchnittlich 7,8, der Geburtenüberſchuß 13. 
Letzterer zeigte allerdings ſeit dem Anfang des 
Jahrhunderts eine fallende Tendenz, ohne jedoch 
an den Tiefſtand der 80er Jahre bereits heran⸗ 
gekommen zu ſein. Während aber die Zahl der 
Eheſchließungen nach 1914 nur um etwa ½ ge 
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ringer war als der Durchſchnitt und ſelbſt bei ihrem 
tiefſten Stand während der Jahre 1915 und 1916 
noch über 50 % des Durchſchnitts lag, ſank der 
Überſchuß der Geborenen über die Geſtorbenen be- 
reits 1914 auf etwa 75 % des Durchſchnitts, um 
ſchon 1915 unter 0 % zu ſinken, und bis 1918 er⸗ 
reichte der Uberſchuß der Geſtorbenen 
über die Geborenen rund 80 % des 
früheren Geburtenüberſchuſſes. Die 
Jahre 1919—1922 brachten eine um durch- 
ſchnittlich 50 höhere Eheſchlie⸗ 
Bungsziffer als der Vorkriegsdurchſchnitt 
war und glichen damit den Ausfall zu einem guten 
Teil wieder aus, während ſich der Geburtenüber⸗ 
ſchuß nur in den Jahren 1920 und 1921 dem Vor⸗ 
kriegsſtand auf etwa 90 % näherte, ſeitdem aber 
auf durchſchnittlich etwa 66 des Vorkriegsdurch⸗ 
ſchnitts ſtehengeblieben iſt. Daraus folgt, 
daß die Zahl der Haushaltungen 
verhältnismäßig viel ſtärker ge⸗ 
ſtie gen iſt als die Bevölkerungszahl, 
daß ferner der Zugang an Haushal⸗ 
tungen ſeit dem Jahre 1914 zwar 
ſehr ſchwankend, insgeſamt aber bis 
1924 genau jo groß geweſen iſt, wie 
er bei ruhiger Entwicklung geweſen 
wäre. 

Für die Richtigkeit dieſer Behauptung ſpricht 
auch die Zahl der Eheſchließungen, welche in dem 
Jahrzehnt von 1901/1910 durchſchnittlich 8, in den 
Jahren 1911—1924 durchſchnittlich ſogar 8,5 auf 
1000 Einwohner betragen hat. 

Bei einer Bevölkerungszahl von rund 
65 Millionen betrug die Zahl der jelb- 
ſtändig wirtſchaftenden Haushal⸗ 
tungen nach der Volkszählung von 1910 
rund 14,3 Millionen. Auf das heutige 
Reichsgebiet umgerechnet ergibt ſich für 1910 eine 
Bevölkerungszahl von rund 58 ½ Millionen, der 
12,8 Millionen ſelbſtändig wirtſchaftende Haushal⸗ 
tungen entſprechen würden. Berückſichtigt man, 
daß — wie oben erwähnt — etwa 2 % dieſer 
Haushaltungen ſtändig mit anderen Haushaltungen 
zuſammengewohnt haben, daß aber andererſeits 


ein ebenfalls auf etwa 2% anzunehmender Bruch: . 


teil der vorhandenen Wohnungen vor dem Kriege 
ſtändig leergeſtanden hat, ſo kann man annehmen, 
daß dieſe Zahl derjenigen der 1910 vorhanden ge⸗ 
weſenen Wohnungen ziemlich genau entſpricht. 
Für die Ermittelung des Reinzuganges an 
Wohnungen in den Jahren 1910—1918 fehlt es 
leider an Unterlagen, auf Grund deren man zu 
einem wirklich zuverläſſigen Ergebnis kommen 
könnte. Alle Umrechnungen, welche man auf 
Grund von Teilſtatiſtiken vornehmen kann, dürfen 
zweifellos nur mit großem Vorbehalt ver⸗ 
allgemeinert werden. Immerhin können ſie aber 
für die Jahre bis zum Kriege noch einen gewiſſen 


Anhalt geben, während man für die Kriegsjahre 


ſelber faſt ausſchließlich auf Schätzungen ange⸗ 
wieſen iſt. Eine Feſtſtellung aus dem Jahre 1913 
ergibt, daß der Reinzugang an Woh⸗ 
nungen auf 1000 Einwohner im 
Durchſchnitt von 37 Städten in dieſem Jahre 4,4 
betrug. Nimmt man dieſen Satz für das ganze 
Reich an, ſo kommt man bei einer durchſchnitt⸗ 
lichen Bevölkerungszahl von 60 Millionen auf 
einen jährlichen Reinzugang von 240—260 000 
Wohnungen; das ergibt für die Jahre 1911—13 
720 000 Wohnungen. Während der Kriegsjahre 
dürfte ſich der Reinzugang ſtark verringert haben, 
da einmal das Bauverbot die Neubautätigkeit 
ſchließlich gänzlich unmöglich machte, andererſeits 
aber durch die Vernachläſſigung des alten Be— 
ſtandes der Verfall und damit der Abgang an 
Wohnungen bei den ſchon damals nicht mehr ganz 
einwandfreien Wohnhäuſern noch ſchnellere Fort— 
ſchritte machte; immerhin wird man ihn auf etwa 
300 000 ſchätzen dürfen. Es muß ferner ange⸗ 
nommen werden, daß der größte Teil der vor dem 
Kriege leerſtehenden Wohnungen inzwiſchen eben- 
falls beſetzt worden iſt, wodurch rund 250 000 
Haushaltungen Unterkunftsmöglichkeit gegeben 
wurde. Dazu kommt dann noch der Reinzugang 
an Wohnungen in den Jahren 1918—24 in Höhe 
von 665 500. Insgeſamt würde ſich alſo für die 
Jahre 1910/24 ein Zugang von rund 1,94 Mil⸗ 
lionen Wohnungen ergeben und damit für das 
Ende des Jahres 1924 ein Wohnungsbeſtand von 
14,7 Millionen. Nun rechnet man auf Grund des 
vorläufigen Ergebniſſes der Volkszählung von 
1925 mit rund 15,5 Millionen Haushaltungen. 
Wir würden demnach in Deutſchland Mitte 1925 
einen Fehlbetrag von 800 000 Wohnungen gehabt 
haben. 

Dr. Für jt vom Statiſtiſchen Reichsamt kommt 
auf Grund einer ähnlichen Umrechnung zu einem 
Fehlbetrag von 400000 Wohnungen. Auch in 
ſeiner Rechnung ſteht der unſichere Faktor des 
Reinzugangs an Wohnungen während der Striegs- 
jahre. Ein genaues Ergebnis wird man erſt von 
der Reichswohnungs⸗Zählung erwarten können, 
die inzwiſchen auf das Jahr 1927 verſchoben 
worden iſt. 

Haben wir ſo den Geſamtbedarf an Wohnungen 
für das Reich zu ermitteln verſucht, ſo wird die 
Verteilung des Bedarfs auf die einzelnen Teil- 
gebiete, insbeſondere auch auf die größeren Städte, 
ohne beſondere Erhebungen nicht möglich ſein. 
Aber auch auf dieſem Wege ſind die erſten Schritte 
getan, welche das oben im großen gegebene Bild 
im einzelnen durchaus beſtätigen. 

Sehr wertvolles Material ergibt hier eine 
Rundfrage des Preußiſchen Städtetages, welche 
von 20 preußiſchen Großſtädten beantwortet 
worden iſt. Mit Ausnahme von Königsberg in 
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Preußen, wo ſchon 1910 weniger Wohnungen als 
Haushaltungen vorhanden waren, hat in allen 
Städten im Jahre 1910 die Zahl der Wohnungen 
diejenige der Haushaltungen überſtiegen. Im 
Jahre 1925 dagegen war das Verhältnis durch⸗ 
weg umgekehrt. Übrigens hat auch die Stadt 
Leipzig, welche in der Zuſammenſtellung des 
Deutſchen Städtetages nicht enthalten iſt, vor dem 
Kriege bereits mehr Haushaltungen als Woh⸗ 
nungen gehabt. Derartige Erſcheinungen ſind aber 
durchaus die Ausnahme geweſen. 

In 45 oſtpreußiſchen Städten und Gemeinden 
überſtieg nach einer in allerletzter Zeit gemachten 
Feſtſtellung die Zahl der Haushaltungen diejenige 
der Wohnungen um rund 4230, ein Beweis dafür, 
daß auch in kleinen und ländlichen Gemeinden 
heute noch Wohnungsmangel beſteht. Für Königs⸗ 
berg betrug dieſe Zahl nach derſelben Erhebung 
6755. Auch Einzelerhebungen in verſchiedenen 
Städten zeigen, daß die prozentuale Zunahme der 
Bevölkerung, der Haushaltungen und der Woh⸗ 
nungen durchaus dem Ergebnis entſpricht, welches 
wir oben ermittelt haben. So betrug: 


Die Die Die 
Bevölterungs⸗] Zunahme an | Zunahme an 
zunahme Wohnungen [Haushaltungen 


in Mühlheim a. R. 12,3% 
Köln 17,0% 34,0% 
Preußen im 

Durchſchnitt 8.72% 23,61% 


Eine Ausnahme bildet die Stadt Cottbus, in 
welcher der Bevölkerungszuwachs 7,4%, der Zus 
wachs an Wohnhäuſern 31%, der Zuwachs an 
Haushaltungen 6,3 % betragen hat. 

Aus dieſem Unterſchied im Wachstum erklärt 
es ſich auch ohne weiteres, daß ſich vielerorts heute 
die Behauſungsziffer etwas günſtiger ſtellt, als ſie 
vor dem Kriege geweſen iſt. 

Soll dem Wohnungsmangel planmäßig abge⸗ 
holfen werden, ſo wird es allerdings erforderlich 
ſein, daß der örtliche Bedarf noch mehr als 
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bisher durch eingehende Erhebungen feſtgeſtellt 
wird. Ob der zahlenmäßig ermittelte Bedarf an 
den einzelnen Orten dann durch Neubautätigfeit 
voll gedeckt werden ſoll, das allerdings iſt eine 
Frage, welche weſentlich abhängig ſein wird von 
der Beurteilung der wirtſchaftlichen Entwicklung, 
welche Deutſchland als Ganzes und die einzelnen 
Teilgebiete nehmen werden. Soll die Induſtriali⸗ 
ſierung Deutſchlands, wenn auch in langſamerem 
Tempo, weitere Fortſchritte machen, ſo werden 
ſich daraus für die Deckung des Wohnungsbedarfs 
andere Maßnahmen als notwendig erweiſen, als 
wenn Deutſchland ſich wieder ſtärker auf die land⸗ 
wirtſchaftliche Produktion einſtellen ſollte. Man 
wird bei der Befriedigung des Wohnungsbedarfs 
vielleicht Wege wählen müſſen, welche mit beiden 
Möglichkeiten in Einklang zu bringen ſind. Ein 
ſolcher Weg wäre beiſpielsweiſe die Schaffung 
größerer Gebiete von Wirtſchafts⸗ 
heimſtätten an den Rändern der großen In⸗ 
duſtriegebiete, in welchen die geſunden und arbeits⸗ 
freudigen Teile der arbeitenden Schichten anzu⸗ 
ſetzen ſein würden. Dieſe Gebiete würden ge— 
wiſſermaßen als wirtſchaftliche Aufnahmeſtellungen 
anzuſehen ſein, aus denen ſowohl die Induſtrie 
als auch die Landwirtſchaft nach Bedarf ihre Ar⸗ 
beitskräfte entnehmen könnten, ohne daß dieſe 
Arbeitskräfte ſelbſt allzuſehr den nachteiligen 
Folgen wechſelnder Konjunkturen ausgeſetzt wären. 
Sie würden gleichzeitig das Gefahren-Moment er⸗ 
heblich mildern können, welches in der Anhäufung 
großer Mengen von Erwerbsloſen in den Groß- 
ſtädten zweifellos geſehen werden muß, da dann in 
den Zeiten der Erwerbsloſigkeit der allernotwen⸗ 
digſte Lebensbedarf durch die Bewirtſchaftung der 
eigenen Scholle noch gedeckt werden kann. 

Sind wir erſt einmal aus dem größten Mangel 
an Wohnungen heraus, dann wird es nicht allzu 
ſchwer ſein, auf Grund der inzwiſchen wieder auf⸗ 
genommenen lückenloſen Statiſtik der Statiſtiſchen 
Landesämter und des Statiſtiſchen Reichsamtes 
den vorausſichtlichen Bedarf für die weitere Zu- 
kunft einigermaßen ſicher zu ermitteln. 


Ausland sanleihen für den Wohnungsbau? 


Von Regierungspräfident Krüger - Lüneburg. 


BE 

D: vorausſichtlich im Jahre 1926 das eigene Spar⸗ 
kapital des Deutſchen Volkes ebenſowenig wie 

im Jahre 1925 ausreichen wird, um die neben den 
Hauszinsſteuerhypotheken noch erforderlichen Hypo⸗ 
theken für den Wohnungsbau, beſonders den Klein⸗ 
wohnungsbau, bei einem einigermaßen ausreichen⸗ 
den Bauprogramm aufzubringen, iſt die Frage der 
Auslandsanleihe für den Wohnungsbau z. Zt. ganz 
beſonders dringlich und wichtig. Das Wohnungs⸗ 


bauprogramm, das der Wohnungs⸗ und Heim⸗ 
ſtättenausſchuß des Preußiſchen Landtages an⸗ 
genommen hat, ſieht vor, daß im Jahre 1926 in 
Preußen mit Unterſtützung aus öffentlichen Mitteln 
100 000 Wohnungen und in den kommenden 
Jahren eine noch größere Zahl gebaut werden ſoll. 
Das ergäbe für das ganze Reich insgeſamt etwa 
140 000 —150 000 Wohnungen im Jahre 1926. 
Der Geſamtbedarf für dieſe Wohnungen iſt bei den 
in Stadt und Land ſehr verjchiedenen Baukoſten 
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nur ſchwer zu ſchätzen. Die Baukoſten haben zwar 
in einzelnen Großſtädten, ſo in Berlin und in 
Frankfurt a. Main, heute geradezu phantaſtiſche 
Preiſe erreicht. Aber in vielen kleineren und mitt⸗ 
leren Städten und auf dem Lande kann erheblich 
billiger gebaut werden — etwa für 6000 bis 
7000 Mark. Man kann vielleicht im Durch⸗ 
ſchnitt mit etwa 9000 Mark für die Wohnung 
rechnen. Das macht bei 150 000 Wohnungen einen 
Geſamtaufwand von 1350 000 000 Mark. Aus der 
Hauszinsſteuer kommen, wenn man die Verhält⸗ 
niſſe in Preußen zugrunde legt, für den Woh⸗ 
nungsbau im geſamten Reich etwa 500 Mill. 
Mark auf. Demnach wären alſo 1350 — 500 = 
850 Mill. Mark außer der Hauszinsſteuer weiter 
erforderlich. Wenn die Bauherren im Durchſchnitt 
10 % ſelbſt aufbringen (alſo 135 Mill. Mark), jo 
bleiben immer noch 850 — 135 = 715 Mill. im 
Wege des Hypothekarkredits zu decken. Aller⸗ 
günſtigſtenfalls kommen im Inlande vielleicht 
300 Mill. Mark auf, dann fehlen noch über 
400 Mill. Mark. 

Kein Wunder, daß deshalb in der letzten Zeit 
der Gedanke einer Auslandsanleihe für den Woh— 
nungsbau ſehr eifrig erörtert worden iſt. Eine 
unbefugterweiſe der Preſſe übermittelte Ausarbei⸗ 
tung des Reichsarbeitsminiſteriums für das Reichs- 
kabinett hat ſchon vor einiger Zeit eine derartige 
Anleihe erörtert. Zahlreiche am Wohnungs- und 
Siedlungsweſen intereſſierte Stellen ſind ebenfalls 
dafür eingetreten. Andererſeits haben die Wirt— 
ſchaftskreiſe, die im verfloſſenen Sommer das ge— 
fährliche Schlagwort „vom Unfug des Bauens“ 
geprägt haben, jede Auslandsanleihe für den Woh⸗ 
nungsbau lebhaft bekämpft. Sind die Argumente 
dieſer Oppoſition zutreffend? 


II. 

Nach Angaben Dr. Schachts waren bis zum 
Oktober 1925 etwa 3 Milliarden Mark an aus⸗ 
ländiſchen Krediten nach Deutſchland gefloſſen, 
etwa die Hälfte kurzfriſtig, die Hälfte dagegen 
langfriſtig, d. h. wohl nach etwa 5—10 Jahren 
rückzahlbar. Man ſieht wohl allgemein Auslands- 
kredite für Deutſchland nur als Notbehelf an. So 
hat kürzlich der Direktor der Diskontogeſellſchaft, 
Dr. Solmſſen, ausgeführt, daß Auslandskredite 
zwar unentbehrlich ſeien, um unſere Wirtſchaft 
wieder anzukurbeln. Die Verzinſung und Rück⸗ 
zahlung der Kredite bilde aber eine ſtändige Ge⸗ 
fahr für unſere Währung. Die Kredite ſeien außer⸗ 
dem auf die Dauer zu teuer und machten uns in 
unerwünſchter Weiſe vom Auslande abhängig. 
Außerdem iſt noch darauf hingewieſen (von Dr. 
Schacht und von Profeſſor Prion), daß die Aus⸗ 
landskredite, ſoweit ſie nicht in Form von Waren⸗ 
krediten gegeben werden, zuſätzliche Kaufkraft 
ſchaffen und infolgedeſſen preistreibend wirken. 


Daher hat vor allem Dr. Schacht als berufener 
Hüter der deutſchen Währung bei jeder Gelegenheit 
betont, daß Auslandskredite auf das allernotiwen- 
digſte Maß beſchränkt werden müſſen. Sie ſollen 
möglichſt nur ſolchen Zwecken dienen, die ſich un⸗ 
mittelbar in einer Steigerung der deutſchen Pro⸗ 
duktion auswirken. Vor allem gilt das von der 
landwirtſchaftlichen Produktion, denn die Steige⸗ 
rung der landwirtſchaftlichen Erzeugung macht die 
Einfuhr von Nahrungsmitteln überflüſſig und er- 
ſpart ſo Deviſen. Aber auch die Steigerung der 
Exportinduſtrien gehört hierher, da ein geſteigerter 
Export Deviſen nach Deutſchland hereinbringen 
kann!). 

Ganz ähnlich heben auch die Richtlinien der 
Beratungsſtelle für Auslandskredite bei der Pru⸗ 
fung von Anleiheanträgen der Länder, Gemeinden 
und Gemeindeverbände hervor?), daß Auslands- 
kredite nur zuläſſig ſind für Ausgaben, die im 
Augenblick unbedingt notwendig ſind und nicht bis 
zu einem Zeitpunkt zurückgeſtellt werden können, 
in dem das Kreditbedürfnis in anderer Weiſe als 
durch Inanſpruchnahme des ausländiſchen Marktes 
gedeckt werden kann. Ferner wird gefordert, 
daß die Auslandskredite unmittelbar produktiven 
Zwecken dienen ſollen, d. h. nur ſolchen werbenden 
Anlagen, die durch unmittelbare Erzeugung von 
Werten die Verzinſung und Rückzahlung des in- 
veſtierten Kapitals aus eigenen Einnahmen ge— 
währleiſten, ohne daß ſonſtige Einnahmen in An⸗ 
ſpruch genommen zu werden brauchen. 


III. 


Es iſt zunächſt klar, daß ausländiſche Anleihen 
zur Förderung des Wohnungsbaues weder den 
Export fördern, noch die Einfuhr vermindern 
können. Immerhin muß aber weiter geprüft 
werden, ob ſie wenigſtens als produktiv gelten 
können, und ob mit ihrer Hilfe eine Aufgabe ge⸗ 
löſt werden ſoll, die jo dringlich iſt, daß ſie nicht 
auf ſpäter verſchoben werden kann. 

Einſtweilen ſtreitet man immer noch darüber, 
ob der Wohnungsbau als „produktiv“ angeſehen 
werden kann. Vielfach wird immer noch die Auf 
faſſung vertreten, daß der Wohnungsbau lediglich 
dem Konſum diene. Die Wohnung ſei zwar ein 
dauerndes Gebrauchsgut, aber nicht „volkswirt⸗ 
ſchaftliches Produktionskapital“. Von dieſem Stand⸗ 


) Etwa dieſelbe Auffaſſung wird auch in dem 
Berichte des Reparationsagenten vertreten. — Siehe 
Deutſchland unter dem Dawesplan. Die Berichte des 
Generalagenten vom 30. Mai und 30. November 192 
nebſt Sonderberichten der Kommiſſare und Treu⸗ 
händer. Berlin 1925, Raimar Hobbing. Teil II. 
S. 63/64 (Hauptbericht) und S. 140/41 (Bericht des 
Kommiſſars bei der Reichsbank). 

2) Abgedruckt in Nr. 5 des Min.⸗Bl. für die Preuß. 
innere Verwaltung vom 4. Febr. 1925 — Seite 131 — 
vgl. dazu den Runderlaß des M. d. J. und des Fin.“ 
Min. vom 27. Januar 1925 — ebendort Seite 134 — 
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punkte aus werden alſo etwaige Anleihen für den 
Wohnungsbau ſcheinbar genau ſo angeſehen, wie 
Anleihen zur Beſchaffung von Apfelſinen und 
Bananen oder für den Einkauf von Champagner, 
Kognak oder Zigaretten. Um einen bekannten 
Ausſpruch von Friedrich Liſt etwas zu variieren, 
führt ſolch ein Standpunkt notwendig zu der 
Folgerung, daß zwar der Bau von Ställen für 
Schweine oder Kühe außerordentlich produktiv 
wirkt, nicht aber der Bau geſunder Kleinwoh⸗ 
nungen für Menſchen. Aber wie Deſſauer richtig 
in ſeiner Erläuterung des Zentrumsantrages zur 
Wohnungsbaupolitik hervorgehoben hats), beſſere 
Wohnungsverhältniſſe erhalten und vermehren die 
menſchliche Arbeitskraft, alſo eine der wertvollſten 
Produktivkräfte der Volkswirtſchaft. Daher iſt der 
Wohnungsbau, vom Standpunkt der Volkswirt⸗ 
ſchaft aus betrachtet, zweifellos im höchſten Grade 
produktiv. 

Wie wenig im übrigen der Wohnungsbau bloß 
konſumtiven Zwecken dient, ergibt ſich noch aus 
folgenden Erwägungen: 

Bei der Verwendung von Auslandsmitteln für 
den Wohnungsbau nimmt zunächſt eine Stelle, ſei 
es das Reich, Länder oder Gemeinden oder eine 
Bank, etwa die Deutſche Wohnſtättenbank als Zen⸗ 
tralſtelle des Hypothekarkredits für den gemein⸗ 
nützigen Wohnungsbau, eine Auslandsanleihe auf. 
Dieſe Stellen haften damit dem Auslande für die 
rechtzeitige Verzinſung und Tilgung der Darlehns- 
ſumme. Sie geben die Kredite weiter an private 
Bauherren oder an Kommunen, Baugenoſſen⸗ 
ſchaften, gemeinnützige Bau- und Siedlungsgeſell⸗ 
ſchaften, wie z. B. die Wohnungsfürjorgegejell- 
ſchaften. Und dieſe führen die Gelder auf dem 
ſchnellſten Wege den Bauunternehmern zu, die 
ihrerſeits dann Baumaterial beſchaffen und die 
Löhne für ihre Arbeiter und Angeſtellten zahlen. 
So fließen die ausländiſchen Kredite mittelbar der 
Bauſtoffinduſtrie, dem Bauſtoffhandel und dem 
Bauhandwerk zu — alſo einem ſehr wichtigen 
Zweige der Volkswirtſchaft. Und nun ſetzt eine 
weitere Zirkulation ein. Alle am Bauſtoffhandel, 
an der Bauſtoffinduſtrie und am Bauhandwerk be⸗ 
teiligten Unternehmer, Angeſtellten und Arbeiter 
können infolge der lohnenden Beſchäftigung mit 
Hilfe der Auslandsanleihe in ganz anderem Maße 
als bisher als Käufer auftreten und ſowohl an⸗ 
deren Induſtriezweigen, z. B. der Nahrungsmittel⸗ 
und Bekleidungsinduſtrie wie der Landwirtſchaft 
ihre Erzeugniſſe abkaufen. 

Alſo einmal wird ein volkswirtſchaftlich außer⸗ 
ordentlich wichtiges Bedürfnis befriedigt, nämlich 
das Wohnbedürfnis der arbeitenden Maſſen. Das 
bedeutet Erhaltung und Stärkung ihrer Arbeits- 


) Deſſauer, Das Bauprogramm des Zentrums in 
der „Gelſenkirchener Zeitung“ Nr. 50 und 51 vom 
19. und 20. Februar 1926. 


kraft, iſt als wirtſchaftlich ſehr bedeutſam. Außer⸗ 
dem aber wird mit dieſen Mitteln die Induſtrie 
angekurbelt, wovon ſelbſtverſtändlich bei der Ein⸗ 
fuhr von Schaumwein und Kognak nicht die Rede 
ſein kann. Und dieſe Ankurbelung der Induſtrie 
vollzieht ſich in einer für ſie ſehr günſtigen Form. 
Die Kredite, die zunächſt den Bauherren zufließen, 
ſind vielleicht günſtiger als Kredite, die etwa un— 
mittelbar an die Bauſtoffinduſtrie, das Bauhand⸗ 
werk, den Bauſtoffhandel gegeben werden. Denn 
ſie fangen mit der Organiſierung der Nachfrage 
an, die dem Baugewerbe uſw. erſt den Abſatz 
ſichert. Sie befreien außerdem die Bauinduſtrie 
unmittelbar von der Verzinſung und Tilgung der 
Auslandskredite und legen dieſe auf viel breitere 
Schultern, nämlich auf die Schultern der Bau⸗ 
herren und ihrer Mieter. 

Kredite für den Wohnungsbau find daher ge⸗ 
wiß in volkswirtſchaftlichem Sinne als produktiv 
anzuſehen. Aber auch wenn man den Begriff 
„Produktivität“ in privatwirtſchaftlichem Sinne 
zugrunde legt, wie in dem oben angeführten Erlaſſe 
des Preußiſchen Miniſteriums des Innern vom 
27. Januar 1925, iſt das Ergebnis günjtig*). 
Wohnungen ſind zweifellos Dauergüter, die einen 
fortwährenden Ertrag abwerfen, aus welchem die 
Auslandsanleihen verzinſt und getilgt werden 
könnens). Allerdings gilt das nur unter beſtimmten 
Vorausſetzungen. Einmal müſſen die Bedingungen 
der ausländischen Geldgeber hinſichtlich der Ver⸗ 
zinſung, vor allem aber hinſichtlich der Rückzah⸗ 
lung, den Erforderniſſen der Wohnungswirtſchaft 
entſprechen. Dann muß aber auch bei der Weiter- 
gabe der ausländiſchen Kredite an die Bauherren 
darauf geachtet werden, daß die Belaſtung der end- 
gültigen Darlehnsnehmer mit Zinſen und Tilgungs⸗ 
beträgen ihre finanzielle Leiſtungsfähigkeit nicht 
überſteigt. Dies führt wieder zu der grundſätz⸗ 
lichen Forderung, daß beim Wohnungsbau alle 
Erſparnismöglichkeiten reſtlos ausgenutzt werden. 
Dieſe Forderung kann gar nicht ausdrücklich genug 
erhoben werden. Erfreulicherweiſe hat neuerdings 
auch das Zentrum im Reichstag die Verbilligung 
des Wohnungsbaues durch weitgehende Rationali⸗ 


) Der Min. ⸗Erlaß ſtellt dieſes Erfordernis natür⸗ 
lich auf mit Rückſicht auf die beſonderen Verhältniſſe 
bei der Deckung der Ausgaben der öffentlichen Körper⸗ 
ſchaften. Wie aber Deſſauer zeigt, hat dieſe Forderung 
darüber hinaus auch Bedeutung für die Bauwirtſchaft. 

) Damit erledigt fi) auch der in der Preſſe er⸗ 
hobene Einwand, wer für den Wohnungsbau mit Hilfe 
ausländiſcher Kredite einträte, handle genau ſo wie 
derjenige, der fordere, daß man mit Hilfe ausländiſcher 
Kredite ſich beſſer ernähre oder kleide. Bei dieſem 
Argument wird völlig überſehen, daß mit Hilfe mon 
Krediten für den Wohnungsbau Dauergüter geſchaffen 
werden, alſo ein dauernder Gegenwert vorhanden iſt, 
was natürlich weder bei der Verbeſſerung der Er⸗ 
nährung noch bei Verbeſſerung der Kleidung der 
Fall iſt. 
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ſierung mit beſonderem Nachdruck gefordert. Unter 
dieſer Vorausſetzung kann die Belaſtung durchaus 
in erträglichen Grenzen bleiben, ſolange neben den 
ausländiſchen Krediten noch Hauszinsſteuerhypo⸗ 
theken gegeben werden. 

Daß ferner eine umfaſſende Bautätigkeit ſofort 
nötig iſt und nicht länger hinausgeſchoben werden 
kann, wird wohl heute von allen ſachverſtändigen 
Kreiſen unbedingt anerkannt werden. Insbeſon⸗ 
dere iſt im preußiſchen Landtage mit erfreulicher 
Einſtimmigkeit betont worden, daß der Wohnungs⸗ 
not nur durch baldige umfangreiche Neubautätig⸗ 
keit abgeholfen werden kann, daß die Überwindung 
der Wohnungsnot aus ſittlichen, hygieniſchen, 
volkswirtſchaftlichen, ſozialen und politiſchen Rück⸗ 
ſichten dringend nötig iſt, und daß eine Belebung 
der Bautätigkeit für die geſamte heute ſo ſchwer 
ringende Volkswirtſchaft zweckmäßig iſt. 

Da die Zinſen für die ausländiſchen Kredite 
meiſt geringer ſein werden als die für inländiſche 
Hypotheken, ſo könnten ausländiſche Kredite auch 
auf Verbilligung einheimiſcher Hypotheken hin⸗ 
wirken. Das wäre im Intereſſe des Wohnugs- 
weſens nur zu begrüßen. Freilich können ſelbſt 
heute erträglich erſcheinende Zinſen im Laufe der 
Jahrzehnte bei einer allgemeinen erheblichen Sen- 
kung des Zinsfußes recht drückend werden. Wenn 
irgend möglich, müßte daher eine Zurückzahlung 
der Anleihe auch vor dem Ablauf der geſamten Til⸗ 
gung auf Kündigung des Schuldners hin durch- 
geſetzt werden. 

Die vorſtehenden Darlegungen widerlegen aller- 
dings zwei währungspolitiſche Bedenken noch nicht. 
Wenn durch die Umwandlung ausländiſcher Kredite 
in ausländiſche Zahlungsmittel ohne gleichzeitige 
Vermehrung der verfügbaren Warenmenge die 
Warenpreiſe ſteigen müſſen, ſo würde dieſe Gefahr 
gewiß bei ausländiſchen Krediten für den Woh⸗ 
nungsbau beſtehen. So könnten die Preiſe für die 
Bauſtoffe, die ja z. Zt. ſchon vorhanden ſind, aber 
infolge mangelnder Nachfrage nicht abgeſetzt werden 
können, in die Höhe gehen, wenn mit Hilfe von 
ausländiſchen Krediten gebaut wird. Auch könnten 
die Bauarbeiterlöhne bei ſtarkem Einſetzen der 
Bautätigkeit anziehen. Infolge der dadurch ge⸗ 
hobenen Kauffähigkeit der in der Bauinduſtrie uſw. 


beſchäftigten Perſonen könnten dann die Preiſe für 
die Gegenſtände ſteigen, welche dieſe zu kaufen 
ſuchen. Damit wäre die innere Stabilität unſerer 
Währung gefährdet. Außerdem aber würde der 
aus Gründen der inneren und äußeren Wirtſchafts⸗ 
politik notwendige Preisabbau erſchwert. Indeſſen 
kann dieſe Gefahr durch vorſichtige Verwendung 
der ausländiſchen Kredite zum größten Teil be— 
ſeitigt werden, nämlich wenn ſie überwiegend 
ſolchen Bauherren uſw. zugeführt werden, die beim 
Einkauf der Bauſtoffe und bei der Vergebung der 
Bauarbeiten durch richtige Dispoſitionen auf lange 
5 derartige Preisſchwankungen zu verhüten 
wiſſen. 


Und wenn das iſt das zweite Bedenken — 
die künftige Verzinſung und Tilgung der Woh⸗ 
nungsbaukredite Deviſen erfordert, die nicht durch 
den Wohnungsbau aufgebracht werden können, 
ſondern durch andere Zweige der Volkswirtſchaft 
beſchafft werden müſſen, ſo werden ſich die Til⸗ 
gungsraten vorausſichtlich auf eine längere Reihe 
von Jahren verteilen, ſodaß die Tilgungsquoten 
eines Jahres verhältnismäßig nicht ſehr erheblich 
ſein würden. Betrachtet man die Wohnungsbau— 
kredite unter dem Geſichtspunkte der Ankurbelung 
der Induſtrie, dann ſind ſie gewiß vorteilhafter als 
Kredite, die unmittelbar an die Induſtrie gegeben 
und verhältnismäßig bald zurückgezahlt werden 
müſſen. Wenn ſolche Kredite für den Wohnungsbau 
und damit für das Bauhandwerk uſw. aus dem 
Auslande beſchafft werden, ſo wird der inländiſche 
Kapitalmarkt entſprechend entlaſtet und ſteht dann 
ſolchen Induſtrien eher zu Gebote, bei denen Aus⸗ 
landsanleihen viel bedenklicher ſein würden. 


Selbſt wenn man alſo Auslandsanleihen als 
einen Notbehelf anſieht, jo ſprechen doch ſehr ge— 
wichtige Momente dafür, ſie für den Wohnungs- 
bau nicht unmöglich zu machen. Sie bergen wohl 
gewiſſe Gefahren in ſich. Aber dieſe erſcheinen 
heute und auch für die Zukunft als das geringere 
Übel gegenüber den ſchweren Nachteilen, die uns 
drohen, wenn wir wegen Abdroſſelung der auslän⸗ 
diſchen Kredite für den Wohnungsbau im Jahre 
1926 mit dem Wohnungsbau überhaupt nicht oder 
nur ungenügend beginnen können. 


Großſtädtiſche Wohnungsfürſorge. 
f (Die Chemnitzer Regelung.) 
Von Stadtrechtsrat Dr. Heymann, Chemnitz, Leiter der ſtädtiſchen Kreditſtelle für Neubauten. 


d. Aufgabe ſoll ſein, das Problem der groß⸗ 
ſtädtiſchen Wohnungsfürſorge einmal an einem 
praktiſchen Beiſpiel zu zeigen, um Schritt für 
Schritt dem Gegenſtande recht nahe zu bleiben und 
dem Pulsſchlage des praktiſchen Lebens zu folgen. 
Ein zunächſt rein örtlicher Rechenſchaftsbericht 


darüber, wie ſich Strömungen und Gegenjtrö- 
mungen der Wohnungsfürſorge hier ausgewirkt 
haben, wird uns die beſte Methode liefern, die 
Hauptfragen von den verſchiedenſten Seiten zu be 
handeln. Erſt, wenn es uns auf dieſe Weiſe ger 
lingt, über das rein Örtliche hinaus, dem Intereſſe 
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aller der Kreiſe nahe 
zu kommen, die ſich heute 
mit der z Wohnungsfür⸗ 
ſorge befaſſen müſſen, 
werden dieſe Aus⸗ 
führungen ihren Zweck 
erreichen. 

Das zur Verfügung 

geſtellte Material ſoll 
ſo über das einzelne 
Objekt hinaus allgemein 
gültige Regeln erweiſen. 
Wohnungsfürſorge 
im engeren Sinne iſt 
Förderung der Neubau 
tätigkeit!) zwecks Lin⸗ 
derung der Wohnungs— 
not. Die dichte Bevöl⸗ 
kerung des Landes und 
die ſtarke Induſtriebevöl⸗ 
kerung der Stadt machen 
die Aufgabe der Ge— 
meinde beſonders ver⸗ 
autwortungsvoll. Die 
Schwierigkeiten eines 
verhältnismäßig hohen Wohnungsfehlbedarfs, eines 
ganz bedeutenden künftigen Zuzugs?) einerſeits 
und eines verhältnismäßig geringen Aufkommens 
aus der Mietzinsſteuerk) andererſeits treten an 
unſerem Beiſpiel beſonders ſcharf hervor. 
Die Frage der Bauherrſchaft wird 
ſo gelöſt, daß die Stadt den Eigenregiebau ablehnt 
mit Rückſicht darauf, daß dieſer die volle Über— 
nahme der Baukoſten erfordert und noch dazu 
Mittel zum Erwerb von Grundſtücken beanſprucht, 
daher die ſehr erwünſchte Beiſteuerung privater 
Gelder unbenutzt läßt, ſowie der Stadt die Ver— 
waltung der fertigen Häuſer aufbürdet. Vielmehr 
beſchränkt ſich die Stadt darauf, die Bauenden durch 
Bauhypotheken zu unterſtützen, die die Kredit— 
telle für Neubauten des Wohnungs- und 
Siedlungsamtes an Siedlungsvereini- 
Jungen und Einzelunternehbmerals 
Bauherren gewährt. 

Die Siedlungsvereinigungen, mit 
denen wir uns zunächſt zu beſchäftigen haben, ſind 
hier der Stadt als die erſten „Helfer im Streite“ 
wider die Wohnungsnot beigeſprungen. 

Die Anfänge der Bewegung fallen noch in die 
Vorkriegszeit. Während des Krieges legt die größte 
der Siedlungen dann den Grundſtein zu ihrem 


Abb. 1. 


) Die Erhaltung des notleidenden Hausbeſitzes 
wollen wir hier nicht behandeln. 
) Der Fehlbedarf beträgt rund 15 000, der jähr⸗ 
liche Zuzug hierbei 3500. 
Ri .*) Die Mietzinsſteuer erbringt, auf den. Kopf der 
Bevölkerung gerechnet: in Dresden 15,80 M, in Leipzig 
13.70 M, in Plauen 13 , in Chemnitz 10,90 . 


Mehrfamilienhäuſer in Chemnitz⸗Gablenz. 


Chemnitzer Kriegerſiedlung. 


Stammkomplex und ſchafft — in ſchwerſter Zeit — 
bereits 18 Häuſer mit 102 Wohnungen, nebſt einer 
Zentral-Waſchanſtalt und einer Konſumvereinsver— 
kaufsſtelle. Dann erliſcht die Bewegung im Kriege 
am allgemeinen Bauverbot. Aber die nunmehr 
ſich ausbreitende Wohnungsnot ſchafft nach Striegs- 
ende den Beſtrebungen der Siedler einen gewal— 
tigen Auftrieb. Bereits 1919 find die Genoſſen⸗ 
ſchaften beiſammen, die in den folgenden Jahren, 
faſt ohne Unterbrechung, mit öffentlichen Mitteln 
bauen!). Bis zu jener Zeit hatte die Stadt als 
typiſches Beiſpiel dafür gelten können, wie, im 
Verlaufe einer überſtürzten Entwicklung, die jtädte- 
bauliche Erkenntnis ſich als nicht reif genug er— 
wieſen hatte, um dafür zu ſorgen, daß Wohn- und 
Arbeitsſtätten der breiten Bevölkerungskreiſe ſorg— 
ſam getrennt würden. Die Folge war ein buntes 
Durcheinander geworden, wodurch ſelbſt ein be— 
ſcheidenes Wohnungsbedürfnis der tagsüber in 
ſchwerer Arbeit ſchaffenden Menge in der Engigkeit 
) Es ſind dies: 

Allgemeine Baugenoſſenſchaft für Chemnitz und Um⸗ 
gebung, e. G. m. b. H., Chemnitz⸗Gablenz, Poſt⸗ 
weg 20 a, 

Chemnitzer Kriegerſiedlung, gem. G. m. b. H., Chemnitz, 
Dorotheenſtraße 48, 

Chemnitzer Spar- und Bauverein, Chemnitz, Zwickauer 
Straße 112, 

Eiſenbahner⸗Baugenoſſenſchaft für Chemnitz und Um⸗ 
gegend, e. G. m. b. H., Chemnitz⸗Borna, Am Wald⸗ 
rand g, 

Siedlungsgeſellſchaft Chemnitz⸗Altendorf, e. G. m. b. H., 
Chemnitz, Gutsweg 1a, 

Har iel aße Chemnitz, e. G. m. b. H., Chemnitz, 

Pfarrhübelſtraße 15. 
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öder Mietskaſernen verkümmern mußte. Es war 
ein Glück für die neue Bewegung, daß ſie in der 
Stadtverwaltung einen neuen Geiſt vorfand, der 
beſtrebt war, mit viel Liebe zur guten Sache und 
reifem Können nachzuholen, was verſäumt worden 
war. Siedlungs- und Baupolizeiamt mit der Bau⸗ 
beratungsſtelle beeinflußten die ganze Bewegung 
entſcheidend durch Aufſtellung eines wohlerwogenen 
Programms, mit dem ſtädtebaulichen Ziel, die 
entſtehenden Siedlungen nur dort zuzulaſſen, wo 
bebauungsplanmäßig eine ſcharfe Trennung von 
Wohn⸗ und Arbeitsſtätten möglich war, wo Grün⸗ 
anlagen, Wälder und Parks reine Luft gewähr⸗ 
leiſteten, ohne daß es an guter Verkehrsmöglichkeit 
zur Arbeitsſtätte mangelte. . 

Dabei gelang es, in faſt allen Himmelsrich— 
tungen Siedlungen in den äußeren Stadtteilen 
unterzubringen, ohne daß, was von großer Bedeu- 
tung iſt, ein beſonders großer Kreis zugelaſſen zu 
werden brauchte. Man hatte gleich zu Anfang das 
richtige Gefühl, daß man eine Verzettelung der 
Bauanlagen und der Geldmittel vermeiden müſſe. 
Die Folgezeit hat dann — durch das immer unzu⸗ 
längliche Ausmaß der öffentlichen Gelder — deut⸗ 
lich gemacht, wie eine Zuſammenfaſſung der Stre- 
dite auf einige wenige Anwärter nottat, wenn 
anders man in abſehbarer Zeit dazu kommen 
wollte, in wirtſchaftlicher Bauweiſe möglichſt zu⸗ 
ſammenhängende Wohnanlagen zu ſchaffen. Nur ſo 
konnte erreicht werden, daß bei allen Genoſſen— 
ſchaften die Bautätigkeit ſtändig im Fluß blieb?). 
Dies Ziel wurde hochgehalten, nicht ohne daß es 
oft heftige Auseinanderſetzungen mit den noch nicht 
eingemeindeten Vororten zu beſtehen gab, deren 
dort anſäſſige Siedler auch aus ſtädtiſchen Mitteln 
Kredite haben wollten. Sie mußten auf den 
Landeswohnungsverband verwieſen werden, ſo⸗ 
lange die Knappheit der Mittel beſtand, woran ſich 
bis zur Stunde nichts geändert hat. 

Daß nun aber die wenigen — exit 6, ſpäter 9 — 
Siedlungsvereinigungens) ausreichten, die Sied⸗ 
lungsgebiete der Stadt auszufüllen, kam daher, 
daß es ihnen, ohne Ausnahme, gelang, ſich große 
Intereſſengebiete, teils im Eigentum, 
teils in Erbbau, teils durch eine bloße Anwart⸗ 
ſchaft zu ſichern. Auf nicht weniger als 
560 000 qm ſitzen fie als Erbbauberechtigte, nahe⸗ 


5) Es gibt Städte, die Siedlungsgenoſſenſchaften in 
ſo großer Zahl zugelaſſen haben, daß mitunter jedes 
Jahr einige ausſetzen mußten, weil die Mittel für alle 
nicht ausgereicht haben. (Köln berüchkſichtigt nicht 
weniger als 58, Paris gar 150 gem. Baugeſellſchaften.) 

o) Hinzukommen ab 1. 4. 1925: \ 
„Heimat“, Gemeinnützige Bau- und Siedlungs⸗Aktien⸗ 

Be Chemnitz, Zſchopauer Str. 2, 
„Selbſthilfe“, Gemeinnützige Heimſtättengeſellſchaft 
m. b. H., Geſchäftsſtelle Chemnitz, Brückenſtr. 9/11, 
Hinterhaus, Zimmer 4. 
Gemeinnützige Heimſtätten A.⸗G., Groß - Dresden, 
Filiale Chemnitz, Chemnitz, Solbrigſtr. 11. 


zu 300 000 qm ſind ihr Eigentum, über reichlich 
1 725 000 qm haben ſie ſich eine Anwartſchaft ge 
ſichert. 

Dieſe Zahlen veranſchaulichen deutlich, wie ger 
rade die Großſtadt zum Nährboden einer ihr feind⸗ 
lichen Bewegung werden mußte, nachdem ſie den 
Wunſch nach einem verbeſſerten Wohnbedürfnis 
Generationen hindurch nicht befriedigen konnte 
und ihm dadurch nur umſo intenſiver zum Durch⸗ 
bruch verhalf”). 

In der Tat, die Siedler haben kräftig vor 
gearbeitet: Rund 7000 Wohnungen können auf 
dem genannten Geſamtgelände erſtehen. Da man 
bisher insgeſamt 1766 erſtellte, hat man noch „ein 
weites Feld“ vor ſich. 

So war eine recht geräumige Plattform ge⸗ 
ſchaffen, auf der die Siedler tüchtig zum Schlage 
ausholen konnten. Sie taten es mit recht beacht⸗ 
lichem Erfolge. Im Sturme der größten Inflation 
trieben ſie ihre Bauten hoch, und der Wagemut 
ihrer Führer (die in mancher ſchweren Stunde ihre 
Unverzagtheit erproben konnten) ſchuf ihnen gol⸗ 
dene Früchte. In den Papiermarkbauten erhielten 
ſie Vermögenswerte, die ihnen heute die Finan⸗ 
zierung ihrer Goldmarkbauten weſentlich erleichtern, 
indem ſie ihnen die Aufnahme von Krediten, die 
außer der Mietzinsſteuer nötig ſind, ermöglichen, 
wodurch es ihnen gelingt, das Sparkapital ihrer 
Mitglieder im Intereſſe einer umfangreichen Bau⸗ 
tätigkeit erheblich zu ſtrecken. 

Sehr beachtlich iſt auch, daß ſie es bei den 
ſtädtiſchen Körperſchaften erreichten, daß ihnen ein 
feſter Anteil von zwei Dritteln der jährlich 
für den Wohnungsbau zur Verfügung ſtehenden 
Mittel für ihre Bauten zugebilligt wurde. 

Selbſtverſtändlich ſind die Siedler überzeugte 
Anhänger des Flachbau s. Wenn fie auch durch 
die wirtſchaftliche Not der letzten Jahre das Mehr⸗ 
familienhaus bis zum dreigeſchoſſigen Sechs- 
familienhaus mit in die Bauweiſe einbeziehen 
mußten, natürlich in der Form von Gruppen- 
häuſern in aufgelockerter Baudichte, ſo gelang es 
doch auch, das Einfamilienhaus verhältnismäßig 
ſtark zu fördern. Es ſtehen 354 Mehrfamilien“ 
häuſern nicht weniger als 152 Einfamilienhäuſer 
gegenüber. Die Mehrfamilienhäuſer ſind in 
2—Zgeſchoſſiger Bauweiſe mit ausgebautem Dach- 
geſchoß errichtet. 328 

Die einzelnen Siedlungen zeigen hierbei inter“ 
eſſante Unterſchiede. Zum Teile fing man mit dem 
ausgeſprochenen Flachbau an, um dann mehr in 


?) Bemerkenswert ift, daß das Erbbaugelände nicht 
ausnahmslos von der Stadt, ſondern mit 150 000 am 
von einem Privateigentümer einer Siedlung gegeben 
wurde. Von dem übereigneten Gelände wurden 
65 000 qm von der Stadt, der Reſt von Privaten tet 
worben. Das (noch nicht erworbene) Intereſſengeb 
iſt nur etwa zur Hälfte ſtädtiſch. 
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die Höhe zu gehen. Aber immer wieder verſuchen 
es die meiſten mit dem Idealtyp des Einfamilien⸗ 
hauſes: noch im Vorjahr entſtand eine Anzahl 
Kriegerheimſtätten, zu deren Finanzierung die 
kapitaliſierten Renten der Heimſtätter zur Ver⸗ 
fügung ſtanden. In einem anderen Falle handelt 
es ſich um wirtſchaftlich beſſer geſtellte Mieter einer 
großen Berufsorganiſation, die ſich — bewußt — 
ein ſechsräumiges Eigenheim gönnen wollen, dem 
Drang zur eigenen Scholle folgend. In der preis- 
gekrönten Rahmenplanung einer neuen Siedlung 
hat ein feinſinniger Künſtler Eigenheime und 
Mehrfamilienhäuſer in reizvoller Abwechſelung 
vorgeſehen. 

Intereſſant dürfte ſein, daß eine Bau— 
genoſſenſchaft als Ausnahme gewiſſermaßen nur 
das ſogenannte Mittelhaus baut. Es liegt das vor 
allem daran, daß das Gelände hier bebauungs⸗ 
planmäßig für dieſe Bauweiſe beſtimmt iſt und 
dieſe Siedlung nicht weiter draußen ſich anſetzen 
will. So wird damit auch nicht eigentlich der 
Grundſatz des genoſſenſchaftlichen Siedlungsbaus 
verlaſſen, auf der anderen Seite ein wohltuender 

bergang zu der großſtädtiſchen „Etagenhausſied⸗ 
lung“ geſchaffen und gezeigt, wie man Reihen— 
häuſer bauen kann, ohne in den Fehler der berüch⸗ 
tigten Mietkaſerne zu verfallen. Denn für direkt 
belüftete Räume mit unmittelbarer Luftzufuhr iſt 
in jedem Falle bei nur zwei Wohnungen auf dem 
Geſchoß geſorgt. Dieſe Siedlung leitet gewiſſer— 
maßen über, bildet das Bindeglied zu unſeren 
„Privaten“, die ebenfalls das Mittelhaus in Blod- 
form (mit großen Innenhöfen neuzeitlichen Cha- 
rakters), erſtellen, hierbei allerdings noch ein Ge⸗ 
ſchoß höher gehen als die Siedler, ſelbſtverſtändlich 
ſoweit dies bebauungsplanmäßig zuläſſig iſt. 

Die wirtſchaftliche Bauweiſe der Siedlungsver- 
einigungen wurde weiterhin dadurch gewährleiſtet, 
daß ſie ſich alten, bewährten, Unternehmerfirmen 
verſchrieben, alſo auf Experimente verzichteten. Die 
größte von ihnen allerdings ging eigne Wege, indem 
ſie ſich entſchloß, ihre Bauten einer eigens dazu ge— 
gründeten Baugeſellſchaft auf gemeinnütziger Grund⸗ 
lage anzuvertrauen. Aber auch hier war man nicht 
willens, auf die Mitarbeit ſolcher Kräfte zu ver- 
zichten, die als erfahrene Fachleute aus dem Bau— 
gewerbe kamen. Man hatte in deren Auswahl 
eine glückliche Hand. So trugen dieſe intelligenten 
Facharbeiter, nun als Leiter ihrer Berufsgruppen, 
mit Rat und Tat zum Gelingen bei. Auch in die 


Kenner der Bilanz. 


kaufmänniſche Leitung berief man gründliche 
In einer Zeit, wo die Zei⸗ 


tungen von anrüchigen Siedlungsgründungen 
melden, dürften dieſe Feſtſtellungen allgemein 
intereſſieren. 12 


Wir ſagten ſchon, daß neben dem Einfamilien- 
haus (auch das Zwei-Familienhaus kommt vor) 
das Mehrfamilienhaus ſtark in den Vorder⸗ 
grund tritt. Die Wohnungsgrundriſſe weiſen 
2 bis 6 Räume auf leinſchließlich Küche), im Mehr- 
familienhaus herrſcht die dreiräumige Wohnung 
vor (Wohnküche, Stube und Schlafzimmer — als 
größter Raum —). Die Wohnfläche beträgt etwa 
60 qm. Daneben gibt es noch zweiräumige und 
vierräumige Wohnungen. Letztere, ſowie die noch 
höhere Raumzahl treffen wir im Einfamilienhaus 
(Zweifamilienhaus). Eine ſchlafbare Kammer im 
(ausgebauten) Dachgeſchoß treffen wir bei den drei⸗ 
räumigen Wohnungen. Sämtliche Wohnungstypen 
weiſen einen gegenüber der Mietkaſerne er— 
weiterten und verſchönten Vorraum auf, der mit⸗ 
unter eine Sitzniſche enthält und unmittelbare Be- 
lichtung und Durchlüftung zuläßt. Die Aborte ſind 
ausnahmslos in die Wohnung verlegt. Ein 
Baderaum iſt nur vereinzelt vorgeſehen, ſo vor 
allem in den Einfamilienhäuſern, wo auch die 
Wohnküche durch eine Spüle mit Werkſtattraum 
erweitert iſt. Die Wohnungen haben Oſt⸗Weſtlage. 
Gemeinſchaftsanlagen ſind in größeren Komplexen 
vorhanden. Die Kleintierzucht iſt ſtark eingeſchränkt, 
nachdem fie durch die Freigabe der Ernährungs- 
wirtſchaft unrentabel geworden. ö 

Wir haben den Verlauf der Siedlungsbewegung 
in einer ausgeſprochenen Induſtrie-Großſtadt ge⸗ 
ſchildert, in dem Beſtreben, darzutun, zu welch 
überragender Bedeutung innerhalb der gemeind— 
lichen Wohnungsfürſorge er gerade an einem 
ſolchen Platze geworden iſt. Das dürfte von allen 
Freunden einer neuzeitlichen Wohnkultur mit Ge⸗ 
nugtuung begrüßt werden. 

Wenn wir dann — in einem weiteren Aufſatze 
— einmal die finanziellen Grundlagen dieſes Sied— 
lungsweſens beſprechen, hoffen wir auch dabei auf 
das Intereſſe weiterer Kreiſe. Denn erſt die Ge- 
wißheit, daß auch in dieſer Beziehung alles wohl 
fundiert iſt, kann der Bewegung zum durchſchla— 
genden Erfolge verhelfen. Und gerade dieſe Ge— 
wißheit iſt jetzt, wo die Gegenſeite oft aus Zeitungs⸗ 
berichten alarmierende Nachrichten aufzubauſchen 
oder zu verallgemeinern ſucht, doppelt wertvoll. 
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Deutſchlands Wiederaufbau und die kinderreiche Familie. 


Von Heinrich Ahrendts, Amtsgerichtsrat, Breslau. 


Gee und politiſche Kämpfe beherrſchen 
unſere Zeit und verzehren unſere Kräfte. 
Die außenpolitiſche Arbeit Deutſchlands gilt dem 
Ziele, allmählich die furchtbaren Feſſeln des Ver⸗ 
ſailler Vertrages zu lockern und zu löſen. Darin 
ſind ſich alle Deutſchen einig, daß das arme deutſche 
Volk, deſſen wirtſchaftliche Kraftenfaltung durch 
dieſen Vertrag aufs äußerſte eingeſchränkt iſt, die 
Laſten dieſes „Friedens“ nicht tragen kann, ohne 
bei dem vergeblichen Bemühen zugrundezugehen. 
Um ſo zerſplitterter ſind die Ziele der deutſchen 
Parteien innerpolitiſch. In dem großen Durch- 
einander und Gegeneinander iſt eine kataſtrophale 
Veränderung unſeres Volkslebens vielen Deutſchen 
bisher unbekannt geblieben oder nicht richtig er- 
kannt worden. Deutſchland ſteht in Ge⸗ 
fahr, ſeine Jugend und damit ſeine 
Zukunft zu verlieren. Schon die Zeit 
vor dem Kriege ſtand der Gründung und dem Aus⸗ 
bau einer Familie nicht günſtig gegenüber. Wäh⸗ 
rend es früher mehr die materialiſtiſchen Nei- 
gungen wohlhabender Kreiſe und irrige parteipoli— 
tiſche Anſchauungen über Bevölkerungspolitik 
waren, welche viele dazu veranlaßten, ihre Ehe 
ſpät zu gründen oder die Kinderzahl zu beſchränken, 
droht die Not unſerer Zeit unſerem Volke das Ber- 
antwortungsgefühl gegenüber dem Volke und der 
Zukunft völlig zu nehmen. 

Trotz ſteigenden Wohlſtandes ſenkte ſich die 
Geburtenziffer vom Jahre 1874 von 40 auf das 
Tauſend der mittleren Bevölkerung auf 36 auf das 
Tauſend im Jahre 1900, um dann in ſchnellem 
Abſtiege weiter zu ſinken bis 27 auf das Tauſend 
im Jahre 1913. Die Kriegsjahre muß man bei 
dieſer Betrachtung außer acht laſſen, ſie wieſen 
naturgemäß erheblich niedrigere Zahlen auf. Nach 
dem Kriege wurden viele Ehen geſchloſſen, doch er— 
reichten die Geburtenziffern niemals wieder den 
Stand von 1913, der doch ſchon ein Tiefſtand ge- 
weſen war, und ſenkten ſich 1923 auf 20 auf das 
Tauſend der Bevölkerung. In Preußen betrugen 
1921 die Eheſchließungen 12, 1924 nur 7 auf das 
Tauſend der Bevölkerung, die Geburten 1921 = 25, 
1924 20 auf das Tauſend der Bevölkerung. Die 
Sterblichkeit ſenkte ſich in den Nachkriegsjahren zu 
einer außerordentlich günſtigen Ziffer. Sie betrug 
1921 = 13,6, 1924 = 11,7 auf das Tauſend der 
mittleren Bevölkerung. Der Geburtenüberſchuß 
war in Preußen bei 38—39 Millionen Geſamt⸗ 
bevölkerung 1921 = 438 897, 1922 — 324 633, 
1923 = 269 431, 1924 = 324 533, das ſind in 
Prozenten 11,3, 8,5, 7,00, 8,00 auf das Tauſend 
der mittleren Bevölkerung. Es wird alſo deutlich, 
daß die Nachkriegsjahre trotz der großen Zahl vor- 
handener Ehen immer weniger Geburtenüberſchuß 


gaben, obgleich außergewöhnlich günſtige Sterb- 
lichkeitsziffern vorlagen. 

Nach den Berechnungen des Preußiſchen ſta— 
tiſtiſchen Landesamts wird die künftige Schul⸗ 
kinderzahl in Preußen von Oſtern 1926 bis Oſtern 
1931 von 689 873 auf 621 065 neu einzuſchulende 
Schulkinder ſinken und die Geſamtzahl von Oſtern 
1926 bis Oſtern 1931 von 4 930 396 Schulkindern 
auf 4867 981 Schulkinder fallen. Bei dieſer Zahl 
muß man ſich vergegenwärtigen, daß in den Schul⸗ 
kindern, welche 1926 die Schule beſuchen, die 
ſchwachen Kriegsjahrgänge ſämtlich enthalten ſind, 
und daß trotzdem noch eine Verminderung im 
Jahre 1931 vorliegt, obwohl bereits 7 Friedens- 
jahrgänge der Nachkriegszeit unter dieſen Kindern 
find. Die Geſamtzahl der preußiſchen 
Schulkinder hat von 1920 bis 1931 
um etwa 3 Millionen abgenommen. 

Wir ſtehen alſo vor der erſchütternden Tatſache, 
daß die heutigen Familien kaum noch die zur Er- 
haltung der gleichen Zahl des Volkes notwendigen 
Kinder hervorbingen; ſobald die Sterblichkeits⸗ 
ziffer ſteigt, was naturgemäß erfolgen muß wird 
ſich der geringe Geburtenüberſchuß in einen Über- 
ſchuß der Sterbefälle verwandeln. Das deutſche 
Volk ſieht ſich damit von der Gefahr 
des Völkertodes unmittelbar be- 
droht. s 

Völlig verfehlt iſt es, dieſe Tatſachen lediglich 
auf wirtſchaftliche Gründe zu ſchieben. Vielmehr 
ergibt ſich, daß der Beginn dieſer bisher unge— 
hemmten Entwicklung zum Verfall bereits in den 
70er Jahren des vorigen Jahrhunderts eingeſetzt 
hat. Andererſeits iſt es jedem bekannt, daß ge— 
rade die reichen und wohlhabenden Bevölkerungs— 
kreiſe die wenigſten, die ärmſten Kreiſe die meiſten 
Kinder haben. Zwar fehlt uns heute immer noch 
eine Reichsſtatiſtik über die Zuſammenſetzung des 
Volkes in Familien. Es kann jedoch jeder durch 
Vergleich der Geſchwiſterzahl ſeiner Eltern und 
Großeltern mit ſeinen eigenen Geſchwiſtern und 
der Zahl ſeiner Kinder erkennen, daß die Familien 
immer kleiner werden. Während noch im 19. Jahr⸗ 
hundert eine Familie von 4 Kindern als durchaus 
normal angeſehen wurde, nennt man ſie jetzt ſchon 
eine kinderreiche Familie, obgleich die 
Zahl von 4 Kindern in jeder Familie die Mindeſt⸗ 
zahl darſtellt, welche zur Erhaltung eines Volkes 
in ſeinem bisherigen Beſtande notwendig iſt. 

In Halle a. S. (etwa 300 000 Einwohner) hat 
der Leiter des ſtatiſtiſchen Amtes Profeſſor Dr. 
Wolff am 1. November 1924 durch eine Sonder 
erhebung nur 3248 Familien ermittelt, die 4 und 
mehr lebende Kinder bei mindeſtens 4 Geburten 
ſeit dem Jahre 1903 hatten. Durch dieſe Zählung 
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ermittelte er alſo die kinderreichen Familien, bei 
denen die Kinder im allgemeinen noch nicht ſelbſt 
in die Elterngeneration eingetreten waren. Von 
dieſen 3248 Familien waren 2031 Arbeiter, 348 
Invaliden und Witwen, 161 Angeſtellte, 316 jelb- 
ſtändige Gewerbetreibende, 392 Beamte und An- 
gehörige freier Berufe. Wenn man bei jeder Fa⸗ 
milie durchſchnittlich 5 Kinder vechnet, ſo iſt die 
Geſamtzahl von Eltern und Kindern dieſer Fa— 
milien noch nicht 23 000, alſo noch nicht 8% der 
Geſamtbevölkerung von Halle. Deutlich tritt bei 
dieſer Erhebung hervor, daß der Arbeiterſtand ein— 
ſchließlich der Invaliden und Witwen faſt / der 
kinderreichen Familien ſtellt. Die Beamten— 
familien, welche früher auch häufig kinderreich 
waren, ſind in unſerer Zeit meiſt zum Ein- oder 
Zweikinderſyſtem übergegangen. Der Reichs⸗ 
miniſter der Finanzen hat in einer Beſoldungs— 
denkſchrift im Januar 1925 feſtgeſtellt, daß 90 % 
aller Reichsbeamten einſchließlich der Reichsbahn— 
beamten verheiratet ſind, daß aber auf jeden 
Frauenzuſchlag nur 1,5 Zuſchläge für Kinder unter 
18 Jahren entfallen. Da die große Mehrheit der 
Beamten nur Kinder unter 18 Jahren haben, folgt 
daraus, daß dieſe Jahrgänge vollſtändig ſich dem 
Ein- und Zweikinderſyſtem ergeben haben oder 
kinderlos ſind. Die eigene Beobachtung beſtätigt 
dieſe ſtatiſtiſchen Angaben. 

Aus vorſtehenden Darlegungen folgt, daß ſich 
der Wille des deutſchen Volkes zu ſeiner Selbſt⸗ 
erhaltung als Volk dauernd vermindert. Auch die 
furchtbare Vernichtung koſtbarſten Menſchengutes 
durch Tod im Felde und in der Heimat ſowie durch 
Geburtenausfall während der Kriegszeit hat uns 
nicht zur Erkenntnis unſerer unheilvollen verant⸗ 
wortungsloſen Einſtellung zu Familie und Kind 
gebracht. Heute noch predigen falſche Propheten die 
Verhinderung von Geburten als Heilmittel für 
unſer Volk!). Die Geſchichte lehrt, daß die Völker, 
welche ſich der Aufgabe entziehen, für eine ſtarke 
Nachkommenſchaft zu ſorgen und dafür ſchwere 
Opfer zu bringen, zugrunde gehen. So ſind die 
Römer und die Griechen verſunken. Andererſeits 
ſind diejenigen Völker, welche kinderreich und finder- 
freudig waren, emporgeſtiegen, auch wenn ſchwerſte 
Zeiten der Not auf dieſen Völkern lagen. Deutjch- 
land iſt ſelbſt der Beweis dafür. Eine wahrhaft 
deutſche Bevölkerungspolitik muß daher danach 
ſtreben, die Zahl der kinderreichen Familien zu ver⸗ 
mehren, denn nur dieſe bieten bei genügender An— 
zahl die Gewähr, daß das Volk ſich naturgemäß 
aufwärts entwickelt. 

Nicht nur zahlenmäßig ſorgt die kinderreiche 
Familie für Erhaltung der Volkskraft. Aus der 

) Eine ausgezeichnete Darſtellung des heutigen 
Zuſtandes unſeres Volkes gibt Sanitätsrat Dr. Voll⸗ 
mann in ſeiner bei G. Thieme, Leipzig 1925, erſchie⸗ 
nenen Schrift: Die Fruchtabtreibung als Volksſeuche. 


kinderreichen Familie gehen nach biologiſchen Ge— 
ſetzen auch mit größter Wahrſcheinlichkeit eher als 
aus kleinen Familien Führerperſönlichkeiten her- 
vor. Sie empfangen auch im großen Geſchwiſter⸗ 
kreiſe die beſte ſoziale Vorbereitung für ihr Leben. 
Friedrich der Große und Bismarck waren das 
4. Kind, Freiherr vom Stein und Heinrich von 
Kleiſt das 5., Mozart, Blücher, Geibel das 7., 
Händel das 10., Johann Sebaſtian Bach das 12., 
Leſſing das 13., Albrecht Dürer das 15. Kind ihrer 
Eltern. Mit der Verringerung der Zahl der kinder— 
reichen Familien in der jungen Generation ver- 
mindert ſich auch die Möglichkeit und Wahrſchein— 
lichkeit der Geburt großer Führer auf allen Ge— 
bieten. Es müßte deshalb dasklarer⸗ 
kannte Sielaller Verantwortlichen 
im deutſchen Volke ſein, den Wieder— 
aufbau der deutſchen Familie in den 
Mittelpunkt der deutſchen inneren 
Politik zu ſtellen. 

Die deutſche Reichsverfaſſung vom 11. Auguſt 
1919 erklärt in Artikel 119: Die Ehe ſteht als 
Grundlage des Familienlebens und der Erhaltung 
und Vermehrung der Nation unter dem beſonderen 
Schutze der Verfaſſung. Die Reinerhaltung, Ge 
ſundung und ſoziale Förderung der Familie iſt 
Aufgabe des Staats und der Gemeinden. Kinder— 
reiche Familien haben Anſpruch auf ausgleichende 
Fürſorge. Der Bodenreformartikel 155 der Reichs⸗ 
verfaſſung verſpricht beſonders den kinderreichen 
Familien eine ihren Bedürfniſſen entſprechende 
Wohn- oder Wirtſchaftsheimſtätte. Die geſetzliche 
Grundlage für ausführende Geſetze iſt alſo gegeben. 
Die deutſchen Regierungen nehmen ſich jedoch ſehr 
viel Zeit, die notwendigen Geſetze und Verwaltungs⸗ 
anordnungen zu ſchaffen. Statt einer Bevorzugung 
der Familie, insbeſondere der kinderreichen Familie 
muß man feſtſtellen, daß ihr Wohl hinter dem Ein⸗ 
zelnen zurücktreten muß und trotz ihrer erheblich 
größeren Bedeutung für den Fortbeſtand des Volkes 
noch wenig zum Gegenſtande geſetzlicher Schutz⸗ 
maßnahmen geworden iſt. Insbeſondere liegen 
auf der kinderreichen Familie die Laſten der Zölle 
und indirekten Steuern, der Hauszinsſteuer, des 
Schulgelds im mehrfachen Betrage als auf dem 
Ledigen. Gleichwohl hat man bei der letzten An⸗ 
derung des Reichseinkommenſteuergeſetzes das 
Exiſtenzminimum der Ledigen von 80 auf 
100 Mark heraufgeſetzt, während man einen Aus⸗ 
gleich für die kinderreichen Familien bei dieſer Ge- 
legenheit für untragbar erklärte. Ungerecht iſt 
ferner die geſetzliche Beſtimmung, daß Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung nur bis zum 4. Kinde gewährt 
wird, ohne daß eine geſetzliche Verpflichtung be⸗ 
ſteht auch für die ſonſtigen Kinder des Arbeits⸗ 
loſen helfend einzutreten. Es hängt alſo von dem 
guten Willen der Wohlfahrtsverbände ab, ob ſie 
kinderreichen Familien der Erwerbsloſen helfen 
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wollen. Dadurch beſteht eine große Notlage ge— 
rade unter kinderreichen Erwerbsloſen und dieſe 
Behandlung der kinderreichen Väter und Mütter 
wirkt abſchreckender auf andere Familien als die 
Predigt der falſchen Propheten. 

Doch ſind Anſätze zur Beſſerung vorhanden. 
So haben der Miniſter für Volkswohlfahrt und der 
Finanzminiſter ſich wiederholt bereit erklärt, das 
Wohnungselend der kinderreichen Familien durch 
Bevorzugung ſolcher Familien bei der Begebung 
von Hauszinsſteuerhypotheken und Zuſatzhypo⸗ 
theken zu beſeitigen. Die Richtlinien für die Ver- 
wendung des für die Neubautätigkeit beſtimmten 
Anteils am Hauszinsſteueraufkommen dieſer beiden 
Miniſter vom 27. Februar 1926 enthalten in den 
Ziffern 14—17 die näheren Beſtimmungen über 
Bevorzugung kinderreicher Familien bei der Zus 
weiſung öffentlicher Mittel für Neubauten. Be⸗ 
dauerlich iſt, daß Ziffer 17 die Höhe 
des Geſamtanteils für Zuſatzhypo⸗ 
theken und Sonderzuſatzhypotheken 
auf 10 v. H. des für Neubauten zur 
Verfügung ſtehenden Hauszins⸗ 
ſteueraufkommens beſchränkt. Da 
durch wird bewirkt, daß ſich nur etwa ½ der 
Bauten für kinderreiche Familien errichten laſſen. 
Wenn nämlich allgemein z. B. bei einer Summe 
von 600 000 RM gemäß Ziffer 6 Abſatz 2 
der Richtlinien wenigſtens ſoviele Wohnungs— 
neubauten zu finanzieren find als bei Zw 
grundelegung eines Durchſchnittsbetrages von 
4000 RN die Hypothek erreichbar iſt, dann aber 
bei Bauvorhaben für minderbemittelte kinderreiche 
Familien nach Ziffer 14 und 15 eine Zuſatzhypothek 
bis 90 v. H. des Wertes des Hauſes mit Einſchluß 
des Grund und Bodens oder 100 v. H. des Bau⸗ 
wertes gegeben werden kann, ſo kann dieſer ſchöne 
Gedanke wegen der Ziffer 17 höchſtens in 30 Fällen 
ausgeführt werden, da man doch mit einer Zuſatz⸗ 
hypothek von je 2000 Mark mindeſtens rechnen 
muß und durch die dadurch entſtehende Summe 
von 60 000 Mark Zuſatzhypothek bereits die Grenze 
der Ziffer 17 erreicht wäre. Setzt man den Be- 
darf der einzelnen kinderreichen Familien an 
öffentlichen Mitteln für Bauzwecke noch höher als 
6000 Mark an, ſo würden ſich in unſerm Beiſpiel 
noch weniger als / der Wohnungen für kinder⸗ 
reiche Familien erbauen laſſen. Wer das Woh⸗ 
nungselend der kinderreichen Familien kennt und 
die entſetzlichen Folgen, die ſich in geſundheitlicher, 
ſittlicher, ſozialer und krimineller Hinſicht daraus 
entwickeln, muß dieſe Grenze bekämpfen. 

Erfreulicherweiſe zeigen in neuerer Zeit die 
Städte, vor allem im Weſten Deutſchlands, Ver⸗ 
ſtändnis für die Notlage und für die Bedeutung 
der kinderreichen Familien. In manchen Groß⸗ 
ſtädten ſind beſondere Mittel zum Neubau von 


Wohnungen kinderreicher Familien zum größten 
Segen aufgewendet worden, ſo in Köln, Duis⸗ 
burg, Eſſen, Lübeck. Auch die Siedlungs- 
aktiengeſellſchaft Breslau hat im Sommer 1925 
einen Baublock (Lomnitzſtraße) mit 37 Familien 
mit je mindeſtens 5 Kindern beſetzt. Die Yandes- 
verſicherungsanſtalt Schleſien, welche in dieſem 
Jahre das Darlehnsgeſchäft für Bauzwecke wieder 
aufnimmt, will kinderreiche Verſicherte bevorzugt 
bedenken. 

Auch auf dem Gebiete der Wohlfahrtsfürſorge 
iſt in neuerer Zeit eine Sonderfürſorge für kinder⸗ 
reiche Familien als berechtigt anerkannt worden, 
ſo in Lübeck, im Kreiſe Steinau, Wohlau 
und der Stadt Bunzlau, wo bevorzugte Woh- 
nungszuweiſung, Beſchaffung von Eigenheimen, 
Zahlung einer laufenden Unterſtützung neben den 
bei allen Wohlfahrtsämtern üblichen Sachleiſtungen 
und Hilfe in beſonderen Notfällen eingerichtet iſt. 

Da der Schutz der Familie durch Staat und 
Geſellſchaft infolge Entartung des Familienſinns 
ungenügend geworden iſt, hat ſich zum Schutze der 
Familie vor etwa 5 Jahren der Reichsbund der 
Kinderreichen Deutſchlands e. V. gegründet?). Er 
beabſichtigt überparteilich und religiös neutral für 
Ausführung der Artikel 119 und 155 der Reichs⸗ 
verfaſſung einzutreten und der Familie, insbeſon— 
dere der kinderreichen Familie, ihre Stellung in der 
Geſetzgebung und Verwaltung und in der Wert: 
ſchätzung der Geſellſchaft wiederzugewinnen. Zwar 
hat dieſe Bewegung, die eine echte Volksbewegung 
iſt und die beſten Kräfte der deutſchen Seele zum 
Wiederaufbau deutſchen Familienſinnes, deutſcher 
Kinderfreudigkeit, ernſter Erziehungsarbeit und 
nationaler Geſinnung aufruft, noch mit manchen 
Hemmungen in der öffentlichen Meinung zu 
kämpfen, doch haben die höchſten Regierungsſtellen 
den Reichsbund als die Organiſation der kinder— 
reichen Familien Deutſchlands anerkannt und der 
Herr Reichspräſident von Hindenburg hat die 
Führer des Reichsbundes im Juli 1925 zu einer 
eingehenden Darlegung der Ziele der Bewegung 
empfangen und ſie ſeiner Zuſtimmung und Unter— 
ſtützung verſichert. 

Alle Arbeit am Wiederaufbau 
Deutſchlands kann nur Früchte 
tragen, wenn die ſeeliſche Einſtel⸗ 
lung des deutſchen Volkes in allen 
ſeinen Schichten ſich wieder der Fa’ 
milie als der Pflanz⸗ und Pflege⸗ 
ftätte deutſcher Kultur, deutſcher 
Kraft, deutſchen Glückes zuwendet. 


2) Geſchäftsſtelle des Reichsbundes der Kinder⸗ 
reichen Deutſchlands, Charlottenburg, Kantſtraße 54, 
und Geſchäftsſtelle des Gaues Schleſien, Breslau 17, 
Lomnitzſtraße 28, geben koſtenlos Auskunft. 
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Oberſchleſiſche Gartenfürſorge. 


Von Dr. Speer⸗Oppeln. 


Kleingarten und Kleinwohnung gehören zu— 
ſammen, nur ſie gemeinſam ſchaffen eine wirk⸗ 
liche Heimſtätte. Bringt das Haus den eigenen 
Herd, das Selbſtändigkeitsgefühl, ſo bringt uns 
der Garten Licht, Luft und Sonne. Nie fühlen 
wir den Begriff Eigenheim beſſer, als wenn wir 
auch wirklich auf eigener Scholle ſtehen, durch 
Eigenarbeit im Garten und Eigenſorge für das 
uns anvertraute Stückchen Erde uns unſer Eigen⸗ 
heim erſt recht zu eigen machen. 

Wie ſteht es nun mit unſeren oberſchleſiſchen 
Siedlungsgärten? Die Antwort muß leider böſe 
ausfallen. Dem Heimſtätter iſt es heute ſchon faſt 
unmöglich, ein Eigenheim zu errichten. Zum 
mindeſten bringt der Hausbau eine finanzielle 
Überlaftung, ſei es für ihn, ſei es für feine Ge⸗ 
noſſenſchaft, mit ſich, eine Überlaſtung, die alle 

orgen des neuen Hausbewohners auf das Haus 
ablenken muß. So wird der Garten überſehen. 

an ſagt, einer Mutter ſind die Kinder am 
liebſten, die ihr am meiſten Sorge machen. So 
geht es auch unſeren Heimſtättern. Zu dem ſo 
mühſam erkämpften Haus gewinnt er ſofort innere 
Fühlung. Der Garten, nun, den kann man ja mit 
Kartoffeln bepflanzen, aber nie wird er dem Heim⸗ 
ſtätter ſo wichtig ſein, wie ſein Haus. 

Um ſo böſer wirkt ſich dieſe Tatſache dadurch 
aus, daß unſere oberſchleſiſchen Heimſtätter im all⸗ 
gemeinen an Gartenwirtſchaft nicht gewöhnt ſind. 
Sie haben vielfach keine Ahnung davon, was man 
aus dem Garten machen kann. Unkenntnis, 
dies Wort ſteht über den meiſten un⸗ 
ſerer Siedlergärten. Selbſt aarten- 
freudige Siedler verlieren mit der Zeit Luſt und 
Liebe am Gartenbau, da ſie es einfach nicht ver⸗ 
ſtehen, ihren Garten intenſiv und ordnungsgemäß 
zu bewirtſchaften. So wird der Garten beſonders 
in der Nähe größerer Städte bei höheren Bau⸗ 
geländepreiſen nur als ein die finanzielle Miſere 
noch verſchärfendes Übel angeſehen. 

Und ſelbſt, wenn eine Genoſſenſchaft wirklich 
darauf hält, daß die Gärten gut beſtellt werden 
und die Siedler auch Intereſſe und Freude an 
ihrem Garten haben, ein leiſes Unbefriedigtſein 
wird doch bleiben. Warum? Die Gärten ſind 
uneinheitlich angelegt. Die Wohnungen hat man 
anhand eines Bebauungsplanes zu einer wirkungs⸗ 
vollen Einheit zuſammengeſchloſſen. Beim Garten 
hört dieſe Geſchloſſenheit der Siedlung auf, hier 
wurſtelt jeder allein weiter. Das wirkt natürlich 
auch auf die Gartenbewirtſchaftung zurück, ein 
planmäßiger Zuſammenſchluß auch für die Be⸗ 
Achtet f der Gärten wird zu einer Unmög⸗ 

it. 


Aber dennoch; wollen wir den Heimſtätten— 


gedanken im Volke wirklich heimiſch machen, wollen 
wir die Bewohner unſerer Siedlungen wieder feſt 
an Heim und Scholle feſſeln, ſo brauchen wir den 
Garten. Der Garten iſt ebenſo wichtig wie das 
Haus. Ein Kleinhaus ohne Garten iſt keine Heim⸗ 
ſtätte, es iſt höchſtens eine geminderte Form der 
Mietskaſerne. Darum iſt bei der Anlegung von 
Heimſtätten von vornherein größtes Gewicht auf 
die gleichzeitige Einrichtung des Gartens zu legen. 
Die Holländer haben uns gerade in dieſer Hinſicht 
gezeigt, wie man es machen muß. Bei ihnen heißt 
es, erſt der Garten, dann das Haus. Erobere dir 
erſt das Stücklein Erde, auf dem du wohnen willſt 
und dann, wenn du den Boden lieb gewonnen haſt, 
dann baue dir darauf dein Heim. Der Garten ſoll 
uns nicht nur ein Zeitvertreib für Mußeſtunden 
ſein, nein, er ſoll uns Lebensſchule werden. Und 
damit der Siedler von vornherein an ſeinem 
Garten Intereſſe hat, wird man wohl oder übel 
dazu übergehen müſſen, auch die Gärten ſchon ein⸗ 
gerichtet und vorbereitet zu übergeben. Mit viel 
mehr Luſt und Freude wird der Siedler inten⸗ 
ſiven Gartenbau betreiben, wenn er ein von vorn⸗ 
herein vorbereitetes Stückchen Garten erhält. Der 
Arbeiter, der ſo ein Siedlungshäuschen bezieht, hat 
oft einfach keine Zeit, erſt ſorgfältig und planmäßig 
an die erſte Einrichtung eines Gartens zu gehen. 
Sein Intereſſe am Garten erlahmt von Anfang 
an, wenn er die Unſumme von Arbeit ſpürt, die 
die Umgeſtaltung eines Stückes Rohland zum 
Garten mit ſich bringt. Hat der Siedler dazu in 
den erſten Jahren noch Fehlſchläge bei der Bewirt⸗ 
ſchaftung ſeines Gartens, weil er die Eigenheiten 
des Bodens nicht kennt, den Boden nicht richtig be⸗ 
handelt, dann wird der Garten zu dem, was heute 
ſehr viele unſerer oberſchleſiſchen Siedlungsgärten 
ſind. Hier iſt von vornherein für zweckmäßige 
Einrichtung, für wirtſchaftlichſte Ausnutzung und 
für dauernde Gartenberatung zu ſorgen. 

Aber noch mehr ſpricht für die Aufziehung 
einer intenſiven Gartenfürſorge. Der Garten, über⸗ 
haupt das Grün, iſt weſentlicher Beſtandteil einer 
Siedlung. Die einfachen Formen der Siedlungs⸗ 
häuſer haben im weſentlichen durch den Rhythmus 
ihrer Faſſaden, durch den Rhythmus ihrer Grup⸗ 
pierung zu wirken. Dieſer Rhythmus wird ver⸗ 
ſtärkt, ja überhaupt erſt zur Wirkung gebracht 
durch den Grüngürtel der Siedlung. Aber nur 
durch einen einheitlichen Grüngürtel, durch 
eine einheitliche Gartenanlage, denn ſonſt 
wird dieſer Rhythmus nicht gehoben, ſondern geſtört. 
Die Engländer haben in ihren Gartenſtädten 
Welwyn und Letchworth dies Prinzip ganz erfaßt. 
Die an und für ſich notwendige Beſchränkung der 
Klein- und Kleinſtwohnung gleichen fie in dieſen 
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Gartenſtädten durch weitgehendſte Benutzung des 
Nutzgartens und der Freiflächen zur Straßen- und 
Raumbildung aus. Dem Typenhaus entſpricht 
der Typengarten und ein gut eingerichteter Typen— 
garten, deſſen Bewirtſchaftung auf der Höhe ſteht, 
wird dem Siedler viel bei der Abtragung ſeiner 
Baulaſten helfen. Ganz abgeſehen von dieſen Mo— 
menten iſt es ohne weiteres einleuchtend, daß eine 
einheitliche Planung einer ganzen Gartenlage 
eine weſentliche Koſtenerſparnis mit ſich bringen 
muß. 

Beſondere Schwierigkeiten bietet die Garten— 
bewirtſchaftung gerade für unſere oberſchleſiſchen 
Siedler und unter dieſen vor allem die Arbeiter— 
ſiedler. Dieſe ſtammen meiſtens aus Zwergland— 
wirtſchaften, die noch ſehr extenſiv bewirtſchaftet 
werden, eine Folge der Großlandwirtſchaft, deren 
extenſive Wirtſchaftsführung auch vom Klein— 
bauerntum unwillkürlich als richtunggebend ge— 
nommen wird. So iſt der Kleinſiedler meiſt nur 
auf Feld-, nicht aber auf Gartenwirtſchaft ein— 
geſtellt, eine Tatſache, die durch die landwirtſchaft⸗ 
liche, nicht gartenmäßige Nutzung der Grün— 
flächen unſerer Siedlungen ohne weiteres erſichtlich 
iſt. Hilfe kann hier nur eine zentraliſierte 
Gartenfürſorge bringen. Unſere oberſchle— 
ſiſchen Kleingartenvereine können die Aufgabe nicht 
übernehmen. Sie haben nur in den Städten Zweck 
und können ſich auch hier nur für die Dauer halten. 
Auch ſind ihre Zwecke und Ziele zum Teil ganz 
andere, da fie mehr das ſchon Beſtehende zu— 
ſammenfaſſen, einen Intereſſentenkreis bilden, 
während die Hauptaufgabe der neuen Zentralſtelle 
ſein muß, überhaupt erſt das Intereſſe am Garten 


zu wecken und in richtige Bahnen zu leiten. Vor 
allem aber iſt infolge des engen Zuſammenhangs 
zwiſchen Kleinwohnungsbau und Gartenwirtſchaft 
in unſeren Siedlungen die geſchilderte Aufgabe 
nur in engſtem Zuſammenhang mit den Woh⸗ 
nungsbauträgern überhaupt zu löſen, beſonders 
jetzt, wo ſtädtebauliche Momente auf die Anlage 
der Siedlungen und ihrer Gartengebiete großen 
Einfluß haben müſſen. Abgeſehen davon bietet 
auch die rechtliche Organiſation der Kleingarten— 
vereine nicht die von den Geldgebern einer ſolchen 
Gartenzentrale unbedingt zu fordernde Sicherheit. 
Auch ſind die örtlich zerſplitterten Kleingarten— 
vereine gar nicht kapitalkräftig genug, die gewaltige 
Aufgabe durchzuführen. Und vor allem, ober— 
ſchleſiſche Gartenberatung hat ſich nicht nur auf die 
Städte, ſondern mindeſtens ebenſo ſcharf auf das 
Land zu erſtrecken, das Land, an das die Klein⸗ 
gartenvereine gar nicht herankommen können. Erſt 
durch planmäßige Hebung unſerer Landgärten wird 
es uns gelingen, gartentechniſch vorgebildete 
Siedler in den Heimſtätten anzuſetzen, da doch ein 
großer Teil unſerer Arbeiter aus der Kleinlandwirt⸗ 
ſchaft ſtammt. So kann eine Löſung der 
ganzen Frage nur durch Zentrali⸗ 
ſierung und Gründungeiner beſon⸗ 
deren Gartenfürſorgeſtelle ermög⸗ 
licht werden. Ob es gelingt, dieſe Stelle wirk— 
lich nutzbringend auszubauen und ihr das gebüh⸗ 
rende Tätigkeitsfeld zu verſchaffen, liegt an denen, 
die beſonderes Intereſſe daran haben müſſen, in 
unſeren Kommunen und Kreiſen, an unſeren Bau⸗ 
genoſſenſchaften und Heimſtättenorganiſationen. 


vermiſchtes. 


Die farbige Stadt. 

In der Kunſthalle am Chriſtophoriplatz zeigt der 
Verein „Die farbige Stadt“ Beiſpiele farbiger Stadt⸗ 
bildung. Um es gleich vorweg zu nehmen: es gibt 
wenige Verſuche zu umfſaſſender Geſtaltung. Lediglich 
der Leiſtik o w'ſche Vorſchlag für das rechte Oder: 
ufer zwiſchen Dom und Techniſcher Hochſchule, ein in 
dieſer Hinſicht geglückter Entwurf. Im übrigen ſieht 
man viele Einzelentwürfſe farbiger Häuſer und 
Straßen. Nicht nur von Breslauer Architekten und 
Malern, auch bekannte auswärtige Namen find ver: 
treten, wie u. a. Bruno und Max Taut. Man 
ſieht ſtarke Farbenkontraſte und Arbeiten mit ſtarker 
Gegenſätzlichkeit, daneben ſolche, die auf ein oder zwei 
Grundfarben mit verſchiedenartiger Abſtufung ge— 
ſtimmt ſind, wie z. B. der beachtenswerte Entwurf 
Dorens für die Hamburger „Burſtah“. Man ſieht 
zurückhaltende, dem Körperlichen angepaßte und unter- 
geordnete Farbwerte verwendet, wie bei den Ent⸗ 
würfen Bruno Tauts zu einem Garagenhaus und, 
was beſonders gelungen iſt, bei einfachſten Siedlungs⸗ 
häuſern, die mit ihren aus Einfachheit und Zweck⸗ 
mäßigkeit heraus gebildeten Wandflächen beſonders 
dankbare Objekte für die Farbgebung find. Man be— 


merkt auch mit Intereſſe Verſuche zu ſparſamer Ver⸗ 
wendung der Farbe an der Hauptmaſſe der Gebäude 
unter gleichzeitiger Betonung einzelner Konſtruktions⸗ 
glieder. 

Es überraſcht noch der Wechſel zwiſchen dunklen, 
ſchweren, deckenden Farben (3. B. Tiſchler) und 
leichten, hellen, laſierenden Tönen (3. B. Effen⸗ 
berger, Häusler, Rading und feine Klaſſe). Es 
überraſcht, daß manche Maler, vor dieſe Aufgaben 
geſtellt, gute Bilder geſchaffen haben. Bilder! 
aber geeignete Entwürfe zur Häuſer⸗ und ‚Straßen: 
bemalung? — Gute Bildwirkung zeigen z. B. die Ent⸗ 
würfe von Buchwald, Hartwig und Hirſchel, 
um nur einige herauszugreifen. Aber die alte Er⸗ 
fahrung, daß ein Unterſchied beſteht zwiſchen der 
flächig, bildmäßig fixierten Idee eines Baues und der 
plaſtiſchen, wirklichen Geſtaltung, zeigt ſich auch hier. 

Die Buchwaldſche Straße z. B. iſt bildwirkend in 
ihrer harten, ſtechenden Perſpektive, man möchte aber 
dieſen Entwurf, wie manche andere, nicht ausgeführt 
und dem grellen Tageslicht, wie der an ſich jan 
lauten, alles ins einzelne zerlegenden Straße ausge⸗ 
liefert ſehen. Es iſt möglich, ein gutes Bild nach einem 
häßlichen Gegenſtand zu machen, es iſt jedoch nicht die 
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Aufgabe des Architekten — der Maler hat hier lebendig 
mit dem Bauenden zu empfinden —, das Häßliche zu 
bilden als Vorwurf für den Maler. Die Farbe am 
Haus kann nur Unterſtützung für das Körperliche und 
Räumliche ſein. 

Und dann: die Möglichkeit zur farbigen Geſtaltung 
iſt heute gegeben, wenn auch techniſche Schwierigkeiten 
dieſe oder jene leuchtende Farbe heute noch als un⸗ 
praktiſch erſcheinen laſſen. Damit liegt aber die Not⸗ 
wendigkeit vor, die Einzelidee der Geſamtidee unter⸗ 
zuordnen. Unterordnung iſt hier nicht gleich Mono⸗ 
tonie zu ſetzen. Im Gegenteil: im Rahmen einer 
führenden Geſamtidee wird es möglich ſein, an ge⸗ 
wiſſen Plätzen, in manchen Straßen, beſonders lebhafte 
Farben zu wählen, während ſonſt ſtarke Farben nur 
mit größter Vorſicht anzuwenden wären. Das einzelne 
farbige Haus — in geſchloſſener Straße wenigſtens — 
iſt nichts, die farbige Geſamtwirkung alles. Dieſe tritt 
damit bei der Stadt in den Vordergrund des Inter⸗ 
eſſes. Zweifellos kann ſie ihre Idee nur aus dem 
jeweiligen Objekt entnehmen. Beſtimmte Regeln ſind 
hier nicht möglich. 

Generalbeiſpiel: Die Uferſtraße in Breslau, die in 
flachem Bogen, faſt den ganzen Tag von der Sonne 
beſchienen, ſich den Augen tauſender, vorüberhaſtender 
oder beſchaulich wandelnder Menſchen darbietet! 
Glückliche und einzig mögliche Idee, ſie lebhaft, leicht, 
licht, wechſelnd, nicht ſtreng gefaßt, zu färben, 
fie ſich ſpiegeln zu laſſen in heiterer Friſche! Das vom 
lichtloſen Grau, vom Staub der engen Straßen, er⸗ 
müdete Auge wird dankbar dieſe freudige Anregung 
in ſich aufnehmen, ehe es nach überqueren des Stromes 
wieder untertaucht in den lichtarmen, lärmenden und 
überfüllten Quartieren des jenſeitigen Ufers. 

Allerdings: Wahlloſes Färben unſerer Straßen und 
Plätze, ununterbrochenes Färben wird dieſe 
Mühewaltung zur Unfruchtbarkeit und Zweckloſigkeit, 
wenn nicht zur Sinnloſigkeit, verurteilen. 

Wenn irgendwo heute die Notwendigkeit zur Ein⸗ 
ordnung in das ganze Gebiet beſteht, ſo hier auf 
dieſem Gebiet, auf dem durch Eigenbrödelei alles ver⸗ 
dorben werden kann. Und wenn irgendwelche Auf⸗ 
gaben kultureller Art eines Stadtgebildes in einer 
Hand, in der Hand einer künſtleriſch ſtark empfinden⸗ 
den Perſönlichkeit liegen müſſen, ſo dieſe der farbigen 
Geſamtgeſtaltung! Eine wahrhaft königliche Aufgabe, 
einer Stadt das farbige Gewand zu geben, das ihr 
auf den Leib geſchnitten iſt, das ſparſam und reich, 
je nach den Bedingungen ihrer Struktur, die verkehrs⸗ 
techniſchen und architektoniſchen ſtädtebaulichen Be⸗ 
ziehungen unterſtützt und herausarbeitet, das hier 
zurückdämmt und dort betont, und welches ſo die 
Stadt als Ganzes auf der Grundlage 
ihrer Wirtſchaft, ihres Verkehrs und — 
wenn man ſo ſagen darf — ihres Alltags 
über dieſen Alltag hinaushebt und zu 
einem echten künſtleriſchen Gebilde 
macht. S. 
Bund zur Förderung der Farbe im Stadtbilde e. B. 

Sitz Hamburg. 


Auf dem erſten Deutſchen Farbentag für Archi⸗ 
tektur in Hamburg 1925 wurde ein Ausſchuß gebildet, 
aus dem der „Bund zur Förderung der Farbe im 
Stadtbild“ hervorging. Führende Männer der Praxis 
und der Theorie, der Kunſt und Wiſſenſchaft ſchloſſen 
ſich zuſammen mit den kulturell und wirtſchaftlich 
intereſſierten Verbänden, um die Farbe im Stadtbild 
neu zu erwecken. 

Die bis in den Anfang des 19. Jahrhunderts hinein 
lebendige Überlieferung farbigen Architekturſchmuckes 
wurde zerſtört durch die induſtrielle Entwicklung der 
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Neuzeit und erhielt ſich allein in der Volkskunſt. Erſt 
mit dem Beginne unſeres Jahrhunderts erwachte die 
Sehnſucht nach farbiger Belebung des Stadtbildes. 
Heute liegt der Wille zur Farbe im Weſen der Zeit. 

Die wachſenden Häuſermaſſen der Großſtadt 
drohten uns innerlich zu erdrücken. Die Leiden harter 
Zeit löſten im Menſchen die Neigung zu heiterer Ge⸗ 
ſtaltung ſeiner Umgebung aus. Der ſchaffende Künſtler, 
vor allem der Architekt, erkannte in der Farbe ein 
Ausdrucksmittel von bedeutender Kraft. Handwerk 
und Induſtrie ſahen in der Bewegung Möglichkeiten 
großer wirtſchaftlicher Tragweite. Der Wert lang⸗ 
vergeſſener Malverfahren wurde erkannt, und es 
erſchien bedeutungsvoll, durch Rückgriff auf die über⸗ 
lieferung das Handwerk zu beleben. Die Induſtrie 
endlich bemühte ſich um die Verbeſſerung der Farben, 
Bindemittel und Bauſtoffe. 

Geſtützt auf dieſe Träger farbiger Bewegung, will 
der „Bund zur Förderung der Farbe im Stadtbild“ 
ihre Wucht vermehren und ihren Strom gleichzeitig 
in die Bahnen kulturellen Fortſchritts leiten. 

Aber allein mit der Propagierung guter Farben, 
farbiger Bauſtoffe und des farbigen Schmuckes durch 
Putz oder Anſtrich iſt es nicht getan. Die Farbe im 
Stadtbild muß vornehmer Ausdruck unſeres Zeit⸗ 
geſchmackes werden. Wir müſſen mit der Farbe 
ſprechen und auch Farbe ſehen lernen. Häuſer »er- 
gangener Jahrhunderte ſind anders zu behandeln als 
Bauten unſerer Zeit, und die Entwicklung der 
modernen Stadt verlangt Beachtung ſtädtebaulicher 
Gedanken. In dieſem Sinne iſt das Verſtändnis des 
Künſtlers — des Architekten wie des entwerfenden 
Malers — und des Handwerkers zu fördern, die Tätig⸗ 
keit der Baubehörden fruchtbar zu geſtalten. Not⸗ 
wendig iſt es ferner, die techniſchen Kenntniſſe des 
Hausbeſitzers in ſeinem eigenen wirtſchaftlichen Inter⸗ 
eſſe zu vermehren und auf ſeinen Geſchmack einzu⸗ 
wirken. 

Die Aufgaben des Bundes ſind alſo techniſcher und 
künſtleriſcher Art. 

Die Aufgaben techniſcher Natur — 
Schaffung lichtechter, wetterfeſter Farben, wetterfeſter, 
farbiger Bindemittel und Bauſtoffe; Verbeſſerung der 
Malverfahren — ſollen gelöſt werden: durch Zu⸗ 
ſammenarbeit mit den Prüfungsſtellen für Material 
und Technik und durch deren Ausbau, durch Bekannt⸗ 
gabe der mit Farben und Bauſtoffen erzielten Ergeb⸗ 
niſſe, durch Aufklärung des Malerhandwerks, des Bau⸗ 
gewerbes und der Architekten in Fragen farbiger 
Bauſtoffe und Bindemittel, farbigen Putzes und 
Anſtrichs, durch Zuſammenſtellung der Fachliteratur. 

Die Aufgaben künſtleriſcher Art — 
Erweckung des Verſtändniſſes für die architektoniſchen 
und ſtädtebaulichen Geſichtspunkte, ſowie für Farb⸗ 
wirkungen an ſich — ſollen gelöſt werden: durch 
Klärung des Problems in Wort und Bild, durch Auf⸗ 
ſtellung von Leitſätzen für die Bemalung, durch Zu⸗ 
ſammenſtellung des Geleiſteten, durch Sammlung von 
Abbildungen ausgeführter Werke, durch Sammlung 
von Entwürfen und farbigen Diapoſitiven, durch Ver⸗ 
arbeitung der in Städten und Gemeinden gewonnenen 
Erfahrungen in bezug auf Maßnahmen gegen die Ver⸗ 
unſtaltung. 

Um zum Ziele zu gelangen, will der Bund Orts⸗ 
gruppen ins Leben rufen und Arbeitsausſchüſſe bilden, 
welche die einzelnen Fachgebiete bearbeiten. 

Die Städte werden aufgefordert, Wettbewerbe zu 
veranſtalten mit der Aufgabe, einen Platz oder eine 
Straße farbig darzuſtellen. Die beſten Löſungen 
werden dann gemeinſam ausgeſtellt und ſollen die 
e für die Aufſtellung allgemeiner Leitſätze 
ilden. 
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Ferner will der Bund Wanderausſtellungen unter- 
halten, den Gedanken deutſcher Farbentage pflegen, 
durch die Tagespreſſe, durch Zeitſchriften und Vorträge 
werben und zur Verbeſſerung der Verunſtaltungs⸗ 
geſetze beitragen. 

Die Geſchäftsſtelle ſoll Auskunft in allen Fragen 
erteilen, die das Arbeitsgebiet des Bundes berühren. 

Mit dieſem Programm wendet ſich der „Bund zur 
Förderung der Farbe im Stadtbild“ 

an das Handwerk und die Induſtrie, 

an die Stadtverwaltungen und Behörden, 

an die Künſtler — Architekten und Maler —, 
an die Kunſtgelehrten und Kunſtfreunde und 
an die Hauseigentümer. 

Tretet dem Bunde bei, ſammelt für ihn Erfah⸗ 
rungen und ſpendet ihm aus Eurem Wiſſen! 


Der Vorſtand. 


Dr.-Ing. Werner Hellweg, Oberbaurat, Hamburg. 
Dr. Erich Aſſer, Direktor der Guſtav Ruth A.⸗G., 
Wandsbechk. { 


Carl Friedrich Hanſen, 
Malerobermeiſter und Mitglied des Reichswirtſchafts⸗ 
rates, Hamburg. 


Die Aufnahme von Mitgliedern erfolgt auf ſchrift⸗ 
lichen Antrag, der an die Geſchäftsſtelle des Bundes, 
Hamburg 36, Stadthausbrücke 8 II, Baupflegebüro, zu 
richten iſt. Körperſchaftliche Mitglieder haben einen 
Mindeſtbeitrag von 50 RAM, perſönliche Mitglieder 
einen ſolchen von 15 RAM jährlich zu zahlen. 


Auf der Gründungsverſammlung traten dem 
Bunde als körperſchaftliche Mitglieder bei: Reichsbund 
für das deutſche Malergewerbe, Reichsbund des 
deutſchen Malergewerbes, Gau Norddeutſchland, e. V., 
Verband der Maler, Lackierer, Anſtreicher, Tüncher 
und Weißbinder Deutſchlands, Maler⸗ und Lackierer⸗ 
Innung zu Hamburg, Verband ſächſiſcher Vereini⸗ 
gungen ſelbſtändiger Maler und Lackierer, e. V., 
Verband der Malerei-Geſchäfte von Berlin und den 
Vororten, Landesverband Bayeriſcher Maler- und 
Lackierer-Innungen, vorm. Bayeriſcher Malermeifter- 
verband, e. V., Verband deutſcher Farbenfabriken 
e. V., Sitz Berlin, Verband Deutſcher Lackfabrikanten, 
Reichsverband des Lach⸗ und Farbenfaches e. V., 
Verein deutſcher Bleifarbenfabrikanten e. V., Verband 
deutſcher Edelputzwerke, e. V., Sitz Berlin, Verband 
Deutſcher Kalkwerke e. V., Verband Deutſcher Dach⸗ 
ziegelfabrikanten e. V., Vereinigte Steinwerke G. m. 
b. H., Kupferdreh, Bund Deutſcher Architekten, Landes⸗ 
bezirk Norden, Architekten: und Ingenieurverein zu 
Hamburg, Verein Heimatſchutz für das hamburgiſche 


Staatsgebiet, Bund Deutſcher Gebrauchsgraphiker, 
Ortsgruppe Hamburg, Vereinigte Reklameberiteller 
Groß⸗Hamburgs. a ; 


Vorläufige Satzung. 
§ 1. Zweck des Bundes. 

Zweck des Bundes iſt, den auf dem „Deutſchen 
Farbentag für Architektur in Hamburg 1925“ feſt⸗ 
gelegten Gedanken der farbigen Belebung des Orts⸗ 
bildes in allen hieran intereſſierten Kreiſen zu ver⸗ 
tiefen und insbeſondere dazu beizutragen, daß die mit 
der Verwendung von Farben zuſammenhängenden 
Fragen künſtleriſcher, chemiſch⸗techniſcher und werk⸗ 
gerechter Natur geklärt werden und die Induſtrie zur 
Erzeugung beſonders geeigneter lichtechter und metter- 
feſter Malſtoffe und farbiger Bauſtoffe angeregt wird. 

Der Bund verfolgt keine wirtſchaftlichen Zwecke. 
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§ 2. Name und Sitz des Bundes. 

Der Bund führt den Namen „Bund zur Förderung 
der Farbe im Stadtbild“. Er hat ſeinen Sitz in der 
Stadt Hamburg, in der die Verwaltung geführt wird 
und ſoll in das Vereinsregiſter eingetragen werden. 


§ 3. Vorſtand. 

Der Vorſtand beſteht aus drei Mitgliedern, und 
zwar aus einem Vorſitzenden, der nicht den wirtſchaft⸗ 
lich intereſſierten Kreiſen angehört, und zwei Stell⸗ 
vertretern. Er wird von dem Vorſtandsrat gewählt 
und iſt an deſſen Beſchlüſſe gebunden. Seine Mit⸗ 
glieder verteilen die Geſchäfte nach eigenen Beſchlüſſen 
unter ſich und vertreten ſich gegenſeitig. 


§ 4. Vorſtandsrat. 

Der Vorſtandsrat beſteht aus höchſtens 25 Perſonen. 
Seine Wahl erfolgt durch die Mitgliederverſammlung 
auf Grund einer Vorſchlagsliſte. Die Vorſchläge für 
dieſe Lifte find dem Vorſtand von den körperſchaft⸗ 
lichen Mitgliedern ſpäteſtens zwei Monate vor der 
Neuwahl auf Anfordern einzureichen. 

Die Sitze im Vorſtandsrat ſind auf Anfordern der 
nachfolgend aufgeführten Verbände und Berufsgruppen 
wie folgt zu beſetzen: 

1. Techniſche Hochſchulen 28itze 
2. Vereinigung techniſcher Oberbeamten 
Wilſcher Städte 2 

3. Verband deutſcher Architekten⸗ und 
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4. Bund Deutſcher Architekten 

5. Bildende Künſtle 

6. Deutſcher Bund Heimatfhuß . - . 

7. Ausſchuß des Denkmalpflegetages . 

8. Deutſcher Werkbund 

9. Verband deutſcher Kunſtgewerbevereine . 
10. Bund Deutſcher Gebraucdhsgraphiker . . 
11. Verband Deutſcher Reklamefachleute e. V. 
12. Reichsbund für das deutſche Malergewerbe 
13. Malergehilfen verband 
ee eee NEN ter 
15. Farbenbindemittelinduſtre 2 = 
16. Bauftoffindulteier 7.2. ne rt 2 

Sollte die Beſetzung der den unter 1—11 auf⸗ 
geführten Verbänden zugeſagten Sitze nicht voll er⸗ 
folgen, ſo können die freibleidenden Sitze von den 
übrigen unter 1—11 aufgeführten Verbänden beſetzt 
werden. Können die in Betracht kommenden Verbände 
ſich über die Zahl der ihnen zufallenden Sitze nicht 
einigen, ſo entſcheidet ein vom Vorſtandsrat gewählter, 
aus drei Mitgliedern beſtehender Ausſchuß. 

Die Wahl der ee des Vorſtandsrats erfolgt 
auf die Dauer von vier Jahren. Von ihnen ſcheidet 
die Hälfte nach 2 Jahren, das erſte Mal durch Los, 
aus. Wiederwahl iſt zuläſſig. 8 

Der Vorſtandsrat hat die Aufgabe, die Richtlinien 
für die Arbeit des Bundes und die Geſchäftsordnung 
feſtzuſtellen. Er ſetzt Ausſchüſſe für die Bearbeitung 
von Einzelfragen ein und überwacht die Geſchäfts⸗ 
führung des Vorſtandes. 


8 5. Arbeitsausſchüſſe. 

Die mit der Bearbeitung von Einzelfragen beauf⸗ 
tragten Ausſchüſſe haben dem Vorſtandsrat Bericht zu 
erſtatten. Sie haben das Recht der Zuwahl und ſind 
fo zuſammenzuſetzen, daß die Fachmänner des Arbeits- 
gebiets ½ aller Sitze haben. 


86. Mitgliederverſammlung. 
Die ordentliche Mitgliederverſammlung findet jähr⸗ 
lich ſtatt. Außerordentliche Mitgliederverſammlungen 
müſſen berufen werden, wenn die Belange des Bundes 
es erfordern. Tagungsort und Zeit beſtimmt der 
Vorſtand. 
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Die Mitgliederverſammlung wird vom Vorſtand 
mit mindeſtens 4wöchiger Friſt ſchriftlich berufen, fie 
wählt den Vorſtandsrat, beſchließt über Satzungs⸗ 
änderungen, Haushalt und Jahresabrechnung. 

Die Beſchlüſſe der Mitgliederverſammlung werden 
durch den Schriftführer beurkundet. f 

Bei der Beſchlußfaſſung entſcheidet die unbedingte 
Mehrheit der erſchienenen Mitglieder. Stimmen: 
gleichheit iſt Ablehnung. 

Anträge für die Mitgliederverſammlung ſind vier⸗ 
zehn Tage vorher beim Vorſitzenden ſchriftlich einzu⸗ 
reichen, Anträge auf Satzungsänderung jedoch ſechs 
Wochen vorher. 


§ 7. Orts⸗ und Landesgruppen. 


Es wird angeſtrebt, Orts- und Landesgruppen zu 
bilden, die im Rahmen dieſer Satzung ſelbſtändig ſind. 


§ 8. Aufnahme, Austritt und Ausſchluß 
der Mitglieder. 


Die Aufnahme erfolgt auf ſchriftlichen Antrag 
durch Beſchluß des Vorſtandes. Dem Aufgenommenen 
wird der Beſchluß unter Beifügung der Satzung zu— 
geſandt. 

Der Austritt erfolgt durch ſchriftliche Mitteilung an 
den Vorſtand. Er muß ſpäteſtens drei Monate vor 
Schluß des Geſchäftsjahres erklärt ſein. 

Der Ausſchluß kann erfolgen bei Nichtzahlung der 
Beiträge oder wenn ein Mitglied der Satzung zuwider— 
handelt. Der Ausſchluß erfolgt durch Beſchluß des 
Vorſtandes. Der Beſchluß iſt dem Ausgeſchloſſenen 
durch Einſchreibebrief mitzuteilen. 


§ 9. Beiträge. 

An jährlichen Beiträgen ſind von perſönlichen Mit⸗ 
gliedern mindeſtens 15 RM, von hkörperfchaftlichen 
Mitgliedern, Stadt⸗ und Land⸗Gemeinden mindeſtens 
50 Reil zu zahlen. Körperſchaftliche Mitglieder, 
Stadt⸗ und Land⸗Gemeinden und wiſſenſchaftliche In⸗ 
ftitute haben ſoviel Stimmen, wie fie volle 50 RAM 
an Beitrag zahlen. Solche Stimmen können gehäuft 
vertreten werden. Für einzelne Mitglieder, die ſich 
beſondere Verdienſte für den Bund erworben haben 
oder für die ideellen Beſtrebungen des Bundes beſon⸗ 
ders tätig find, kann der Jahresbeitrag auf Beſchluß 
des Vorſtandes ermäßigt werden. 

Perſonen, von denen der Bund ſich eine beſondere 
Förderung ſeiner Beſtrebungen verſpricht, können als 
beratende Mitglieder ohne Beitragspflicht aufge⸗ 
nommen werden. 


8 10. Auflöſung des Bundes. 

Der Bund kann durch Beſchluß der Mitglieder⸗ 
verſammlung aufgelöſt werden. Zu dem Beſchluß iſt 
die Anweſenheit der Hälfte aller Mitglieder und eine 
Mehrheit von drei Vierteilen der Erſchienenen 
erforderlich. 

Wenn die erforderliche Anzahl der Mitglieder nicht 
erſchienen iſt, ſoll nach mindeſtens vier oder höchſtens 
acht Wochen eine neue Mitgliederverſammlung ſtatt⸗ 
finden, welche mit einer Mehrheit von drei Vierteilen 
der Erſchienenen die Auflöſung des Bundes be⸗ 
ſchließen kann. Mit der Auflöſung des Bundes iſt 
das Vermögen nach Beſchluß der Mitgliederverſamm⸗ 
lung im Sinne des Zwecks des Bundes zu verwenden. 


§ 11. Satzungsänderung. 

Eine Anderung dieſer Satzung kann durch die 
Mitgliederverſammlung beſchloſſen werden. Zu dem 
Beſchluß iſt eine Mehrheit von drei Vierteilen der 
erſchienenen Mitglieder erforderlich. 

Anträge auf Satzungsänderung müſſen nach $ 6 
auf der Tagesordnung ſtehen. 


§ 12. Geſchäftsjahr. 
Das Geſchäftsjahr iſt das Kalenderjahr. 


§ 13. Grün dungstag. 


Der Gründungstag des Bundes iſt der 1. Januar 
1926. 


Nachweiſung der Erſparniſſe, die bei Gründung einer 
Reichsheimſtätte entſtehen. 


Nr. 2 der „Heimſtätte“ vom 28. 3. 26 entnehmen 
wir hierzu folgende intereſſante Feſtſtellung: 

Auf Grund des $ 36 des Reichsheimſtättengeſetzes 
vom 10. Mai 1920 ſind alle zur Begründung und Ver⸗ 
größerung von Reichsheimſtätten erforderlichen Ge⸗ 
ſchäfte und Verhandlungen von allen Gebühren, 
Stempelabgaben und Steuern des Reichs, der Länder 
und ſonſtigen öffentlichen Körperſchaften befreit. Die 
Befreiung iſt durch die zuſtändige Behörde ohne 
weitere Nachprüfung zuzugeſtehen, wenn der Ausgeber 
verſichert, daß der Antrag oder die Handlung zur 
Durchführung eines ſolchen Verfahrens erfolgt. Herr 
Oberbaurat Schierer⸗ Breslau gibt uns folgende 
Zuſammenſtellung über die Erſparniſſe beim Bau einer 
Reichsheimſtätte. Der Berechnung iſt eine Heimſtätte 
zugrunde gelegt, deren Koſten für den Bau 8000 , 
für das Grundſtück 500 Al betragen. 


1. Bebaut 2. Unbebaut 


Kaufvertrag über Bauplatz 12,— 
Kaufvertrag über fertigen Bau 
Eigentums - Umfchreibung im 
Grundbuch für Platz 2 
Eigentums - Umſchreibung im 
Grundbuch für fertiges Vor⸗ 
habn er 28.— 
Werkvertrag über 7000 Mark 
SCC (((( ERMENEA 
Eintragungsbewilligung f. Haus⸗ 
zinsſteuerhypothen mit Vor⸗ 
kaufsrecht einſchl. Stempel 
Eintragungsbewilligung 1. Hypo⸗ 
thek einſchl. Stempel 15,50 
Eintragung Hauszinsſteuerhypo⸗ 
thek im Grundbuch mit Vor⸗ 
kaufsrecht und 1. Hypothek . 38.— 
Eintragungsbewilligung für 
Sicherungshypothek 7000 AM 
einſchl. Stempel 
Eintragung und Löſchung der 
re im Grund- 
buch 


56,.— 


6.— 


Zweimal Vorrangserklärungen 
für 1. Hypothek einſchl. Eintra⸗ 
gungen im Grundbuch 

Grunderwerbſteuer von 8000 . 

Wertzuwachsſteuer nur im Ein⸗ 
zelfall fejtjtellbar . . . . - —.— Be 

Umſatzſteuer 1% von 4000 A 
Material A 

Lohnſteuer 3% von 4000 K 
Söhnen 

(Maurer verdient 208 M monat- 
lich und zahlt, wenn er Frau 
und zwei Kinder beſitzt, von 
68 10% Lohnſteuer, macht 
vom ganzen Lohn etwa 3%) 


rund 
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Zur Geſchäfts⸗, Buch⸗ und Kaſſenführung der Bau⸗ 
genoſſenſchaften. 
Von Rektor Völkel. 


Während in allen deutſchen Landen nach Kriegs⸗ 
ende der Wohnungsbau allenthalben wieder aufge⸗ 
nommen wurde, lag in Oberſchleſien der Baumarkt 
noch für mehrere Jahre vollſtändig brach. Erſt mit der 
Entſcheidung über die ſtaatliche Zugehörigkeit Ober⸗ 
ſchleſiens und dem Abzuge der Beſatzungstruppen im 
Jahre 1922 begann hier eine recht lebhafte, ja z. T. 
ſich überſtürzende Bautätigkeit. Es galt, das Ver⸗ 
ſäumte nachzuholen und vor allem die durch das furcht⸗ 
bare Flüchtlingselend hervorgerufene Wohnungsnot zu 
lindern. Staat und Kommunen konnten das groß⸗ 
zügige Bauprogramm allein nicht durchführen. Auch 
die Selbſthilfe der Wohnungsanwärter, insbeſondere 
der Flüchtlinge, hat durch genoſſenſchaftlichen Zu⸗ 
ſammenſchluß und unter der Führung und Betreuung 
der Wohnungsfürſorgegeſellſchaft Namhaftes im Woh⸗ 
nungsbau geleiſtet. In den letzten drei Jahren ent⸗ 
ſtanden in Oberſchleſien nicht weniger als rund 60 Bau⸗ 
genoſſenſchaften, die mit viel Eifer, hin und wieder 
leider auch mit weniger Geſchick, getrieben aber durch 
die Not, an die Wohnungsbeſchaffung herangingen. 
Erſtellung von Wohnraum auf dem 
ſchnellſten Wege war vielen 
genoſſenſchaften das oberſte Ziel, 
zu erreichen verſucht wurde, ehe die Or 
ganiſation der Genoſſenſchaft in vielen 
Fällen die notwendige innerliche Feiti- 
gung erfahren hatte. Die oberſchleſiſchen Bau⸗ 
genoſſenſchaften find nun daran, das Verſäumte nach⸗ 
zuholen, und fie wollen und müſſen es um fo fchneiler 
tun, um nicht etwa auch ein Opfer des Bereinigungs— 
prozeſſes zu werden, dem die deutſche Wirtſchaft zur⸗ 
zeit unterworfen iſt. 

Die folgenden Ausführungen ſollen dazu beitragen, 
die Genoſſenſchaften in ihrem Bemühen nach innerer 
Konſolidierung zu unterſtützen. Die Baugenoſſen⸗ 
ſchaften verwalten das Vermögen einer Wirtſchafts⸗ 
gemeinſchaft und dadurch ferner, daß fie Bauzuſchiſſe 
aus öffentlicher Hand verwenden — Gelder, für deren 
richtige Verwendung die Allgemeinheit ein Intereſſe 
hat —, iſt ihre Geſchäfts⸗, Büch⸗ und Kaſſenführung 
den Beſtimmungen des Genoſſenſchafts⸗ 
und Handelsgeſetzes unterworfen. § 17 des 
Genoſſenſchaftsgeſetzes ſagt auch: Genoſſenſchaften 
gelten als Kaufleute im Sinne des Handelsgeſetzes; 
und ſo ſind für ſie bezüglich der Buchführung die Be⸗ 
ſtimmungen des Handelsgeſetzes maßgebend, die da 
ſagen, daß die Geſchäfte und die Lage des Vermögens 
nach den Grundſätzen ordnungsmäßiger Buchführung 
erſichtlich zu machen ſind. Beſondere Vorſchriften über 
die Art der Buchführung ſind wohl nicht gegeben, doch 
liegt es im Intereſſe der Genoſſenſchaften, beſonders 
derjenigen, für deren Vorſtandsämter keine erfahrenen 
oder fachlich vorgebildeten Buch- und Kaffenführer zu 
gewinnen waren, daß ſie ſich die Erfahrungen 
der Baugenoſſenſchaftsverbände zunutze 
machen und ihrer Geſchäfts⸗, Buch⸗ und 
Kaſſen führung zunächſt die von den Ver⸗ 
bänden bearbeiteten Vordrucke zu⸗ 
grunde legen (3. B. die von Carl Heymanns 


Verlag, Berlin W. 8, Mauerſtraſte 44, oder die von 


Carl Küſter in Hannover, Baringſtraße 7). An Hand 
dieſer Vordrucke iſt es bei gutem Willen auch kauf⸗ 
männiſch nicht vorgebildeten Perſonen nicht mehr 
ſchwer, eine einwandsfreie, geſetzlichen Beſtimmungen 
genügende Buchführung zu erfaſſen. 

Ehe auf den Gang einer anerkannten Buch- und 
Kaſſenführung bei Baugenoſſenſchaften eingegangen 
werden ſoll, folgen zunächſt einige bindende handels⸗ 
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geſetzliche Beſtimmungen. Jeder Kaufmann 
(alfo auch Genoſſenſchaftsvorſtand) iſt verpflichtet, eine 
Abſchrift (Kopie) der erledigten Handelsbriefe zurück⸗ 
zubehalten und dieſe Abſchriften, ſowie die empfan⸗ 
genen Handelsbriefe geordnet aufzubewahren, für jedes 
Geſchäftsjahr eine Inventur und eine Bilanz in 
Reichswährung aufzuſtellen, den Vermögensgegen⸗ 
ſtänden und Schulden den Wert beizulegen, den ſie 
in dem Zeitpunkt der Aufſtellung haben (Grundſtücke 
und Häuſer, wenn der gegenwärtige Wert den An⸗ 
ſchaffungs⸗ und Herſtellungswert überſteigt, höchſtens 
zu dem letzteren; Wertpapiere zum Börſenpreiſe, wenn 
er unter dem Anſchaffungspreiſe liegt, ſonſt nur zum 
letzteren); Inventur und Bilanz find von den haften⸗ 
den Geſellſchaftern (Vorſtand und Aufſichtsrat) zu 
unterzeichnen, geſammelt und in zuſammenhängender 
Reihenfolge aufzubewahren; bei der Führung der 
Bücher darf ſich der Kaufmann nur einer lebenden 
Sprache bedienen; die Bücher ſollen Blatt für Blatt 
gebunden und Seite für Seite mit fortlaufenden Zahlen 
verſehen ſein; an Stellen, die ſonſt zu beſchreiben ſind, 
dürfen keine leeren Zwiſchenräume bleiben ea 
ftrich); der urſprüngliche Inhalt darf nicht unleſerlich 
gemacht, nicht durchſtrichen oder radiert werden, daß 
es zweifelhaft bleibt, ob ſie bei der urſprünglichen 
Eintragung oder erſt ſpäter gemacht worden ſind; die 
Bücher ſind bis zum Ablauf von 10 Jahren vom Tage 
der letzten Eintragung ab aufzubewahren; eine Be⸗ 
ſchränkung der geſetzlichen Verantwortung der ein⸗ 
zelnen Vorſtandsmitglieder, wenn dieſe kaufmänniſch 
geſchulte Hilfskräfte heranziehen, läßt das Geſetz nicht 
zu; für die Unterlaſſung genügender Buchführung 
gelten die Strafbeſtimmungen der $$ 239 uſw. der 
Reichskonkursordnung (betrügeriſcher Bankerott); 
Zahlungsanweiſungen ſollen von mindeſtens 2 Vor⸗ 
ſtandsmitgliedern unterſchrieben ſein u. a. 

Die Buch- und Kaſſenführung muß einerſeits geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen genügen, andererſeits aber auch 
den praktiſchen Bedürfniſſen Rechnung 
tragen. Wenn ſie ſich auf den Grundſätzen amerika⸗ 
niſcher Buchführung aufbaut, nämlich in der Anlage 
auf die notwendigſten Geſchäftsbücher beſchränkt, über⸗ 
ſichtlich und leicht erlernbar iſt und verhältnismäßig 
ſchnell und ſicher auf ihre Richtigkeit hin geprüft 
werden kann, erfüllt ſie die letztere Forderung. 

Als unbedingt notwendig, aber auch hinreichend für 
die Buchführung einer Baugenoſſenſchaft ſind folgende 
Hauptbücher: 

1. Einnahme⸗Kaſſenbuch (Carl Heymanns Verlag, 
Berlin, Vordruck Nr. 423), 
2. Ausgabe⸗Kaſſenbuch (Carl 
Berlin, Vordruck Nr. 424), 
3. Hauptbuch (Carl Heymanns Verlag, Berlin, Vor⸗ 
druck Nr. 425), 
und folgende Nebenbücher anzuſehen: 
1. Mitglieder⸗Hauptbuch (mit Spareinlagen) (Carl 
Heymanns Verlag, Berlin, Vordruck Nr. 426), 
2. Hausertragsbuch (Carl Heymanns Verlag, Berlin, 
Vordruck Nr. 428), 
Mieteneinnahmebuch (Carl 
Berlin, Vordruck Nr 427) und 
Baubuch Nr. 2026 (gemäß § 2 des Geſetzes über 
die Sicherung der Bauforderungen vom 1. 6. 1909). 
Bei größeren Genoſſenſchaften, { 
denen mit umfangreichem Baubetrieb, empfiehlt es ſich, 
auch eine Kaſſenkladde — Nr. 422 — zu führen. 
Die Eintragungen in dieſe erfolgen täglich möglichſt 
im Anſchluß nach Empfang oder Auszahlung des 
Geldes. Das Muſterformular zeigt links Einnahme, 
rechts Ausgabe mit folgenden Rubriken: Monat, Tag, 
Geſchäftsvorfall, Beleg und Betrag. Die Einnahme⸗ 
und Ausgabebelege werden geſondert und oben in der 


Heymanns Verlag, 


Heymanns Verlag, 
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insbeſondere bei 
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Ecke mit Buntſtift fortlaufend beziffert. Die Belege 
ſind zu heften. Es empfiehlt ſich der Kontrolle wegen, 
die Kaſſenkladde von einem anderen Vorſtands⸗ 
mitgliede führen zu laſſen als die übrigen Kaſſen⸗ 
bücher. Am Monatsende wird die Kaſſenkladde in 
Einnahme und Ausgabe abgeſchloſſen, der Kaſſen— 
beſtand auf der Ausgabeſeite eingetragen, ſo daß die 
Additionen der Ausgabe⸗ und der Einnahmeſeite über⸗ 
einſtimmen müſſen. Der Kaſſenbeſtand kommt als 

ortrag auf die Einnahmeſeite des nächſten Monats. 

Einnahme und Ausgabe im Kaſſen⸗ 
buch werden, weil die Handhabung praktifcher iſt, 
getrennt geführt. Die Verbuchungen der Geſchäfts⸗ 
vorfälle in das Kafjen-Einnahme- und ⸗Ausgabebuch 
werden, wenn keine Kaſſenkladde geführt wird, täglich, 
im übrigen nach kürzerer Zeit, ſpäteſtens aber am 

onatsende vorgenommen. Das Einnahmebuch 
zeigt folgende Spalten: Monat, Tag, Geſchäftsvorfall, 
Seite (Folium) des Beibuchs (der Kaſſenkladde, des 
Mieteneinnahmebuchs, Hausertrags⸗ oder Mitglied⸗ 
buches), Beleg Nr. — dieſelbe Nummer wie in der 
Kaſſenkladde — und unter A — Kaſſenkonto die Rech⸗ 
nungsſumme des Geſchäftsvorfalls. Die folgenden 
Rubriken ſind für das Geſchäftsguthaben⸗ und Reſerve⸗ 
fondskonto vorgeſehen. In die leeren Spalten werden 
die Konten eingeſetzt, welche die Genoſſenſchaft je nach 
ihrem Betriebe zu führen genötigt iſt, z. B. Spar⸗ 
einlagen⸗, Hausertrags-, Bank⸗, Hypotheken-, Zinſen⸗, 
Grund und Boden-, Baukonto u. f. f. Man kann wohl 
viele verſchiedenartige Geſchäftsvorfälle, die im Laufe 
des Jahres ſelten vorkommen, auf einem Konto gu⸗ 
ſammenziehen. Beim Jahresabſchluß aber müſſen dann 
dieſe Konten auseinandergeteilt, es müſſen im Haupt⸗ 
buche dann die Umbuchungen vorgenommen werden. 
Die Kaſſenbücher bleiben wohl infolge der Konto⸗ 
beſchränkung klein, aber auch unüberſichtlicher. Zu 
empfehlen iſt, mindeſtens die Konten zu führen, die 
beim Jahresabſchluß in der Bilanz erſcheinen ſollen. 

ie in der Spalte A—Kaſſenkonto eingetragene Summe 
wird noch einmal in der Spalte desjenigen Kontos ein⸗ 
getragen, zugunſten welches Kontos der Betrag ein⸗ 
ging, z. B. am 5. 4 eine Einzahlung von 25 AM als 
Spareinlage. Die Eintragung dieſer Summe erfolgt in 
der Spalte A — Kaſſenkonto als auch zugunften des 

pareinlagenkontos; Eintrittsgelder werden ſowohl in 
der Spalte A — Kaſſenkonto, als auch in der Spalte 
Reſervefondskonto verbucht. 

In derſelben Weiſe erfolgen bei Zahlungen die 
Verbuchungen im Ausgabebuch. Dort haben wir 
zunächſt dieſelben Rubriken wie im Einnahmebuch; nur 
die Bezeichnung der Konten, zu Laſten deren die Ver⸗ 
buchungen außer der Spalte A — Kaſſenkonto erfolgen, 
iſt zum Teil etwas anders. Für gewöhnlich wird man 
außer dem im Heymannſchen Vordrucke vorgeſehenen 
Bau- und Geſchäftsunkoſtenkonto in den leeren 
Spalten noch folgende Konten anlegen: Spareinlagen-, 
Bank-, Sparkaſſen⸗, Poſtſcheck⸗, Hausertrags-, Hypo⸗ 
theken⸗, Grund und Boden-, Zinſen⸗, Inventar⸗ u. a. 
Konten. Die Verbuchung von 400 M für Anlage einer 
elektriſchen Leitung hätte z. B. folgendermaßen zu er⸗ 
folgen: unter 4 — Kaſſenkonto 400 M, zugleich auch 
zu Laſten von Baukonto 400 AM; 25 „ für Bürobedürf⸗ 
niſſe werden ſowohl unter A — Kaſſenkonto als auch 
zu Laſten des Geſchäftsunkoſtenkontos verbucht. 

Spalte B — übertragung würde ich nicht 
zur Benutzung empfehlen, nur um die Verbuchung auf 
das Möglichſte zu vereinfachen. Wird die Spalte B 
— Übertragung benutzt, dann beachte man, daß fie nur 
zur Kontrolle dient, und in ihr nur jene Beträge 
eingeſtellt werden, die nicht eine Zahlung in bar dar⸗ 
ftellen, wie 3. B. eine Zahlung duͤrch Poſtſcheck⸗ oder 
Banküberweiſung. Der im Einnahmebuch unter B — 
Übertragung verbuchte Geſchäftsvorfall kehrt in ent⸗ 


gegengeſetzter Form unter dem entſprechenden Konto 
der Spalte B — übertragung im Ausgabebuch wieder, 
jo daß ſich die Spalten B in Einnahme und Ausgabe 
decken. 

Zur Verbuchung der einzelnen Ge- 
ſchäftsvorfälle wäre zu bemerken: dem Konto 
Reſervefonds werden alle Eintrittsgelder zugeführt; 
in das Hausertragskonto kommen unter Einnahme die 
Mieten (auch die vom Mieter für Reparaturen veraus⸗ 
lagten Mieten), unter Ausgabe z. B. Steuern, Ver⸗ 
ſicherungsprämien, Zinſen, Reparaturen, Hausbeleuch⸗ 
tung und »bereinigung, Kanalgebühren, Schornſtein⸗ 
fegergeld, Hausverwaltung uſw.; auf das Inventar⸗ 
konto kommen alle Ausgaben für Büroeinrichtung, 
wie Schreibmaſchine, Geldſchrank, Lampen uſw.; auf 
das Geſchäftsunkoſtenkonto werden alle Ausgaben für 
Schreibmaterial, Bücher, Miete für Büroräume, Speſen 
und Gehälter eingetragen; auf das Baukonto werden 
alle Ausgaben (ev. auch Einnahmen) verbucht, die 
durch den Bau der Häuſer entſtehen, z. B. Bauzeich⸗ 
nungen, Bauleitung, Zaun, Zinſen für Baugelder bis 
zur Benutzung der Wohnung uſw.; das Grund⸗ und 
Bodenkonto nimmt z. B. alle Ausgaben für den Er⸗ 
werb des Baugeländes auf, auch die Verzinſung des 
Geländepreiſes, ſolange der Boden nicht bebaut oder 
die Häuſer nicht in Benutzung genommen ſind. 

Die Eintragungen ſind rechneriſch dann richtig er⸗ 
folgt, wenn die Summe der Spalte A — Kaſſenkonto 
der Geſamtſumme aller übrigen Spalten entſpricht. 

Am Monatsende wird dann in der Einnahme zur 
Endſumme der Spalte A — Kaſſenkonto der Kaſſen⸗ 
beſtand vom Ende des Vormonats hinzu addiert 
und von dieſer Summe die Ausgabenſumme der 
Spalte A — Kaſſenkonto abgezogen. Dies ergibt den 
Kaſſenbeſtand am Ende des Monats, der für den 
nächſten Monat nicht vorgetragen, ſondern, ebenſo wie 
vorſtehend, behandelt wird. Am Jahresende wird im 
Hauptbuche der Kaſſenbeſtand (ähnlich wie in der 
Kaſſenkladde beim Monatsabſchluß) auf das Kaſſen⸗ 
konto in Ausgabe geſetzt und bei Jahresbeginn im 
Debet des Kaſſenkontos als Vortrag verbucht. 

Zum Jahresſchluß ſind im Kaſſen⸗Einnahme⸗ und 
⸗Ausgabebuch noch Umbuchungen ae 6 
Poſten nötig, die nicht das Kaffenkonto berühren. So 
ſind z. B. viele Genoſſen in der Einzahlung auf den 
Geſchäftsanteil in Summa mit 400 M rückſtändig ge⸗ 
blieben. Dieſe Summe wird nun vom Spareinlagen⸗ 
konto in der Ausgabe abgeſchrieben und dem Geſchäfts⸗ 
guthabenkonto in der Einnahme gutgeſchrieben. Für 
Spareinlagen werden Zinſen gezahlt, mit denen das 
Zinſenkonto in der Ausgabe belaftet und das Spar: 
einlagenkonto erkannt wird. Für Bank- und Spar⸗ 
kaſſenguthaben erhält die Genoſſenſchaft z. B. 300 M 
an Zinſen. Dieſe Summe wird dem Zinſenkonto in 
der Einnahme gutgeſchrieben, das Bank⸗ und Spar⸗ 
kaſſenkonto in der Ausgabe damit belaſtet. Die Zinſen 
für Baugelder der im Bau begriffenen Häuſer zahlt 
das Baukonto; das Zinſenkonto nimmt ſie ein. Das 
Verſicherungsprämienkonto führt die Summe einer für 
mehrere Jahre im voraus bezahlten Prämie; am 
Jahresſchluß muß das Hausertragskonto mit dem 
Jahresanteil belaſtet werden. 

Für jedes im Kaſſen⸗Einnahme⸗ und ⸗Ausgabebuch 
geführte Konto wird im Hauptbuch ein beſonderes 
Konto mit der gleichen Benennung angelegt. Die 
Rechnungsſumme der Monatseinnahme im Kaſſen⸗ 
einnahmebuch (nicht die Beſtandsſumme!) wird nun 
auf die Debetſeite („Per“) des Kaſſenkontos, die 
Rechnungsſumme der Monatsausgaben auf die Kredit⸗ 
ſeite (An!) des Kaſſenkontos im Hauptbuche über⸗ 
tragen. Die Spaltenſummen der übrigen Einnahme⸗ 
konten dagegen werden im Hauptbuch zugunſten des 
entſprechenden Kontos auf die Kreditſeite, die Spalten⸗ 
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ſummen der Ausgabekonten zu Laſten der ent- 
ſprechenden Konten auf die Debetſeite im Hauptbuche 
übertragen. Unter die Spaltenſummen des Einnahme- 
und Ausgabebuches werden noch die entſprechenden 
Hauptbuch⸗Kontoſeiten eingetragen. — Alles, was alſo 
3. B. im Kaſſenbuch zugunſten des Bankkontos als 
Gutſchrift eingetragen wird, bedeutet auf dem Bank⸗ 
konto im Hauptbuche, daß die Genoſſenſchaft den von 
der Bank gezahlten Betrag der Bank gutgeſchrieben hat. 

Um eine Kontrolle für die Richtigkeit der Ein⸗ 
tragungen und übertragungen zu haben, empfiehlt es 
ſich, nach dem übertragen die Debet⸗ und Kredit⸗ 
ſalden auszuziehen. Ihre Summen ſtimmen über⸗ 
ein, ſobald die Verbuchungen richtig vorgenommen 
wurden. N 

Die Kaſſenbücher und das Hauptbuch 
find unbedingt am Jahresſchluſſe abzu- 
ſchließen; fie dürfen alſo mit Rückſicht auf Miet⸗ 
rückſtände nicht noch einige Zeit offen gehalten werden. 
Nach § 40 des Handelsgeſetzbuches iſt das Offenhalten 
der Bücher über den Jahresſchluß hinaus als Bilanz⸗ 
fälſchung anzuſehen. i 

Am Schluſſe des Jahres wird eine Inventur der 
Gegenftände aufgenommen. Haben die Vermögens⸗ 
gegenſtände eine Wertminderung erfahren, ſo iſt dieſe 
im Debet des Gewinn- und Verluſtkontos einzuſtellen 
(desgleichen im Kredit des betreffenden Kontos, das 
die Wertminderung erfahren hat). Die den Gewinn 
mindernden Ergebniſſe, wie Geſchäftsunkoſten, Zinſen 
für Spareinlagen und Darlehen, Abschreibungen, Kurs⸗ 
verluſte u. a., kommen auf die Debetſeite, die den 
Gewinn mehrenden Ergebniſſe, wie überſchüſſe nom 
Hausertragskonto, Zinſen von Sparguthaben uſw., 
werden auf die Kreditſeite des Gewinn- und Verluſt⸗ 
kontos übertragen. überſteigt die den Gewinn 
mehrende Summe im Kredit die den Gewinn min⸗ 
dernde Summe im Debet, ſo erhalten wir einen Ge⸗ 
winn, der auf der Debetſeite des Gewinn- und Verluſt⸗ 
kontos eingetragen wird, ſo daß ſich alſo die Summen 
der Debet- und Kreditſeite decken. 

Grundſätzlich wäre noch zur Abſchreibung 
beim Inventar zu bemerken, daß bei dieſem 
in der Regel 10% der Anſchaffungskoſten für ein 
Jahr abgeſchrieben werden. Vom Gebäudewert 
dürfte, je nach der Bauausführung, eine jährliche Ab⸗ 
ſchreibung von % bis höchſtens 1% pro Jahr genügen. 
Geſchäftsbücher zählen nicht zum Inventar; die Koſten 
hierfür werden vom Geſchäftsunkoſtenkonto gedeckt. 

Wenn am Jahresſchluß alle Konten des 
Hauptbuches abgeſchloſſen ſind, werden die Salden 
der einzelnen Konten auf das Bilanz⸗ 
konto vorgetragen und zwar die im Debet der 
einzelnen Konten vorgetragenen Salden — das ſind 
die Aktiva (Vermögensbeſtände) — kommen auf die 
Debetſeite, die im Kredit der einzelnen Konten vor⸗ 
getragenen Salden — das ſind die Paſſiva (Schulden) 
— auf die Kreditſeite des Bilanzkontos. er Rein⸗ 
ga wird im Kredit eingeftellt. Die Addition der 

ebet⸗(Aktiven⸗) Seite zu ich mit der der Kredit⸗ 
(Paſſiven⸗)Seite — einſchließlich Gewinn — decken. 

Die Verbuchung von der Kaſſenkladde 
bis zum Hauptbuch iſt eine einheitliche 
Darftellung der Rechnungsgeſchäfte. 
Jeder Geſchäftsvorfall wird zunächſt ohne Beziehung 
(nur als Einnahme oder Ausgabe) in der Kladde ver⸗ 
bucht, dann im Kaſſen⸗Einnahme⸗ oder Ausgabebuch 
nach den einzelnen Konten ſpezifiziert; die Monats⸗ 
ſummen der einzelnen Konten werden im Hauptbuch 
uſammengeſtellt und zuletzt die Jahresſummen der 

bet⸗ und Kreditkonten im Bilanzkonto einander 
r Der Saldo dieſer beiden Konten 
eint mit dem ermittelten Gewinn oder Verluſt über⸗ 
einſtimmen. N 
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Wenn das Weſen eines Geſchäftsvorfalles dem 
Kaſſierer klar geworden iſt, vor allem das Verhältnis 
des Geſchäftsvorfalles als Debet oder Kredit zu den 
einzelnen Konten, und ferner der einheitliche Aufbau 
des Verbuchungsgeſchäfts erfaßt iſt, dann bietet die 
Kaſſenführung keine Schwierigkeiten mehr. 

Als Nebenbuch wird zunächſt das Mitglie⸗ 
derhauptbuch — Nr, 4268 — geführt, in dem 
für jedes Mitglied mindeſtens eine Seite vorgeſehen 
it. Der Kopf dieſer zeigt das Datum des Ein- 
tritts (gerichtlichen Eintragung) und die Nr. der 
Genoſſenſchaftsliſte. Jedes Mitglied bekommt ferner 
eine beſondere (laufende) Buchnummer. Die linke 
Buchſeite führt die Eintragung auf das Geſchäfts⸗ 
guthaben⸗, die rechte die auf das Spareinlagenkonto. 
Folgendes Verbuchungsbeiſpiel hierfür: die Einzah⸗ 
lungen auf das Geſchäftsguthabenkonto ſind am 
Jahresſchluß mit 50 „im Rückſtande; ſie werden durch 
übertragung von dem Spareinlagenkonto des Mit⸗ 
gliederhauptbuches ausgeglichen. Dieſelbe Umbuchung 
findet auch im Kaſſenbuch ſtatt: Umbuchung der 50 M 
vom Spareinlagenkonto im Ausgabe- auf das Ge⸗ 
ſchäftsguthabenkonto im Einnahmebuch; desgleichen 
wird dieſelbe Summe vom Debet des Spareinlagen- 
kontos im Kredit des Geſchäftsguthabenkontos im 
Hauptbuche verbucht. Am Schluſſe des Geſchäftsjahres 
find die Guthaben der einzelnen Mitglieder auf Ge— 
ſchäftsguthaben⸗ und Spareinlagenkonto zu addieren. 
Die Summen müſſen ſich mit den Salden des Geſchäfts⸗ 


guthaben⸗ und Spareinlagenkontos im Hauptbuche 
decken. 
Ebenſo wichtig iſt die Führung eines Haus⸗ 


ertragsbudes — Nr. 428 —, das uns die Ren⸗ 
tabilität der Häuſer auf Grund der Mietenkalkulation 
vor Augen führt. Was unter Einnahme und Ausgabe 
im Hausertragsbuch eingetragen wird, wurde bereits 
früher ſchon von der Spalte Hausertragskonto im Ein- 
nahme⸗ und Ausgabebuch gejagt. 

Um eine überſicht über die Mietsverpflichtungen 
und Mietszahlungen zu haben, bedienen wir uns 
ferner des Mieteneinnahmebuches — Nr. 427. 
Die rückſtändigen Mieten ſind am Jahresſchluſſe als 
Mietforderungen in die Bilanz zu übernehmen, auf 
keinen Fall aber find, wie früher bereits erwähnt, 
die Kaſſenbücher über den Jahresſchluß hinaus offen 
zu halten, bis den Mietforderungen genügt iſt. 

Dieſe Bücher genügen für eine klare und überſicht⸗ 
liche Buchführung. Es bleibt den Genoſſenſchaften 
aber auch überlaſſen, neben dieſen noch ein Me⸗ 
morial⸗Gedächtnisbuch für Eintragungen, die 
am Jahresſchluſſe zu berückſichtigen find — im Laufe des 
Jahres aber in keinem der obengenannten Haupt- und 
Nebenbücher vermerkt wurden — und vielleicht auch 
ein Konto⸗Korrent einzurichten, das ein Konto 
— laufende Rechnung — für diejenigen Geſchäfts⸗ 
freunde darſtellt, die dauernd mit der Genoſſenſchaft 
in Geſchäftsverbindungen ſtehen. 

Zur Aufſtellung der Inventur und Bilanz 
bedienen wir uns auch der eingangs erwähnten Vor⸗ 
drucke. Zu empfehlen ſind beſonders die Muſter und 
Ratſchläge zur Inventur der Baugenoſſenſchaften von 
Ernſt Roſcher (bei Heymann). Die Bilanz weiſt die 
Summen der einzelnen Hauptbuchkonten auf. Das 
Inventar hat darzutun, welche einzelnen Vermögens 
gegenſtände und Schulden zu den einzelnen Konten 
der Bilanz vorhanden ſind. Die Bilanzen ſowohl wie 
Inventare müſſen von allen Vorſtandsmitgliedern 
unterſchrieben werden; es empfiehlt ſich, daß auch der 
Aufſichtsrat die Richtigkeitsbeſcheinigung — nach 
vorangegangener Prüfung ſelbſtverſtändlich — nicht 
nur unter die Bilanz, ſondern auch unter die In⸗ 
ventur ſetzt. 
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Noch einiges zur Geſchäftsführung der Baugenoſſen⸗ 
ſchaften: Die Angelegenheiten im Verkehr mit dem 
Regiſtergericht werden von der Geſchäftsführung oft 
falſch behandelt. Die von Carl Heymanns Verlag her⸗ 
ausgegebene Muſterſammlung der Vordrucke für Bau⸗ 
genoſſenſchaften enthalten alle Muſter von Formularen 
für die Geſchäftsführung von Baugenoſſenſchaften. 
Dieſe Muſterformulare zu benutzen, kann nicht drin⸗ 
gend genügend empfohlen werden. Kurz hinweiſen 
will ich nur auf die Beitrittserklärung eines 
Genoſſen nach $$ 2 und 15 des Genoſſenſchaftsgeſetzes 
zur Einreichung beim Regiſtergericht in doppelter Aus⸗ 
fertigung. Die zweite Ausfertigung bleibt bei den 
Akten der Genoſſenſchaft und enthält im umrahmten 
Felde den Aufnahmebeſchluß des Vorſtandes, Tag 
der Weitergabe der Beitrittserklärung an das Gericht, 
Benachrichtigung des Gerichts und Eintragung in die 
Liſte der Genoſſen. Desgleichen ſind jeder Genoſſen⸗ 
ſchaft die Formulare für die Aufkündigung 
eines Genoſſ 
Genoſſenſchaftsgeſetzes verlangt, nur dringend zur Be⸗ 
nutzung empfohlen, ebenſo die Erklärung betreffend 

bernahme weiterer Geſchäftsanteile, 
ferner die Meldebogen für das Amtsgericht 
— T. 379 —. Hinweiſen will ich an dieſer Stelle, daß 
die Liſte der Mitglieder laufend zu führen und mit 
der Lifte beim Regiſtergericht Ks in Übereinſtim⸗ 
mung zu halten iſt. Ausſcheidende Mitglieder werden 
in der Liſte nur rot unterſtrichen. 

Die übrigen Geſchäftsakten werden je 
nach Bedarf und dem Umfang der Geſchäfte angelegt: 
Vorhanden iſt mindeſtens ein Aktenſtück über den 
Verkehr mit dem Regiſtergericht, mit dem Treuhänder, 
Grunderwerbsakten, Verträge und Abrechnungen mit 
dem Unternehmer, Ausſchreibungen, Baupläne, Miets⸗ 
verträge ufm. 

Die Geſchäftsführung einer Genoſſenſchaft wird er⸗ 
leichtert und geregelt, wenn für Vorſtand und Auf⸗ 
ſichtsrat geſonderte Geſchäftsanweiſungen beſtehen. 
Einwandfreie Muſter hierfür, die nach örtlichen Ver⸗ 
hältniſſen umzugeſtalten wären, gibt uns das „Hand⸗ 

u für Baugenoſſenſchaften“ von 
Scheidt (Bereinigung wiſſenſchaftlicher Verleger, 
Walter de Gruyter u. Comp., Berlin und Leipzig) 
Seite 246 und 256, das im übrigen ein guter Führer 
und Berater für alle Fragen der Genoſſenſchaftsver⸗ 
waltung iſt. 

Die Geſchäfts⸗, Buch⸗ und Kaſſenverwaltung ſtellt an 
den Vorſtand und Aufſichtsrat einer Genoſſenſchaft 
555 Anforderungen, denen dieſe dann gerecht werden 

önnen, wenn ſie vorſtehende Anregungen und Hin⸗ 
weiſe beachten und ſich der genannten Hilfsmittel aus⸗ 
Ke bedienen, ferner aber auch jede gebotene Mög⸗ 

ichkeit zur Weiterbildung benutzen. Zur 
genaueſten Kenntnis der Satzungen und der wichtigſten 
Beſtimmungen des Genoſſenſchafts⸗ und Handels⸗ 

eſetzes kommt auch die eifrige Lektüre der Fachzeit⸗ 
chriften, ſo der vorliegenden Monatsſchrift „Schle⸗ 

iſches Heim“ und der Halbmonatsſchrift „Zeit⸗ 
ſchrift für das Wohnungsweſen“, die in 
mindeſtens zwei Exemplaren — für den Vorſtand und 
Auffi tstat — von jeder Genoſſenſchaft bezogen 
werden müßten. Eifrigſte Unterſtützung dieſer Zeit- 
ſchriften durch Mitarbeit und vielfachen 

ezug, um ihr Erſcheinen halbmonatlich und 
wöchentlich zu ermöglichen, liegt im eigenſten Intereſſe 
der Baugenoſſenſchaften. Leider wird oft zu wenig 
beachtet, daß auch der Aufſichtsrat die Pflicht 
gat, ſich mit dem Rüſtzeug für eine ver⸗ 
ſtändnisvolle und verantwortungs⸗ 
bewußte Geſchäfts⸗, Buch⸗ und Kaſſen⸗ 
führung zu verſehen. Je mehr der Auſſichts⸗ 
rat befähigt iſt, ſeine Pflicht zu erfüllen, um ſo größer 
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iſt das Vertrauen der übrigen Genoſſenſchaftsmitglieder 
und um ſo vorteilhafter iſt es für den Vorſtand, deſſen 
ſchwere und verantwortungsreiche Aufgabe dadurch um 
ſo eher gewürdigt und deſſen Arbeitsfreude und Pflicht⸗ 
gefühl um ſo mehr angeregt und geſtärkt wird. 


Siedlungspolitiſche Forderungen. 

Das Aktionskomitee für Boden 
Siedlungs- und Wohnungspolitik hat in 
ſeiner Sitzung am 13. d. Mts. einſtimmig be⸗ 
ſchloſſen: 

„der Reichsregierung mitzuteilen, daß das Aktions- 

komitee von ihr die baldige Einbringung des 

Bodenreformgeſetzentwurfes des Stän⸗ 
digen Beirats für Heimſtättenweſen beim Reichs⸗ 
arbeitsminiſterium vom 22. März 1926 beim Reichs⸗ 
tag erwartet, und daß die dem Aktionskomitee 
angeſchloſſenen Organiſationen für die Annahme 
dieſes Geſetzentwurfes im Reichstage mit allen 

Mitteln energiſch agitieren werden.“ 

An der Beſchlußfaſſung beteiligten ſich Vertreter 
folgender Organiſationen: Heimſtättenamt der Deut⸗ 
ſchen Beamtenſchaft (Lubahn), Deutſcher Gewerk⸗ 
ſchaftsbund (Böhme, Treffert), Verband der 
Deutſchen Gewerkvereine, Hirſch-Duncker (Lange), 
Verband der weiblichen Handels- und Büroangeſtellten 
(Dr Frieda Glaß), Arbeitsgemeinſchaft der Fach⸗ 
gewerkſchaften (Dr. Beume), Reichsverband der 
Kleingartenvereine Deutſchlands (Reinhold), 
Reichsbund der Kriegsbeſchädigten (Tauer), Zentral⸗ 
verband deutſcher Kriegsbeſchädigten (Stadsholt), 
Reichsbund Deutſcher Mieter (Claus), Märkiſche 
Scholle [(Schlucke bier), Deutſches Heim (Schade: 
wald), Gemeinnützige Siedlung G. m. b. H. (Sie⸗ 
benhaar), Bund Deutſcher Bodenreformer (N oa ck). 

Des weiteren hat das Aktionskomitee in ein⸗ 
gehenden Beratungen Stellung genommen zu der 
leidigen Frage der Anliegerbeiträge bei 
Klein wohnungsbauten und beſchloſſen: „den 
zentralen Magiſtrat und die Stadtverordneten⸗ 
verſammlung von Berlin zu erſuchen, mit aller nur 
möglichen Beſchleunigung durch Ortsſatzung zu be- 
ſtimmen, daß 
1. neue Wohnſtraßen möglichſt einfach angelegt 

und die Koſten des Ausbaues der über eine dem 

Wohnverkehr genügende Straße überſchießenden 

Straßenbreite (etwa zur Aufnahme des Durch⸗ 

gangsverkehrs) der Gemeinde oder dem ſonſt in 

Betracht kommenden Träger dieſer größeren ge⸗ 

meinnützigen Aufgabe auferlegt werden. Kann die 

Gemeinde ſelbſt ſolche Koſten nicht auf ſich nehmen, 

fo kann ſie auf dem Wege der Ortsgeſetzgebung 

die Koſten als Bauabgaben von einem größeren 

Intereſſentenkreiſe nach beſtimmten Grundſätzen 

zurückfordern; 

2. die nach dem $ 15 des Fluchtliniengeſetzes vom 
2. Juli 1875 bei Anſiedlungen zu entrichtenden 
Anliegerbeiträge bei Straßen, die ihrer Länge und 
Ausſtattung nach als Wohnſtraßen der inder⸗ 
bemittelten beſonders geeignet erſcheinen (Klein⸗ 
wohnungsſtraßen) ganz oder teilweiſe erlaſſen 
werden, ſofern die Gebäude an dieſen Straßen 
hauptſächlich für Kleinwohnungen oder für gemein⸗ 
nützige Einrichtungen zugunſten der Minder⸗ 
bemittelten (Kinderfürſorge, Fortbildung, Erholung 
und dergl. mehr) beſtimmt ſind, mindeſtens jedoch 
bis zur allgemeinen Regelung im Sinne des $ 115 
des Preußiſchen Städtebaugeſetzentwurfes geſtundet 
werden können. N 

Die geſtundeten Anliegerbeiträge ſind unter 
hypothekariſcher Sicherung im Grundbuch hinter 
der Hauszinsſteuerhypothek auf dem Wege einer 
entgegenkommenden Amortiſation zu erheben; 
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3. die nach dem Fluchtliniengeſetz unter dem künftigen 
Städtebaugeſetz fälligen Anliegerbeiträge im Sinne 
des Erlaſſes vom 4. Februar 1926 (II, 3, 110) des 
Preußiſchen Miniſters für Volkswohlfahrt nieder⸗ 
geſchlagen werden, wenn die Siedlungen an 
Straßen erſtellt werden, die vor der Einführung 
der gegenwärtigen Währung gebaut worden find, 
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und wenn auf dieſe Straßen ein Aufwertungs⸗ 

betrag von Stadtanleihe nicht entfällt. Anteilige 

Aufwertungsbeträge von Stadtanleihen ſollen eben- 

falls geſtundet werden.“ 

Dieſer Beſchluß ſoll auch dem Preußiſchen Wohl- 
fahrtsminiſterium unterbreitet werden. 


Geſetze und Verordnungen. 


Geſetz über die Bereitftellung von Kredit zur 
Förderung des Kleinwohnungsbaues. 
Vom 26. März 1926. 


Der Reichstag hat das folgende Geſetz beſchloſſen, 
5 Zuſtimmung des Reichsrats hiermit verkündet 
wird: 

§ 1. 


Um die Gewährung von Zwiſchenkrediten auf 
J. Hypotheken für Kleinwohnungen zu fördern, wird 
der Reichsarbeitsminiſter ermächtigt, an die Länder 
Darlehen bis zur Dauer von 12 Monaten nach dem 
jeweiligen Abruf zu gewähren. 

Der Reichsminiſter der Finanzen wird ermächtigt, 
zu dieſem Zwecke 200 Millionen Reichsmark im Wege 
des Kredits flüſſig zu machen. 

Die näheren Vorſchriften über die Verwendung der 
Mittel erläßt der Reichsarbeitsminiſter im Einver⸗ 
nehmen mit dem Reichsminiſter der en und dem 
Reichswirtſchaftsminiſter unter uftimmung des 
Reichsrats. 

Von der Vorſchrift des Abſatz 1, wonach Darlehen 
nur an die Länder gegeben werden dürfen, kann nur 
abgeſehen werden, ſoweit es ſich um die Beſchaffung 
von Kleinwohnungen für Beamte, Angeſtellte und 
Bedienſtete des Reichs handelt. 


82. 
Dieſes Geſetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
Berlin, den 26. März 1926. 
Der Reichspräſident. Der Reichsarbeitsminiſter. 
von Hindenburg. Dr. Brauns. 
Der Reichsminiſter der Finanzen. 
Dr Reinhold. 
Der Reichswirtſchaftsminiſter. 
Curtius. 


Erlaß des Reichsarbeitsminiſters 
vom 26. März 1926, betr. Richtlinien für die 
Förderung des Wohnungsbaues. 
— V. B. 1 Nr. 2919/26. — 


In der Anlage überſende ich die nach Anhörung 
der Wohnungsreſſorts der Länder aufgeſtellten Richt⸗ 
linien für die Förderung des Wohnungsbaues. Daß 
Abweichungen mit Rückſicht auf beſondere Verhältniſſe 
des Landes erforderlich werden können, verkenne ich 
nicht; ich würde es jedoch für erwünſcht halten, wenn 
grundſätzlich bei der Unterſtützung des Wohnungsbaues 
im Sinne der Richtlinien verfahren würde. 

Zu Nr. 5 der Richtlinien darf ich noch bemerken, 
daß es mir notwendig erſcheint, gerade für diejenigen 
Mieter, die ohne Zubilligung eines Erſatzraumes zur 
Räumung verurteilt ſind, in genügendem Umfange 
Unterkunftsmöglichkeit bereitzuſtellen. 

Dr. Brauns. 


* * 
1. 


Richtlinien 
für die Förderung des Wohnungsbaues. 

1. Bei der Förderung des Wohnungsbaues iſt be- 
ſonderes Augenmerk darauf zu richten, eine plan⸗ 
mäßige Durchführung des Wohnungsbaues für das 
weitere Umgebungsgebiet der Großſtädte und in länd⸗ 
lichen Induſtriebezirken in die Wege zu leiten und 
einem übermäßigen Anwachſen der Großſtädte durch 
weiteren Zuzug vorzubeugen. 

2. Steht für Klein⸗ und Mittelwohnungen Bau⸗ 
und Gartenland in paſſender Lage zu angemeſſenem 
Preiſe nicht zur Verfügung, ſo ſollen Gemeinden aus 
dem gemeindeeigenen Beſitz Bauland in paſſender Lage 
zu möglichſt niedrigem Preiſe zur Verfügung ſtellen, 
falls eine Bebauung innerhalb angemeſſener Friſt 
ſichergeſtellt iſt. Soweit nicht eine Abgabe in Erb- 
baurecht vorgeſehen wird, ſoll hierbei in der Regel 
höchſtens der Erwerbspreis zuzüglich der für das Land 
gemachten Aufwendungen gefordert werden. Hierbei 
find Maßnahmen gegen eine ſpekulative Ausnutzung 
des Geländes durch den Erwerber vorzuſehen. So⸗ 
weit die Gemeinden in der Lage ſind, Boden zu ange⸗ 
meſſenen Preiſen zu erwerben, 1 ſie ihn im 
Rahmen ihrer Finanzierungsmöglichkeiten zur Be⸗ 
ſeitigung der dringendſten Wohnungsnot beſchaffen. 

3. Die Gemeinden ſollen als Anliegerbeiträge 
höchſtens die tatſächlichen Selbſtkoſten ohne allgemeine 
Zuſchläge für Verwaltungskoſten erheben und, falls 
es zur Finanzierung notwendig iſt, die Beiträge 
ſtunden, ermäßigen oder auch ganz erlaſſen. Ohne 
Rückſicht auf die Art der tatſächlichen Ausführungen 
der Straße ſollen nur die Koſten zugrunde gelegt 
werden, die entſtehen würden, wenn die Straße, ein⸗ 
ſchließlich der Entwäſſerung, in einfachſter Form aus⸗ 
geführt wäre, und dieſe auch nur, ſoweit ſie anteil⸗ 
mäßig auf die zu bebauende Grundjtücksbreite ent⸗ 
fallen. Bei Straßen, die in der Vorkriegszeit her⸗ 
geſtellt ſind, wird zugunſten der Anlieger eine in der 
Inflationszeit etwa erfolgte Tilgung der Koſten zu 
berückſichtigen ſein. 

Soweit Unternehmungen für die Verſorgung mit 
Gas, Waſſer, elektriſchem Strom uſw. von der Ge⸗ 
meinde oder von Geſellſchaften, deren Anteile ſich 
überwiegend in Gemeindebeſitz befinden, betrieben 
werden, ſind möglichſt keine Anſchlußkoſten, keines: 
falls aber ſolche über den Selbſtkoſtenpreis hinaus, 
zu erheben. Soweit dieſe Betriebe nicht der vorge⸗ 
nannten Art angehören, ift auf fie entſprechend ein⸗ 
zuwirken. 

4. Bei der Durchführung von Bau- und Siedlungs⸗ 
vorhaben ſollen die baupolizeilichen Anforderungen 
auf das unbedingt Notwendige beſchränkt werden. Die 
Baupolizeigebühren ſollen für Wohnungsneubauten 
möglichſt niedrig gehalten werden, ſofern ein völliger 
Nachlaß nicht möglich iſt. Größte Beſchleunigung der 
baupolizeilichen Genehmigung iſt unerläßlich. 

Auf die Befugniſſe der Bezirkswohnungskommiſſare 
wird hingewieſen. 3.8 

5. Mittel der Mietzinsſteuer ſollen vor allem auch 
zur Herſtellung von Gebäuden in einfachſter Aus 
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führung und in ſparſamſten Bauweiſen verwendet 
werden. 

Die aus Mitteln der Mietzinsſteuer geförderten 
Wohnungen ſollen in bezug auf Größe, Anordnung, 
Raumzahl, Raumhöhe und Ausſtattung die not⸗ 
wendigſten Anforderungen nicht überſchreiten. Die 
nach den örtlichen Verhältniſſen wirtſchaftlichſte Bau⸗ 
weiſe iſt zu fordern. Bevorzugung verdienen Bau⸗ 
vorhaben, die nach den von den Ländern bezw. ihren 
nachgeordneten Stellen aufgeſtellten Typen errichtet 
und mit normierten Bauteilen durchgeführt werden. 


6. Bei Bemeſſung der Mietzinsſteuerhypotheken in 
den einzelnen Fällen ſollen im Rahmen der zuge⸗ 
laſſenen Sätze die Bauten mit kleinen, den beſcheiden⸗ 
ſten Anforderungen genügenden Wohnungen im all⸗ 
gemeinen mit verhältnismäßig höheren Beträgen 
bedacht werden, als Bauten mit größeren Wohnungen. 

Wohnungen für kinderreiche Familien und Schwer⸗ 
kriegsbeſchädigte ſind beſonders zu fördern. 

7. Die Hergabe der Mietzinsſteuerhypothek ſoll von 
dem Nachweis abhängig gemacht werden, daß die für 
die Herſtellung in Verrechnung zu bringenden Pla⸗ 
nungs⸗ und Verwaltungskoſten das als unbedingt 
erforderlich nachgewieſene Maß nicht überſchreiten. 

8. Als Darlehnsnehmer kommen in Frage: Ge⸗ 
meinden oder Gemeindeverbände, gemeinnützige Bau⸗ 
vereinigungen und Genoſſenſchaften, ſowie Private 
(Einzelperſonen und Firmen). Baugenoſſenſchaften, 
die ſeit längerem beſtehen und bereits eine größere 
Zahl von Wohnungen ausgeführt haben, ſollen in erſter 
Linie berückſichtigt werden. Neugegründete Bau⸗ 
genoſſenſchaften und Geſellſchaften ſollen regelmäßig 
nur berückſichtigt werden, wenn ſie finanziell ſicher⸗ 
ſtehen, und wenn eine genügende Bautätigkeit durch 
bereits beſtehende Baugenoſſenſchaften und Gejell- 
ſchaften nicht zu erwarten iſt. 

9. Der Betrag der Mietzinsſteuerhypothek ſoll 
einerſeits nicht höher ſein, als bei einfachſter Aus⸗ 
führung erforderlich iſt, andererſeits ſo hoch ſein, daß 
ſich Mieten ergeben, die in einem angemeſſenen Ver⸗ 
hältnis zu dem jeweiligen Satze der Altmieten ſtehen. 
Dementſprechend ſoll auch der Zinsfuß und Tilgungs⸗ 
ſatz des Mietzinsſteuerbetrages feſtgeſetzt werden. Die 
Mietzinsſteuerhypothek ſoll zwei Drittel der reinen 
Baukoften nicht überſteigen. Die vorſtehenden Grund⸗ 
ſätze ſollen auch bei gemeindeeigenen Bauten ange⸗ 
wendet werden. 

10. Zurückbezahlte Darlehen ſowie eingehende 
Tilgungsbeträge und Zinſen ſind wieder zur Förde⸗ 
derung des Wohnungsbaues zu verwenden. 

11. Eine nachträgliche Erhöhung der Baudarlehen 
iſt ausgeſchloſſen. 

12. Die Vergebung von Wohnbauten, die aus der 
Mietzinsſteuer gefördert werden, hat zu feſten Preiſen 
und grundſätzlich nur in der Form von Ausſchrei⸗ 
bungen zu erfolgen. 

13. Bei Wohnungen, die überwiegend mit Mitteln 
der Mietzinsſteuer hergeſtellt find, ſoll, auch wenn fie 
im Beſitz von Genoſſenſchaften uſw. ſind, die Kündi⸗ 
gung und die Feſtſetzung der Miete von der Zu⸗ 
ſtimmung einer von der oberſten Landesbehörde zu 
bezeichnenden Stelle abhängig gemacht werden. 


Berordnung über die Verwendung des Kredits zur 
Förderung des Kleinwohnungsbaues. Vom 1. April 1926. 
2 (Reichsminiſterialblatt S. 10g.) 
Auf Grund des § 1 Abſ. 3 des Geſetzes über die 
Bereitſtellung von Kredit zur Förderung des Klein⸗ 
wohnungsbaues vom 26. März 1926 (Reichsgeſetzbl. I 
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1 
Der zur Förderung des Kleinwohnungsbaues 
beſtimmte Kredit wird vom Reiche zu den Selbſtkoſten 
den Ländern als Darlehen auf die Dauer von zwölf 
Monaten nach dem jeweiligen Abruf gewährt. 
2 


Für die Verteilung dieſes Kredits wird als 
Schlüſſel der im Rechnungsjahre 1925 zu Wohnbau⸗ 
zwecken in einem Lande tatſächlich verwendete Betrag 
an Hauszinsſteuermitteln zugrunde gelegt. Nach 
dieſem Schlüſſel werden zunächſt, entſprechend dem 
jeweiligen Bedarf, bis zu 100 Millionen Reichsmark 
verteilt. Ein Betrag von weiteren 10 Millionen Reichs⸗ 
mark wird zur Förderung des Kleinwohnungsbaues 
aus dem Wohnungsfürſorgefonds des Reichsarbeits⸗ 
miniſteriums für Beamte, Angeſtellte und Bedienſtete 
des Reichs zurückbehalten. über die Verteilung der 
übrigen 90 Millionen Reichsmark bleibt weitere Re⸗ 
gelung im Einvernehmen mit dem Reichsrat vor⸗ 
behalten. 


3 
Um eine Verteuerung des Kredits nach Möglichkeit 
zu vermeiden, geben ihn die Länder unter denſelben 
Bedingungen weiter, wie ſie ihn vom Reiche erhalten, 
jedoch nur auf die Dauer von neun Monaten. 


4 

Die Länder ſollen für die Weiterbegebung des 
Kredits keine neuen Einrichtungen ſchaffen, ihn viel⸗ 
mehr in der Regel an ſolche Hypothekenbanken oder 
ſonſtige Realkreditanſtalten weiterleiten, die berechtigt 
find, Pfandbriefe auszugeben, und deren Ruf und 
Geſchäftsgebaren Gewähr für eine ordnungsmäßige 
Verwaltung öffentlicher Mittel, ſowie dafür bietet, daß 
die Kredite nur zur Förderung von Kleinwohnungen 
verwendet werden. Daher können nur ſolche Anſtalten 
bedacht werden, die ſich hierzu vor Empfang der 
Kreditmittel ausdrücklich verpflichten oder die nach 
ihren Satzungen nur den Bau von Kleinwohnungen 
fördern. fr 

2 

Die Realkreditanſtalten geben den Kredit zu dem 
gleichen Zinsſatz, zu dem ſie ihn erhalten, an die Bau⸗ 
herren weiter. Zur Deckung ihrer Unkoſten dürfen 
fie nur den nach Ziffer 7 zu beſtimmenden Ver⸗ 
waltungskoſtenbeitrag erheben. 

Der Zwiſchenkredit iſt ſeitens der Realkredit⸗ 
anſtalten zurückzuzahlen, wenn in ſeiner Höhe erſte 
Hypotheken für Kleinwohnungen beſtellt ſind, ſpä⸗ 
teſtens aber neun Monate, nachdem er von den 
Anſtalten bei den Ländern abgerufen worden iſt. 


6 
Der Vertrag über die Gewährung des Zwiſchen⸗ 
kredits ſoll auch die Bedingungen enthalten, zu denen 
das hypothekariſche Darlehen gewährt werden wird. 
ſein Hypothek ſoll in der Regel eine Tilgungshypothek 
ein. 


7 

über die Auszahlung der Darlehen an die Bau⸗ 
herren, über die Abzüge zugunſten der Realkredit⸗ 
anſtalt, über die Verzinſung und die ſonſt dem Bau⸗ 
herrn obliegenden Leiſtungen, über die Tilgung und 
über die Kündigung der aus dem Reichskredite 
gegebenen Baugelder und beſchafften erſten Hypo⸗ 
theken kann der Reichsarbeitsminiſter im Einver⸗ 
nehmen mit dem Reichswirtſchaftsminiſter nähere Be⸗ 
ſtimmungen erlaſſen, von denen zuungunſten des 
Bauherrn nicht abgewichen werden darf. Das Recht 
der Rückzahlung darf nur bis zu einem Zeitraum von 
fünf Jahren ausgeſchloſſen werden. 


8 
Der Zwiſchenkredit darf nur zur Ermöglichung von 
erſten Hypotheken für neu zu errichtende Klein⸗ 
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wohnungen verwendet werden. Dabei ſoll die erſte 
Hypothek möglichſt bis zu 60 v. H. des Wertes des 
Grundſtücks gewährt werden. 

Die Länder oder Gemeinden, die die Baudarlehen 
aus der Hauszinsſteuer gewähren, ſollen ſofern die erſte 
Hypothek 35 bis 40 v. H. des Wertes des Grundſtücks 
überſteigt, in der Regel die Ausbietungsgarantie 
übernehmen gegen die Zuſage des erſten Hypotheken⸗ 
gläubigers, die erſte Hypothek im Falle der Zwangs⸗ 
verſteigerung ſtehenzulaſſen. 

Die für eine Wohnung mit Hilfe des Reichskredits 
gegebene erſte Hypothek darf in einem Lande den 
N von 5000 Reichsmark nicht über⸗ 
teigen. 


9 

Damit der gewährte Kredit nach Beſtellung der 
erſten Hypothek möglichſt bald wieder umgeſetzt 
werden kann, ſollen die Realkreditanſtalten auf 
Grund der gegebenen Hypotheken Pfandbriefe aus⸗ 
geben und deren Erlös, ſoweit er nicht zur Zurück⸗ 
zahlung des gewährten Zwiſchenkredits verwendet 
ee muß, wiederum dem Kleinwohnungsbau zu⸗ 
ühren. 

Soweit erforderlich, ſoll darauf hingewirkt werden, 
daß die Anſtalten der Sozialverſicherung, Sparkaſſen 
und andere öffentliche Einrichtungen einen ange— 
meſſenen Teil ihrer Gelder in Pfandbriefen ſolcher 
Realkreditanſtalten anlegen. 


10 
Die Realkreditanſtalten ſind gehalten, den Bau von 
Kleinwohnungen auch aus eigenen Mitteln nach 
Kräften zu fördern. Sie ſollen tunlichſt in dieſer 
Richtung zu Bindungen für mehrere Jahre veranlaßt 
werden. 2 


Mit Mitteln des Reichskredits dürfen nur ſolche 
Bauvorhaben gefördert werden, die nach Art und 
Größe den folgenden Richtlinien entſprechen: 

a) In Frage kommen nur Kleinwohnungen, die 
nach den Beſtimmungen der Länder Hauszinsſteuer⸗ 
hypotheken erhalten oder erhalten könnten, und bei 
denen Gewähr gegeben iſt, daß die Wohnungen nicht 
zu ſpekulativen Zwecken verwendet werden. 

b) Beſonders zu berückſichtigen ſind dabei ſolche 
Bauvorhaben, bei denen bewährte, einheitliche Typen⸗ 
entwürfe, die nach den Grundſätzen einer ſparſamen 
Bauweiſe aufgeſtellt ſind, mit Bauteilen ausgeführt 
werden, die nach den deutſchen Baunormen gefertigt 
ſind. Der Reichsarbeitsminiſter kann im Einver⸗ 
nehmen mit einem vom Reichsrat beſtellten Ausſchuß 
Wohnungstypen bezeichnen, für die dieſe Voraus⸗ 
ſetzungen beſonders zutreffen. Im übrigen bleibt es 
den Ländern überlaſſen, zu beſtimmen, welche Art der 
Bauvorhaben aus dieſen Mitteln beſonders zu fördern 
gs wo und durch wen fie ausgeführt werden 
ollen. 

e) Um die Bauhoſten niedrig zu halten, ſollen 
ferner die Gemeinden Baugelände möglichſt aus 
eigenem Beſitz zur Verfügung ſtellen; bei der Berech⸗ 
nung des Bodenpreiſes, der Anliegerbeiträge, Anſchluß⸗ 
gebühren, Straßenbau-, Planungs⸗ und Verwaltungs⸗ 
koſten dürfen ſie ſich nicht von Gewinnabſichten leiten 
laſſen. Auch ſollen ſie durch Bewilligung von Teil⸗ 
zahlungen, Stundung oder Erlaß dieſer Koſten dem 
Bauherrn weiteſtgehend entgegenkommen. 

d) Länder und Gemeinden müſſen auch beſtrebt 
ſein, durch entſprechende Niedrighaltung des Zins⸗ 
ſatzes der Hauszinsſteuerhypothek oder durch Zuſchüſſe 
aus Hauszinsſteuermitteln, den Zinsſatz für die erſte 
Hypothek und damit die Miete ſelbſt erträglich zu 
geſtalten. . 


e) Gemeinden, in denen Kleinwohnungsbauten 
unter Inanſpruchnahme des Reichskredits errichtet 
werden, müſſen ſich verpflichten, auch Erſatzwohnungen 
oder Unterkunftsräume in angemeſſener Zahl zu er⸗ 
ſtellen, um für ſolche Mieter, insbeſondere aſoziale, 
Wohnraum zu beſchaffen, die auf Grund der Mieter⸗ 
ſchutzgeſetze ihre bisherige Wohnung räumen müſſen. 

12 

Die Länder überwachen die beſtimmungsmäßige 

Verwendung der Kredite. 
13 

Die Länder werden die gewährten Kredite ſofort 
zurückfordern, wenn feſtgeſtellt wird, daß die Kredite 
dieſen Vorſchriften zuwider verwendet worden ſind. 
In dieſen Fällen ſind die zurückzuzahlenden Beträge 
rückwirkend vom Tage des Empfanges des Kredits 
an in Höhe von 2 v. H. über dem Reichsbankdiskont 
zu verzinſen, der an dem Tage gilt, an dem die be- 
ſtimmungswidrige Verwendung feſtgeſtellt wird, min⸗ 
deſtens aber zu dem Zinsſatz, der ſeitens des Bau⸗ 
herrn für den Zwiſchenkredit zu zahlen iſt. Solche 
Anſtalten können von etwaigen weiteren, der Förde⸗ 
rung des Kleinwohnungsbaues dienenden Kredit⸗ 
maßnahmen ausgeſchloſſen werden. 

14 

Die Reichsregierung behält ſich vor, die weitere 
Durchführung der Kreditmaßnahme einzuſtellen, wenn 
ſich auf dem Wohnungsbaumarnkt eine ungerechtfertigte 
Preisſteigerung bemerkbar macht. 

Berlin, den 1. April 1926. 

Der Reichsarbeitsminiſter. 
Im Auftrag: Dr Ritter. 
Der Reichsminiſter der Finanzen. 
In Vertretung: Dr Lothholz. 
Der Reichswirtſchaftsminiſter. 
Im Auftrag: Schäffer. 


Erlaß des Reihsarbeitsminifters 
vom 23. Februar 1926, betr. Bereitftellung von 
Wohnungen, insbefondere durch Genoffen- 
ſchaften, für die Inanſpruchnahme von Reichs: 
darlehen aus dem Wohnungsfürforgefonds. 
— V. B 3 Nr. 1158/26. — 

1. Nach ſeiner Haushaltszweckbeſtimmung iſt der 
Wohnungsfürſorgefonds des Reiches zur Gewährung 
von Darlehen und Baugeld an gemeinnützige Wohn⸗ 
bauunternehmungen, Gemeinden und private Bau⸗ 
herren beſtimmt, die Wohnungen in Miet- oder Eigen⸗ 
häuſern für im Dienſte befindliche Reichsbeamte und 
bedienſtete in den Hoheitsverwaltungen ſowie für 
Angehörige der Wehrmacht herſtellen. Demgemäß 
ſehen die Darlehnsgrundſätze (neueſte Faſſung vom 
15. Auguſt / 2. November 1925) vor, daß von den zweit⸗ 
ſtelligen Hypotheken das Reich im allgemeinen nur 
den Teil übernimmt, der dem Verhältniſſe des Be⸗ 
leihungswerts für den auf den vorgenannten Per⸗ 
ſonenkreis entfallenden Wohnraum zu dem Geſamt⸗ 
beleihungswerte des Beleihungsgegenſtandes ent⸗ 
ſpricht. Ausnahmen laſſe ich in bejonderen Fällen 
gelten, wenn die Aufnahme erſter Hypotheken zu 
beſonders günſtigen Bedingungen nur gegen liber- 
laſſung einer beſtimmten Zahl von Wohnungen an 
Bedienſtete des Geldgebers möglich iſt (3. B. bei erſt⸗ 
ſtelliger Beleihung durch Eiſenbahnpenſionskaſſen). 
Sinngemäß will ich von Fall zu Fall Ausnahmen 
auch in entſprechendem Umfange dann zulaſſen, 
wenn der Darlehnsnehmer (Genoſſenſchaft uſw.) ſich 
mit einem über 10 v. H. der Geſamtkoſten hinaus⸗ 
gehenden Anteile des eigenen Geldes beteiligt. 
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2. Die Gewährung von Tilgungshypotheken und 
Baudarlehen aus dem Wohnungsfürjorgefonds oder 
die Vergebung von Wohnungen, die mit ihrer Hilfe 
errichtet worden ſind, an Perſonen, die dem vorge⸗ 
nannten Perſonenkreis (Abſatz 1) nicht angehören, iſt 
daher im allgemeinen nicht angängig. Der Wohnungs⸗ 
fürforgefonds, der früher weſentlich ſozialen Zwecken 
diente, kann heute — abgeſehen von der Kriegs⸗ 
beſchädigtenwohnungsfürſorge — nur für die Unter⸗ 
bringung wohnungsloſer Reichsbeamter und -be- 
dienſteter und Angehöriger der Wehrmacht Ver⸗ 
wendung finden. Eine Anderung der Beſtimmungen 
hinſichtlich ſeiner Verwendung im Sinne einer Aus⸗ 
dehnung der mit ihm zu betreidenden Wohnungs⸗ 
fürſorge auf andere Perſonenkreiſe erſcheint zurzeit 
nicht nur wegen der großen Wohnungsloſigkeit unter 
den Reichsbeamten und »bedienſteten, ſondern auch 
angeſichts der Finanzlage des Reiches nicht vertretbar 
und nicht durchführbar. Für die Beſtimmung der 
Zahl von Wohnungen, die für die gewährten Darlehen 
Reichsbeamten und »bedienſteten zur Verfügung zu 
ſtellen ſind, muß es daher bei den oben angeführten 
Beſtimmungen ſein Bewenden behalten. 

3. Nach den erwähnten Darlehnsgrundſätzen ſind 
die neu errichteten Wohnungen erſtmalig den vom 
Landesfinanzamt oder von der von ihm bezeichneten 
Reichsbehörde namentlich benannten Perſonen zuzu⸗ 
weiſen. Es wird bei der Beleihung von Genoſſen⸗ 
ſchaftswohnungen allerdings angeſtrebt werden müſſen 
und durch rechtzeitiges Benehmen mit dem Landes⸗ 
finanzamt und den ſonſt zuſtändigen Reichsbehörden 
auch feſtgelegt werden können, daß der für Reichs⸗ 
beamte und -bedienjtete, entſprechend der Höhe der 
Beleihung, zur Verfügung zu ſtellende Wohnraum 
ſolchen Reichsbeamten und »bedienſteten zugute 
kommt, die auch Mitglieder der beliehenen Genoſſen⸗ 
ſchaft ſind oder werden. Ich verweiſe hierzu auf die 
Beſtimmungen unter Ziffer VIII, 7 ff. der Darlehns⸗ 
grundſätze. 

4. In dieſen Fällen kann von einer Schädigung 
der Genoſſen nicht geſprochen werden, die zwar zur 
Beſchaffung der reſtlichen Baukoften in Höhe des 
erforderlichen eigenen Geldes mit beigetragen haben, 
bei der Vergebung der Wohnungen aber nicht berück⸗ 
ſichtigt werden konnten; denn die erforderlichen 
zweitſtelligen Hypotheken konnten in dieſen Fällen 
anderweit nicht aufgebracht werden, die Bau⸗ 
ausführung wurde vielmehr überhaupt erſt durch die 
Hergabe dieſer Hypotheken ermöglicht. Es wird zur⸗ 
zeit die Regel ſein, daß nur ein Teil der Genoſſen 
mit Wohnungen bedacht werden kann, die Geſamt⸗ 
heit aber zu der Finanzierung beiträgt. 

Ich vermag daher nicht anzuerkennen, daß die 
vorſtehend erörterten Grundſätze für die Beleihung 
und Vergebung von Wohnungen für Reichsbeamte 
und »bedienſtete eine unſoziale Härte darſtellen und 
daß hierin ein Hindernis für die genoſſenſchaftliche 
Bautätigkeit oder eine ungenügende Förderung der 
Baugenoſſenſchaften zu erblicken ſei. 

gez.: J. A. Dr. Wölz. 


Erlaß des preußiſchen Miniſters für volks⸗ 
wohlfahrt vom 23. März 1926, betr. Förderung 
des Baues von Landarbeiterwohnungen aus 
Mitteln der produktiven Erwerbsloſenfürſorge 
durch zinsloſe Tilgungsdarlehen 
(Maßnahme 1926). 
— III. R. I. 1500/6. — 
Die Förderung des Landarbeiterwohnungsbaues aus 
Mitteln der produktiven Erwerbsloſenfürſorge iſt auch 
im Rechnungsjahre 1926 auf der bisherigen Grundlage 


fortzuführen. Die dafür maßgebenden Beſtimmungen 
ſind in der Anlage zuſammengeſtellt und — ſoweit 
erforderlich — ergänzt. Sie treten am 1. April d. Is. 
in Kraft. Mein Runderlaß vom 27. März 1925 — III. 
R. I. 1250 — und die dazu ergangenen Nachträge ver⸗ 
lieren mit dem gleichen Tage ihre Gültigkeit. 
überdrucke für den Handgebrauch ſowie Abdrucke 
für die Landräte des dortigen Bezirks liegen bei. 

Die Träger des Verfahrens und die Landesarbeits⸗ 
ämter haben Abdrucke des Erlaſſes unmittelbar er⸗ 
halten. 

Weitere Sonderdrucke der Beſtimmungen ſind durch 
Carl Heymanns Verlag, Berlin W. 8, Mauerſtraße 44, 
zu beziehen. 

In Vertretung: 
Scheidt. 
I. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
A. Zweck der Maßnahme. 


Das unerträgliche Mißverhältnis, daß Hundert⸗ 
tauſende Deutſcher in ihrem Vaterland erwerbslos 
ſind, während Ausländer in großer Zahl als ländliche 
Saiſonarbeiter in unſerem Land Arbeit und Verdienſt 
finden, wird in der Hauptſache nur dadurch beſeitigt 
werden können, daß geſundheitlich und kulturell für 
deutſche Landarbeiter geeignete Wohnungen auf dem 
Lande geſchaffen werden. Zur Förderung des Land⸗ 
arbeiterwohnungsbaues haben Reich und Staat Mittel 
der produktiven Erwerbsloſenfürſorge zur Verfügung 
geſtellt. Mit dieſer Maßnahme ſoll neben der Ver⸗ 
drängung der Ausländer eine vorteilhaftere Ver⸗ 
teilung der Arbeitskräfte herbeigeführt oder neue 
Arbeitsgelegenheit geſchaffen, insbeſondere auch dem 
übergang von Arbeitskräften aus der Stadt auf das 
Land und der Steigerung der landwirtſchaftlichen Er⸗ 
zeugung gedient werden. 


B. Kontingentsmittel. 

Die für den Landarbeiterwohnungsbau zur Ver⸗ 
fügung ſtehenden Reichs- und Staatsmittel werden 
nach Bedarf auf die einzelnen Regierungsbezirke 
kontingentiert. Bis zur Höhe der Bezirkskontingente 
können nach Maßgabe meines Runderlaſſes vom 
22. Februar d. Is. — III R I 970 — die jeweils 
erforderlichen Mittel von den Regierungspräſidenten 
flüſſig gemacht werden. 

C. Geſchäfts verfahren. 

1. Der Antragſteller (Bauherr) reicht 
ſeinen Antrag dem Träger der Maßnahme ein. An 
Unterlagen ſind beizufügen: 

a) ein Grundbuchauszug jüngſten Datums für das zu 
belajtende Grundſtück, 

bp) ein Lageplan, 

e) die erforderlichen 

Schnitte, 

d) eine überſchlägliche Geſamtbaukoſtenberechnung, 

e) die Berechnung des Förderungsbetrages (vergl. 
Abſchnitt E), 

f) ein das Geſamtbauvorhaben umfaſſender Finanzie- 
rungsplan, 

g) eine Verpflichtungserklärung nach Muſter A. 

2. Träger der Maßnahme ſind ausſchließlich 
die von mir mit der Trägerſchaft betrauten Landwirt⸗ 
ſchaftskammern und provinziellen Wohnungsfürſorge⸗ 
geſellſchaften. 

Der Träger der Maßnahme hat ſich durch eine 
Schuldur kunde zu verpflichten: 

a) die Mittel im Rahmen der Beſtimmungen ord— 
nungsmäßig zu verwenden, 


Grundriſſe, Anſichten und 
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p) ſie nach Aufforderung binnen vier Wochen zurück⸗ 
zuzahlen, wenn die Bauvorhaben der An⸗ 
erkennungen nicht oder nicht antragsgemäß aus⸗ 
geführt werden, 

e) ſie auch ohne Aufforderung umgehend zurück⸗ 
zuzahlen, ſobald ſich herausſtellt, daß die zur Ver⸗ 
fügung geſtellten Mittel nicht verwendet werden 
können, 

d) verſpätet zurückgezahlte Beträge vom Tage der 
Fälligkeit ab mit 2 v. H. über Reichsbankdiskont 
zu verzinſen. 

Mit dieſer Schuldurkunde übernimmt der Träger 
der Maßnahme Reich und Staat gegenüber die Haftung 
für die beſtimmungsmäßige Verwendung der von 
dieſen gewährten Baudarlehen. Die Haftung des 
Trägers der Maßnahme endet erſt mit 
vollſtän diger Abrechnung der einzel⸗ 
nen Bauvorhaben und ordnungs⸗ 
mäßiger Eintragung der Sicherungs⸗ 
hypothek (vgl. Abſchnitt F). Die Schuld⸗ 
urkunde iſt bei den Akten aufzubewahren. Der Träger 
der Maßnahme reicht den Antrag des Bauherrn 
gegebenenfalls nach Vervollſtändigung der Unteclagen 
an den zuſtändigen Regierungspräſidenten weiter. 
Vorausſetzung iſt in jedem ar daß für das zu ge⸗ 
währende Darlehen ausreichende Sicherheit beſteht, 
und die Geſamtfinanzierung des Bauvorhabens ein⸗ 
wandfrei geklärt iſt. Eine Abſchrift des Antrages 
ohne Zeichnungen und ſonſtige Unterlagen iſt gleich⸗ 
zeitig an das Landesarbeitsamt zur Prüfung zu 
ſenden. Es bleibt dem Träger der Maßnahme unbe- 
nommen, eine die Selbſtkoſten deckende n 
für ſeine Tätigkeit vom Antragſteller zu erheben. 

3. Das Landesarbeitsamt prüft die För⸗ 
derungswürdigkeit der einzelnen Bauvorhaben vom 
Standpunkt des Arbeitsmarktes, insbeſondere hin⸗ 
ſichtlich der Einſchränkung der ausländiſchen und der 
Vermehrung der einheimiſchen ſtändigen landwirt⸗ 
ſchaftlichen Arbeiterſchaft. Das Ergebnis der Prüfung 
iſt unverzüglich als Gutachten dem zuſtändigen Re⸗ 
gierungspräſidenten und dem Träger des Verfahrens 
zu überſenden. 

4. Die Regierungspräſidenten prüfen 
unter Benutzung des Gutachtens des Landesarbeits⸗ 
amtes beſchleunigt die Anträge, und zwar ſowohl 
techniſch und rechneriſch, als auch hinſichtlich ihrer 
Förderungswürdigkeit und in bezug auf die Sicherheit 
der zu gewährenden Darlehen. Sie ſtellen ſelbſtändig 
die Anerkennungen nach Muſter B aus. 

Abſchriften der erteilten Anerkennungen ſind am 
Erſten eines jeden Monats in doppelter Ausfertigung 
mit einer am Schluß aufgerechneten und mit Feſt⸗ 
ſtellungsvermerk verſehenen Monatsnachweiſung nach 
Muſter D, ebenfalls in doppelter Ausfertigung, vor⸗ 
zulegen. Fehlanzeige iſt erforderlich. 

Bei Anträgen, über die ſich die beteiligten Stellen 
holen einigen können, iſt meine Entſcheidung einzu⸗ 

olen. 

D. Prüfung der Anträge. 

Bei der Prüfung der Anträge ſind insbeſondere 
folgende Geſichtspunkte zu beachten: 

a) Grundſätzlich ſind nur Bauten zu fördern, deren 
dauernde und ausſchließliche Verwendung für Woh⸗ 
nungen deutſchſtämmiger Land⸗ und Forſt⸗ 
arbeiter familien ſichergeſtellt iſt. 

b) Den Landarbeitern gleichgeſtellt ſind länd⸗ 
liche Handwerker, die ganz oder überwiegend 
für die ſächlichen Bedürfniſſe der landwirtſchaftlichen 
Betriebe — nicht für die perſönlichen Bedürfniſſe der 
Arbeitgeber — tätig ſind. 

e) Selbſtändige Handwerksmeiſter, Inhaber 
von Bauernſtellen, Gutsbeamte, Chauſſeearbeiter, 


Fuhrhalter, auf dem Lande wohnende Arbeiter gewerb⸗ 
licher Betriebe uſw. können nicht als „Landarbeiter“ 
im Sinne dieſer Beſtimmungen angeſehen werden. 

d) Ausnahmsweiſe können auch Wohnungsbauten 
für Bau handwerker auf dem Lande, die 
unmittelbare Arbeitnehmer landwirtſchaftlicher Be⸗ 
triebe ſind, gefördert werden. Bauhandwerker als 
Angehörige eines gewerblichen Betriebes kommen für 
die Förderung nicht in Frage. 

e) Der Seßhaftmachung von aus dem Weſten 
ab wandernden Arbeitern (Weſtrückwan⸗ 
derern) iſt beſondere Aufmerkjamkeit zu widmen. 

1) Um⸗ und Erweiterungsbauten — auch Auf⸗ 
ſtockungen — ſowie Bauvorhaben mit ſiedlungs⸗ 
techniſchen Mängeln find von der Förderung ausges 
ſchloſſen. 

g) Jede der zu fördernden Werk wohnungen 
muß bei mindeſtens 60 qm Wohnfläche und 10 qm 
Stallfläche enthalten: Eingangsflur oder Windfang, 
Wohnküche, Elternſchlafſtube, zwei heizbare Kammern 
(zur Trennung der heranwachſenden Kinder nach Ge⸗ 
ſchlechtern), Speiſekammer oder entlüftbaren Speiſe⸗ 
ſchrank, Räucherkammer, Keller, Bodenräume, Stall 
und Abort. Werkwohnungen, die dieſen Anforde⸗ 
rungen nicht genügen, ſind von der Förderung aus⸗ 
geſchloſſen. i 

Für Eigenheime gelten dieſelben Forde⸗ 
rungen; nur in beſonders gelagerten Ausnahmefällen 
kann hier auf den Ausbau der zweiten Kammer ver- 
zichtet und die Wohnfläche entſprechend eingeſchränkt 
werden. 

Im übrigen müſſen die Bedingungen der „Richt⸗ 
linien zur Förderung der Wärmewirtſchaft beim Woh⸗ 
nungsbau“ (Verlag Albert Lüdtke, Berlin SW 61) 
vom 30. April 1924 — II. 11. 512 — erfüllt ſein. 

h) Zweifelhafte Grenzfälle find mit Rückficht 
auf die verhältnismäßig beſchränkten Mittel auszu⸗ 
ſcheiden. Falls im Einzelfall hierdurch eine beſon⸗ 
dere Härte entſtehen ſollte, iſt mir der Antrag mit den 
erforderlichen Unterlagen (Zeichnungen, Gutachten des 
Landesarbeitsamtes, Arbeitgeber- und Krankenhaſſen⸗ 
beſcheinigungen uſw.) zur Entſcheidung vorzulegen. 

E. Berechnung des Tilgungsdarlehens. 

1. Als Beihilfe werden zinsloſe Darlehen 
gewährt, die innerhalb einer Friſt von zehn Jahren zu 
tilgen ſind. Bei Landarbeitereigenheimen kann der 
Regierungspräſident eine Tilgungsdauer von Babu 
Jahren zubilligen. Die Tilgungsraten ſind jährli 
am 1. Oktober, jedoch früheſtens ſechs Monate nach 
Fertigſtellung des Baues, fällig und zur Einziehung 
zu bringen. 

Der Regierungspräſident hat in der Anerkennung 
die Höhe der jährlichen Tilgungsrate feſtzuſetzen. Der 
Förderungsbetrag iſt auf volle 10 RAM nach unten ab⸗ 
zurunden. 

2. Der Förderungsbetrag wird durch Ver⸗ 
vielfältigung der Geviertmeterzahl der Wohn⸗ und 
Stallfläche mit den unten aufgeführten Einheitsſätzen 
ermittelt. 

Es können je Landarbeiterwohnung in Anſatz ges 
bracht werden: 

Wohnflächen bis zu 70 qm, ; 
Stall und en zuſammen bis zu 
20 qm bei Werkwohnungen, 

40 qm bei Eigenheimen. 

Als Wohnfläche gilt die Geſamtgrundfläche der 
abgeſchloſſenen Wohnung, abzüglich der Wandſtärke, 
einſchließlich der Grundfläche ausgebauter heizbarer 
Dachräume, ſofern für einwandfreien Wärmeſchutz ge⸗ 
ſorgt iſt. Dachräume, deren ſchräge Wände tiefer als 
1,20 m über Fußbodenoberkante herabgeführt ſind, 
kommen für die Förderung nicht in Betracht. 
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Bei der Berechnung der Wohnfläche iſt die Grundfläche 

es Treppenhauſes, bei Einfamilienhäuſern die Grund⸗ 

fläche der Treppe, nicht in Anſatz zu bringen, und zwar 

auch dann nicht, wenn die Treppe in die Küche aſw. 
eingebaut iſt. 


3. Der Einheitsſatz für einen Geviert- 
meter Nutzfläche darf folgende Höchſtſätze nicht 
überſchreiten: 

1. für 1 qm Wohnfläche bei Werkwohnungen 35 RM, 

bei Eigenheimen 50 RM, 

2. für 1 qm Stallfläche bei Werkwohnungen 20 RM, 

bei Eigenheimen 25 RM, 

3. für 1 qm Scheunenfläche bei Werkwohnungen 

10 RAM, bei Eigenheimn 15 RM. 

4. Für Wohnungen — Werkwohnungen und Eigen⸗ 
heime —, die mit Schwerkriegsbeſchädigten und aus 
dem Weſten zurückgekehrten Arbeiterfamilien (Weſt⸗ 
rückwanderer) beſetzt werden, ſowie für Eigenheime 
kinderreicher Landarbeiterfamilien (von vier unver⸗ 
ſorgten Kindern aufwärts) können die Regierungs⸗ 
präfidenten über die vorgenanten Sätze hinaus Zu⸗ 
ſatzdarlehen von 10 RA je Geviertmeter Wohn⸗ 
fläche und 5 RM je Geviertmeter Stallfläche be⸗ 
willigen. Als Nachweis, daß die Vorausſetzungen für 
die Gewährung des Zuſatzdarlehens erfüllt find, 
gelten folgende Beſcheinigungen: 

1. Für aus dem Weſten zurückgekehrte Arbeiter- 

familien bei Werkwohnungen und Eigenheimen: 

eine Beſcheinigung der Ortspolizeibehörde des 
jetzigen Wohnorts über den tatſächlich erfolgten 
Zuzug und eine Beſcheinigung des letzten Wohn⸗ 
orts im Weſten darüber, daß die Familie vor der 
überfiedlung tatſächlich dort gewohnt hat. 

2. Für Schwerkriegsbeſchädigte bei Werkwohnungen 

und Eigenheimen: 

eine amtliche Beſcheinigung der örtlichen Für⸗ 
ſorgeſtelle für Kriegsbeſchädigte und Kriegs⸗ 
hinterbliebene darüber, daß der Antragſteller 
Schwerkriegsbeſchädigter iſt. 

3. Für Eigenheime kinderreicher Landarbeiterfamilien: 
ein durch die Ortspolizeibehörde (Amtsvorſteher) 
beſcheinigtes, mit Geburtsdatum verſehenes 
namentliches Verzeichnis der im Haushalt des 
Antragſtellers lebenden Kinder. 

Dieſe Beſcheinigungen ſind der Schlußabrechnung 
als Rechnungsbeleg beizufügen. 

Für Bauten von „Landarbeiterheimſtättengenoſſen⸗ 
ſchaften“ nach dem Brandenburger Syſtem behalte ich 
mir die Bewilligung gleicher Zuſatzdarlehen vor. 


F. Sicherung der Tilgungsdarlehen. 

Die Tigung der Darlehen iſt grundbuchlich durch 
Eintragung einer Hypothek in Reichsmark unter Ver⸗ 
wendung einer Eintragungsbewilligung nach Muſter C 
zu ſichern. Mit Rückſicht auf den vorletzten Abſatz der 


Eintragungsbewilligung iſt dieſe gerichtlich oder 

notariell zu beurkunden. 5 . 
Für die einzutragende Hypothek wird ein beſtimm⸗ 
Sie iſt jedoch an 


ter Rang nicht e 2 8 
ſicherer Stelle, jedenfalls innerhalb von fünf Sechſteln 
des nach den Beleihungsgrundſätzen der öffentlich⸗ 
e Kreditanſtalten ſeſtzuſetzenden Wertes, ein⸗ 
utragen. 


G. Zahlung und Verrechnung. 

1. Zahlungen an die Bauherren ſind grundſätzlich 
erſt nach Erteilung der Anerkennung und nach Ein⸗ 
gang der Eintragungsbewilligung beim Grundbuch⸗ 
amt zuläſſig. 


2. Damit die Träger der Maßnahme in den Stand 
geſetzt werden, Anträgen der Bauherren auf Vorſchuß⸗ 
zahlungen nach Maßgabe des Baufortſchritts zu ent⸗ 
ſprechen, können ihnen für den jeweiligen Bedarf von 
drei bis vier Wochen Vorſchüſſe gewährt werden. Vor⸗ 
ausſetzung iſt, daß alle früheren Vorſchüſſe nach⸗ 
weislich nahezu reſtlos aufgebraucht ſind. Für die 
. iſt ausſchließlich ein Formular nach 
Muſter zu benutzen. Auf genaue Angabe iſt hier⸗ 
bei beſonderer Wert zu legen. 

Auf Grund dieſer Vorſchußanträge haben die Re⸗ 
gierungspräſidenten die erbetenen Vorſchüſſe um⸗ 
gehend zu überweiſen. Die nach Nr. 3 des Antrags⸗ 
muſters E gezahlten Beträge find in das Vorſchuß⸗ 
handbuch zu übernehmen und von dem Vorſchußkonto 
des Trägers abzuſchreiben. 

3. Bei der endgültigen Verrechnung der Ausgaben 
haben die Muſter A, B. C, G und U ſowie die Quittung 
des Bauherrn in Verbindung mit Ziffer 5 der An- 
weiſung vom 9. Dezember 1925 — III B 3584 W. M. — 
als Rechnungsunterlagen zu dienen, während bei der 
Vereinnahmung der Tilgungsraten lediglich die Ein⸗ 
nahmeanweiſung über die alljährlich am 1. Oktober 
fälligen Tilgungsraten als Rechnungsbeleg zu ver⸗ 
wenden iſt. 

4. Für die Sollſtellung und Verrechnung der auf 
die gewährten Darlehen zu leiſtenden Rückzahlungen 
ſind die Beſtimmungen meines Runderlaſſes vom 
21. Februar v. Is. — III R I 327 — in Verbindung 
mit Ziffer 6 meines Runderlaſſes vom 19. Februar 
1926 — III R I 883 — maßgebend. 

5. Bleibt der Darlehnsnehmer mit der Zahlung 
einer Tilgungsrate im Rückſtand, fo ift das Darlehen 
und die zur Zahlung fällige Rate während der Dauer 
des Verzuges mit 2 v. H. über Reichsbankdiskont zu 
verzinſen, ſofern nicht rechtzeitig Stundung beantragt 
und bewilligt iſt. Eine Ermäßigung des Verzugszins⸗ 
ſatzes kann dem Darlehnsnehmer in Ausſicht geſtellt 
(wenn auch nicht im Grundbuch eingetragen) werden 
in dem Maße, in welchem der Diskontſatz der Reichs⸗ 
bank ermäßigt werden ſollte. 

H. Bauabnahme. 

1. Innerhalb vier Wochen nach Fertigſtellung der 
Bauten hat der Antragſteller durch Vermittlung des 
Trägers der Maßnahme dem Regierungspräſidenten 
eine amtliche Bauabnahmebeſcheinigung 
einzureichen. Verzögert ſich die Fertigſtellung des 
Bauvorhabens über den Endtermin der Anerkennung 
hinaus, ſo iſt eine entſprechende Verlängerung der 
e beim Regierungspräſidenten zu bean⸗ 
tragen. s amtliche Bauabnahmebeſcheinigung gilt, 
ſoweit Ausnahmen nicht ausdrücklich von mir zu⸗ 
gelaſſen werden, das Gutachten eines mit Amtseigen⸗ 
ſchaft ausgeſtatteten Baubeamten des Hochbaufaches. 
Soweit für die Maßnahme 1925 Sonderregelungen 
von mir genehmigt waren, behält es dabei ſein Be⸗ 
wenden. 

2. Die Koſten der Bauabnahme und der Aus⸗ 
ſtellung der Bauabnahmebeſcheinigung trägt der Dar⸗ 
lehnsempfänger. Um die Durchführung der Bau⸗ 
abnahme zu ſichern, iſt bis zur Schlußabrechnung ein 
ausreichend hoher Betrag von dem Darlehen zurück⸗ 
zubehalten. 

3. Hat die örtliche Bauabnahme ergeben, daß die 
Bauausführung nicht den genehmigten Anträgen und 
den Regeln der Baukunjt entſpricht, und können die 
vorhandenen Mängel nicht durch Nacharbeiten beſeitigt 
werden, ſo iſt die Anerkennung zurückzuziehen und 
gemäß Ziffer Za der Eintragungsbewilligung die Rück⸗ 
zahlung etwa gezahlter Beträge zu fordern. 
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J. Abrechnung. 

Für die Abrechnung gelten bis auf weiteres die 
üblichen Beſtimmungen. Als Schlußrechnung und 
Schlußzahlungsanweiſung ſind die Muſter G und H 
(mit Zuſatz „Rechnungsjahr 1926“) zu verwenden. 

K. Schluß beſtimmungen. 

1. Die Erhebung ſtaatlicher Verwaltungsgebühren 
iſt in Angelegenheiten der Förderung des Land⸗ 
arbeiterwohnungsbaues aus Mitteln der produktiven 
Erwerbsloſenfürſorge unzuläſſig. Eine Ermäßigung 
der ſtaatlichen Baupolizeigebühren kommt jedoch nicht 
in Frage. 

2. Die aus Mitteln der produktiven Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge geförderten Landarbeiterwohnungen ſind nicht 
hauszinsſteuerpflichtig. 

3. Die Regierungspräſidenten ſind verpflichtet, im 
Einvernehmen mit den Landesarbeitsämtern durch 
geeignete Maßnahmen (periodiſch wiederkehrende 
Nachprüfungen an Ort und Stelle uſw.) ſicherzuſtellen, 
daß die aus Mitteln der produktiven Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge geförderten Landarbeiterwohnungen für die 
e von 50 Jahren ihrer Zweckbeſtimmung erhalten 

eiben. 


Erlaß des Preuß. Miniſters für volkswohlfahrt 
vom 24. Februar 1924, betr. Überwahung der 
ſtaatlich beliehenen Bauvereinigungen. 

— II. 5. 327. — 

Es ift die Frage aufgeworfen worden, ob die 
Überwachung der Darlehnsnehmer, die mit Hilfe von 
ſtaatlichen Baudarlehen Wohnungen für Staats⸗ 
bedienſtete errichten, von den Gemeinden bezw. den 
Kreiſen oder den ſtaatlichen Dienſtſtellen aus⸗ 
zuüben ſei. 

Bei der Beurteilung dieſer Frage iſt zu unter⸗ 
ſcheiden die überwachung während der Bauausführung 
und die überwachung der Abwicklung der Darlehns⸗ 
verträge nach Fertigſtellung der Bauten. Während 
des Baues findet eine überwachung durch die Ge⸗ 
meinden uſw. ohnehin im Hinblick auf die Hauszins⸗ 
duch tg die ſtatt. Die Gemeinden übernehmen 
auch häufig die Bürgſchaft bei der Erlangung von 
Vorauszahlungen auf die ſtaatlichen Baudarlehen 
(Ziffer 8 der Bedingungen). Unter dieſen Umſtänden 
kann die Wahrung der Belange des Staates als 
Darlehnsgeber während des Baues den Ge- 
meinden * werden. Dies dürfte auch nirgends 
auf Schwierigkeiten ſtoßen, da eine Mehrarbeit hier⸗ 
mit für die Gemeinden nicht verbunden iſt. Fälle von 
Ablehnungen ſind mir bisher nicht bekannt geworden. 

Anders liegen die Verhältniſſe bei der überwachung 
der Abwicklung der Darlehnsverträge nach Fertig⸗ 
ſtellung der Bauten. Hierbei kommt haupt⸗ 
ſächlich in Frage: 

1. die Abführung der Zinſen und Tilgungsbeträge, 

2. die Einhaltung der Vorhaltungsverpflichtung, 

3. die Nachprüfung der Mieten, 

4. die überwachung der Wirtſchaftsführung der be⸗ 
liehenen Bauvereinigungen. 

Die hierauf bezügliche, während der Dauer der 
Tilgung der Darlehen auszuübende, ſich alſo auf 
einen Zeitraum von etwa 36 Jahren erſtreckende 
überwachungstätigkeit kann den Gemeinden nicht zu⸗ 
gemutet werden. Sie muß vielmehr durch die hierzu 
berufenen ſtaatlichen Organe ſelbſt ausgeübt 
werden, die ich auf die Wichtigkeit dieſer Aufgabe für 


die Sicherung der fiskaliſchen Anſprüche hiermit be⸗ 
ſonders hinweiſe. Selbſtverſtändlich ſoll hierdurch nicht 
ausgeſchloſſen werden, daß in Einzelfällen (3. B. bei 
Streit über die Miete) die Gemeinden uſw. wegen 
der beſſeren Kenntnis der örtlichen Verhältniſſe zur 
Mitwirkung herangezogen werden. 

Im einzelnen bemerke ich hierzu noch folgendes: 

1. Für die Tilgung der ſtaatlichen Baudarlehen 
ſind jedesmal nach Leiſtung der letzten Teilzahlung 
Tilgungspläne aufzuſtellen, und zwar an der Hand 
des beiliegenden, auf 1000 RAM Kapital abgeſtellten 
Normaltilgungsplan (nicht mit abgedruckt). Der 
Tilgungsplan iſt der Regierungs-Hauptkaſſe zu⸗ 
zuleiten. Iſt vorübergehend Zinsermäßigung gewährt 
(vergl. meinen Runderlaß vom 10. 2. 1925 — II. 5. 
189), ſo iſt der Tilgungsbetrag während der Dauer 
der Zinsermäßigung von Jahr zu Jahr zu ermitteln 
und die Regierungshauptkaſſe mit entſprechender 
Weiſung zu verſehen. Der Tilgungsplan kann in 
ſolchen Fällen erſt aufgeſtellt werden, wenn die 
vertragsmäßigen Zinſen (5 v. H.) tatſächlich gezahlt 
werden. 

2. Die bedingungsmäßige Beſetzung der Wohnungen 
mit Staatsbedienſteten iſt an der Hand eines von den 
beliehenen Bauvereinigungen uſw. alljährlich zum 
1. 4. vorzulegenden Mieterverzeichniſſes zu überwachen. 
Aus dem Verzeichniſſe muß Name, Amtsbezeichnung 
und Dienſtbehörde des Inhabers der beliehenen Woh⸗ 
nung zu erſehen ſein. 

3. Die Mieten ſind erſtmalig vom Regierungs⸗ 
präſidenten feſtzuſetzen. Eine ſpätere Nachprüfung 
derſelben wird in der Regel nur im Falle von Be⸗ 
ſchwerden erforderlich ſein. 

4. Die Überwachung der Wirtſchaftsführung der 
beliehenen Bauvereinigungen hat im Intereſſe der 
Sicherheit der ſtaatlichen Forderungen und der Feſt⸗ 
ſetzung angemeſſener Mieten durch Nachprüfung der 
Jahresabſchlüſſe und Bilanzen zu erfolgen. 


Erlaß der Preußiſchen Miniſter der Finanzen 
und für volkswohlfahrt vom 1. März 1920, 
betr. Gewährung von Darlehen auf den ger 
meindlihen Anteil am hauszinsſteuerauf⸗ 
kommen für 19207]. 
— II. 13. 590. M. f. V. — 

Um den in ſchwieriger wirtſchaftlicher Lage befind⸗ 
lichen Gemeinden die ſofortige Weiterführung der 
Neubautätigkeit nach Möglichkeit zu erleichtern und 
ſie damit in den Stand zu ſetzen, einen Teil ihrer 
Arbeitsloſen im Baugewerbe zu beſchäftigen, hat ſich 
auf unſeren Vorſchlag hin die Preußiſche Staatsbank 
(Seehandlung) bereit erklärt, auf das in den nächſten 
Monaten zu erwartende gemeindliche Aufkommen an 
allgemeiner Hauszinsſteuer für die Neubautätigkeit 
at zur Verfügung zu ftellen. Es kann bevor- 
ſchußt werden das Aufkommen für die Zeit vom 
1. April bis zum 30. Juni 1926, und zwar bis zur 
Höhe von 90 v. H. des berichtigten Gollaufkommens 
des gemeindlichen Hauszinsſteueranteils für die Neu⸗ 
bautätigkeit für das erſte Vierteljahr 1925. 

Gemeinden und Gemeindeverbände, die von dem 
Angebote Gebrauch machen wollen, würden unter Bei⸗ 
fügung einer kataſteramtlichen Beſcheinigung über das 
Soll an allgemeiner Hauszinsſteuer für das erſte 
Vierteljahr 1925 den gewünſchten Betrag nach dem 
beigefügten Muſter A (hier nicht mit abgedruckt) durch 


*) Vgl. Zeitſchrift für Wohnungsweſen, Heft 5 S. 68. 
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Ihre Vermittlung bei der Preußiſchen Staatsbank zu 
beantragen haben. Dabei haben ſich die betreffenden 
Gemeinden (Gemeindeverbände) zu verpflichten, das 
arlehn zu beſtimmten Zeitpunkten abzunehmen und 
nebſt Zinſen zu beſtimmten Zeitpunkten bis ſpäteſtens 
Ende Juli 1926 zurückzuzahlen und darein zu willigen, 
daß für den Fall der nicht pünktlichen Rückzahlung 
des Darlehns die den Gemeinden zuſtehenden Anteile 
aus der Reichseinkommen⸗, Körperſchafts⸗ und 
Umſatzſteuer der Preußiſchen Staatsbank zur Tilgung 
es Darlehns zuzüglich Zinſen überwieſen werden. 
er Staatsbank haben die Gemeinden (Gemeinde⸗ 
verbände) einen Schuldſchein nach beiliegendem 
Muſter B (hier nicht mit abgedruckt) zu übergeben. 
An Zinſen ſind der Staatsbank 9 v. H. jährlich für 
die jeweils in Anſpruch genommene Summe zu zahlen. 
Eine Proviſion wird daneben nicht erhoben. 

Falls die Gemeinden (Gemeindeverbände) die 

rlehen nicht pünktlich zu den vereinbarten Zeit⸗ 
punkten zurückzahlen, wird Ihnen die Staatsbank 
die Höhe der rückſtändigen Darlehen und der Zinſen 
mitteilen. Die alsdann von der Reichsſteuer einzu⸗ 
behaltenden Beträge ſind ſofort der Preußiſchen 
Staatsbank (Seehandlung) in Berlin zu überweiſen. 
Der Preußiſchen Staatsbank iſt hiervon nach an⸗ 
liegendem Muſter C (hier nicht mit abgedruckt) Nach⸗ 
richt zu geben. In den hiernach erforderlich werden⸗ 
den Anweiſungen an die Regierungshauptkaſſe über 
die Ausſchüttung der Reichsſteuerüberweiſungen iſt 
zugleich anzugeben, welcher Betrag an Darlehen zur 
Weiterführung der Neubautätigkeit nebſt Zinfen von 
en einzelnen Gemeinden (Gemeindeverbänden) ein⸗ 
zubehalten und an die Preußiſche Staatsbank abzu⸗ 
führen iſt. 

Wir erſuchen, die in Betracht kommenden Ge⸗ 
meinden und Gemeindeverbände von dem Angebote 
ſogleich zu verſtändigen, die eingehenden Anträge 
nachzuprüfen und zu beſtätigen und an die Staats⸗ 
bank weiterzugeben. Wegen der Beſtätigung der 
Anträge der Gemeinden (Gemeindeverbände) nehmen 
wir auf den Runderlaß des Md. und des FM. vom 
31. Juli 1925 Bezug. Um die Darlehen mit möglichſter 
Beſchleunigung der Wirtſchaft nutzbar zu machen, iſt 
afür Sorge zu tragen, daß die Anträge der Ge⸗ 
meinden (Gemeindeverbände) bis ſpäteſtens zum 


15. März 1926 der Preußiſchen Staatsbank vorliegen. 


Die durch die Aufnahme der Darlehen bei der 


Staatsbank entſtehenden Zinſen dürfen — ſoweit ſie 
nicht durch Rückeinnahmen oder aus anderen Mitteln 
gedeckt werden können — den gemeindlichen Woh⸗ 


nungsbaumitteln aus dem Hauszinsſteueraufkommen 
für 1926 entnommen werden. 


Erlaß des Preufifhen Miniſters für volks- 
wohlfahrt vom 1. 4. 26 betr. Hhergabe von 
Mitteln zur Inſtandſetzung von Altwohnungen 
aus der Hauszinsſteuer. 
— II. 10. Nr. 208. — 


In den letzten Monaten ſind von bedürftigen Haus⸗ 
beſitzern vielfach Anträge auf Bewilligung von Dar⸗ 
ehen aus Hauszinsſteuermitteln zur Hausinſtand⸗ 
ſetzung an mich gerichtet worden. Ich habe dieſe An⸗ 
träge an die nachgeordneten Behörden zur weiteren 
gefdinteſſung abgegeben und dabei folgendes aus⸗ 


geführ 


„Die Hergabe von Mitteln zur Inſtandſetzung von 
Alt wohnungen aus der Hauszinsſteuer iſt in 
den für Preußen erlaſſenen geſetzlichen Vorſchriften 
bisher nicht zugelaſſen worden. Nachdem jedoch § 26 
Abſ. 5 der III. Steuernotverordnung des Reichs in der 
Faſſung des Finanzausgleichsgeſetzes vom 10. Auguſt 
1925 — Reichsgeſetzblatt S. 254 — mit Wirkung vom 
1. April 1926 ab beſtimmt, daß das Aufkommen an 
Gebäudeentſchuldungsſteuer (jetzige Hauszinsſteuer) auch 
zur Erhaltung von Altwohnungen zu verwenden iſt, 
wird in dem in Vorbereitung befindlichen preußiſchen 
Gebäudeentſchuldungsſteuergeſetz oder in den Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen dazu eine entſprechende Re⸗ 
gelung getroffen werden.“ 

Inzwiſchen iſt das Finanzausgleichsgeſetz vom 
10. Auguſt 1925 durch die Novelle vom 10. März 1926 
— Reichsgeſetzblatt 1 S. 175 — dahin abgeändert 
worden, daß der Zeitpunkt des Inkrafttretens obiger 
Beſtimmung auf den „1. Juli 1926“ feſtgeſetzt 
worden iſt. 

Ferner iſt der Entwurf eines Preußiſchen Gebäude- 
entſchuldungsſteuer-(Hauszinsſteuer⸗)Geſetzes, der eine 
entſprechende Verwendungsmöglichkeit vorſah, vom 
Landtage in 3. Leſung abgelehnt worden. Danach fehlt 
es auch über den 1. April hinaus zunächſt noch an 
einer geſetzlichen Handhabe zur Verwendung von 
Hauszinsſteuermitteln für die Inſtandſetzung von Alt⸗ 
wohnungen. Es wird deshalb bis zur geſetzlichen 
Regelung weiterhin Aufgabe der Gemeinden und Ge⸗ 
meindeverbände bleiben müſſen, ſoweit möglich, Spar⸗ 
kaſſen⸗ und Kämmereimittel zur Inſtandſetzung von 
Altwohnungen flüſſig zu machen. Nach den mir auf 
den Runderlaß vom 27. Juni 1925 — II. 10. Nr. 203 — 
vorgelegten Berichten und nach den Jahresberichten 
der Bezirks⸗Wohnungsaufſichtsbeamten hat eine große 
Anzahl von Gemeinden und Kreiſen im Jahre 1925 
Mittel für den genannten Zweck zur Verfügung ge⸗ 
ſtellt. Ich empfehle, die Kommunalverwaltungen bei 
paſſender Gelegenheit erneut auf die Notwendigkeit 
der Bereitſtellung weiterer Mittel hinzuweiſen. 

gez. Hirtſiefer. 
An den Herrn Oberpräſidenten in Charlottenburg, 
die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn 
Verbandspräſidenten in Eſſen. 


Kunderlaß des Finanzminiſters vom 26. März 
1926, betr. Milderung der Hauszinsſteuer. 
— K. V. 2. 1936, II. B. 3632. — 

7a. 
(1) Der Finanzminiſter hat die Steuer, deren Ein⸗ 
ziehung nach Lage der Sache unbillig wäre, ganz oder 
teilweiſe zu erlaſſen oder zu erſtatten, ſofern die 
Gründe für den Erlaß oder die Erſtattung in dem 
Steuergegenſtand ſelbſt liegen, ſowie die Steuer zu 
ſtunden und niederzuſchlagen, inſoweit ihre Ein⸗ 
ziehung eine unbillige Härte bedeutet. 
(2) Insbeſondere iſt die Steuer zu ſtunden und 
niederzuſchlagen: 
1. bei Eigenwohnungen, falls der Eigentümer wegen 
einer vorübergehenden oder dauernden wirtſchaft⸗ 
lichen Notlage zur Zahlung der Steuer nicht in 
der Lage iſt, 

bei Mietwohnungen, ſofern Mieter Sozialrentner, 
Kleinrentner, Kriegsbeſchädigte, Kriegshinter⸗ 
bliebene, Erwerbsloſe oder andere beſonders be⸗ 
dürftige (namentlich kinderreiche Familien) Per⸗ 
ſonen ſind, welche die volle geſetzliche Miete nicht 
zahlen können. 
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Bücher: und Jeitſchriftenſchau. 


Gut, Stümper, Zormaier: „Sammlung wichtiger Ent⸗ 
icheidungen zum Wohnungs: und Mietweſen.“ Unter 
diefem Titel bringt die Vereinigung Deutſcher 
Wohnungsämter (kommunale Vereinigung für Woh⸗ 
nungsweſen) in München (Geſchäftsſtelle: München, 
Stielerſtr. 71) das 4. Heft ihrer Veröffentlichungen. 
Beſtellungen ſind an die Geſchäftsſtelle zu richten. 

8 iſt die von den drei Bearbeitern (Dr. 
Gut, Dr. Stümper und Staatsanwalt Zormaier) zu 
ſammengeſtellte und bearbeitete Menge von Entſchei⸗ 
dungen, die ſich trotz der offenbar ſcharfen Sichtung 
auf 462 Fälle beläuft. 

Nicht nur für Wohnungs⸗ und Mieteinigungsämter, 
Gerichte und ſonſtige Behörden iſt das Werk von Be⸗ 
deutung, ſondern auch für jeden Vermieter, insbeſon⸗ 
dere für Siedlungs⸗ und Bauvereinigungen, ſoweit ſie 
mietweiſe die von ihnen erſtellten Wohnungen abgeben, 
ferner aber auch für jeden Mieter zur Belehrung über 
ſeine Rechte und Pflichten. 

n vielen Fällen wird die Sammlung der Ent: 
ſcheidungen, was höchſt wünſchenswert iſt, ein Mittel 
ſein können, unnötige Inanſpruchnahme der Behörden 
und Gerichte zu vermeiden, da ſie völlig objektiv den 
Parteien die Auffaſſung der entſcheidenden Stellen an 
praktiſchen Fällen zeigt. Der Anſchaffungspreis wird 
ſich durch Erſparnis an Gebühren uſw. wohl in jedem 
Falle ſchnell bezahlt machen. Gl. 


„Der Oberſchleſier“, Heft 3 — März 1926. Mit 
dieſem Heft bringt die bekannte oberſchleſiſche Zeit⸗ 
ſchrift eine bedeutungsvolle Abſtimmungsnummer 


heraus. Die ſchweren Tage des Jahres 1921 mit ihrem 
harten Kampf um Oberſchleſiens Volkstum erſtehen 
noch einmal vor unſerem geiſtigen Auge, aber auch 
die Vernachläſſigung Oberſchleſiene, die Urſachen, die 
trotz allem zu einer 40 prozentigen Stimmenabgabe für 
Polen führen konnten, werden noch einmal in aller 
Deutlichkeit aufgedeckt, und es wird hingewieſen auf 
die jahrelange, ſoziale und kulturelle Vernach⸗ 
läſſigung Vorkriegs⸗Oberſchleſiens. Das Heft iſt jedem, 
der Intereſſe an deutſcher Grenzlandarbeit hat, aufs 
wärmſte zu empfehlen. 

Aus dem Inhalt: Kanonikus Ulitzka, Oberſchleſien 
im Rahmen der Oſtfragen; Friedrich Trück, Ober⸗ 
ſchleſien in der europäiſchen Politik; Der Abſtimmungs⸗ 
kampf in Oberſchleſien, nach der Rede von Oberland⸗ 
gerichtsrat Ernſt; Amtsgerichtsrat Dr. Przyſgkowski, 
Oberſchleſien und das Reich im Lichte der Abjtimmung; 
Landrat Dr Urbanek, Das Deutſche Plebiſzitkom⸗ 
miſſariat; Karl Kaiſig, Kulturelle Abſtimmungs⸗ 
propaganda; Regierungsrat Dr. Weigel, Der Kampf 
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Großhaus oder Kleinhaus — eine Wirtfchaftsfrage”). 
Von Obering. Dipl.⸗Ing. Erich Graf, Dresden. 
a (Schluß.) 


Die Auswertung der Abſtandsverhältniſſe er— 
ſtreckt ſich nach vier Richtungen und zwar nach 
der Straße, nach den beiden Hausabſtänden und 
nach dem Hinterland. Die Abſtandsverhältniſſe 
nach der Straße zu vergrößern ſich mit der Höhe der 
Geſchoſſe, und es ergibt ſich bei einem Großhaus 
eine breite Straße, bei einem Kleinhaus eine 
ſchmale Straße. Es darf dabei jedoch nicht vergeſſen 
werden, daß die Straßenlänge bei dem Kleinhaus 
entſprechend zunimmt, ſo daß letzten Endes der 
Bedarf an Straßenland für das Großhaus und 
Kleinhaus ungefähr ſich die Wage hält. Was die 
beiden ſeitlichen Abſtände des Hauskörpers anbe— 
trifft, ſo verſchwinden dieſe überhaupt beim ein⸗ 
gebauten Haus, und es ergibt ſich in der Anord— 
nung einer Reihe folgerichtig eine Erſparnis 
erſtens beim ſeitlichen Abſtand an und für ſich, 
zweitens an dem vor dieſem Abſtand liegenden 
Straßenanteil. Dies lehrt uns, daß Einfamilien- 
häuſer und Einfamilien-Doppelhäuſer und kürzere 
Gruppen eine unrentable Bauform gegenüber der 
Reihe darſtellen. Was das Hinterland betrifft, 
ſo wird dieſes in der Regel größer zu bemeſſen ſein, 
als das aus hygienischen Gründen wünſchenswerte 
Mindeſtabſtandsverhältnis: Höhe — Hausabſtand 
verlangt. Es richtet ſich im weſentlichen nach bau- 
polizeilichen Vorſchriften hinſichtlich der Ausnütz⸗ 
barkeit des Baugrundes. Wenn man gerecht den 
Bodenbedarf von Großhaus und Kleinhaus ver- 
gleichen will, muß man die Forderung aufſtellen, 
daß für jede Wohnung dieſelbe Zahl von nutzbarer 
Freifläche vorhanden iſt. Dabei iſt es einerlei, ob 
dieſe Freifläche direkt am Haus, oder in näherer 
oder weiterer Entfernung vom Hauſe angeordnet 
wird. Hierin liegt der Schwerpunkt der ganzen 
Beurteilung der Frage Großhaus oder Kleinhaus. 

r iſt eng verknüpft mit der Frage des Boden- 
preiſes. 

Es muß zunächſt feſtgeſtellt werden, daß die 
Begründung der Notwendigkeit, Großhäuſer zu 

*) Abdruck aus der 2. Folge „Vom wirtſchaftlichen 
Bauen“, Verlag Oscar Laube, Dresden. 


bauen, auf Grund der beſtehenden Bodenpreiſe 
nicht als ſtichhaltig anerkannt werden kann, wenn 
man die Forderung aufſtellt, daß auf jedes Qua⸗ 
dratmeter nutzbare Wohnfläche eine gewiſſe Zahl 
Quadratmeter nutzbare Freifläche entfällt; denn 
ſollte zum Großhauſe, das nur gebaut werden 
kann, um den hohen Bodenpreis umzulegen, auch 
noch Freiflächenland zum hohen Bodenpreiſe hin— 
zugegeben werden, ſo ergäbe ſich ſchlechterdings die 
Unmöglichkeit, die Miete für die Wohnfläche und 
Freifläche für irgend jemanden tragbar zu machen. 
Die Großhäuſer werden infolgedeſſen nur des- 
wegen gebaut, um den hohen Preis des unbedingt 
notwendigen Bodenbedarfes auf mehrere Woh— 
nungen übereinander als Miete umzulegen. 
Daraus erhellt für uns die Tatſache, daß die 
Großhäuſer nur ein Reſultat der Bodenſpekulation 
ſind, die erſt den Bodenpreis auf einen möglichſt 
hohen Stand geſchraubt hat, um ſich perſönliche 
Vorteile zu verſchaffen. Die Mieter werden im Groß— 
haus alſo nur deshalb übereinander geſtapelt, um 
durch ihre Mietabgaben das zu bezahlen, was der 
Bodenbeſitzer und die Reihe der Vorbeſitzer ver- 
dient haben. Es wird alſo keineswegs den Mietern 
ein Vorteil eingeräumt durch eine billigere Miete, 
wie auf Grund der behaupteten geringeren Er- 
ſtellungskoſten des Großhauſes es ſich erwarten 
ließe. Dieſe Betrachtungen gelten für alle Teile 
des Hausgrundſtückes mit der davorliegenden 
Straße, und es muß fejtgejtellt werden, daß die 
Straßenbaukoſten mit ihren Nebenanlagen nicht 
einen jo großen Ausſchlag geben, wie vielfach an— 
genommen wird (Abb. 2). Denn beim Großhaus 
entſpricht einer kürzeren Straßenlänge eine größere 
Straßenbreite, einer ſtärkeren Straßenbefeſtigung 
ein geſteigerter Verkehr. Beim Kleinhaus um⸗ 
gekehrt: einer größeren Straßenlänge eine ſchmälere 
Straßenbreite, einer leichteren Befeſtigung ein ver- 
minderter Verkehr. In der Regel wird für das 
Einfamilienhaus, je Wohnung berechnet, ein 
größerer Bedarf an Straßenland eintreten als 
beim mehrgeſchoſſigen Großhaus; den Ausgleich 
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hinſichtlich der Koſten bringt, twie gejagt, die leich- 
tere Befeſtigung und einfachere Beſchleuſungsart 
der Kleinhausſtraße. Ich habe das Gefühl, als ob 
in dieſer Hinſicht öfters die Erſparnis im Straßen⸗ 
bau für den Kleinhausbau überſchätzt würde. Wir 
kommen nicht allzu weit mit dem rein objektiven 


Baulandbedarf 
für fünf Wohnungen von je 70 qm nutzbarer Wohnfläche im Großhaus und Kleinhaus 
Mindeſtfläche für Straße = ½ Gebäudehöhe 

—1/, Gebäudehöhe 


Freifläche 


Abb. 2a. 


Großhaus, Anſgeſchoſig Tiefe 


Schleſiſch es 


Breiſe — = enthaltend 5 Wohnungen zu je 70 qm nutzbare Wohnfläche — 350 qm 
Mindeftflähe: 83,58 + 167,16 + 94,00 — 344,74 qm. 


he i m 


und Boden unſere Reformen, die ſich auf die Er⸗ 
ſtellung von Kleinhäuſern beziehen, durchzu⸗ 
führen. Wir dürfen alſo auf Grund der gegebenen 
Tatſachen nicht die Frage ſtellen, Großhaus 
oder Kleinhaus, ſondern müſſen uns damit be⸗ 
ſcheiden, die Frage abzuwandeln in die Tat⸗ 
ſache Großhaus und 
Kleinhaus. Auf teurem 
Grund und Boden, der 
mit breiten Straßen er⸗ 
ſchloſſen iſt, wird es, rein 
privatwirtſchaftlich ge⸗ 
ſprochen, unmöglich ſein, 
das Kleinhaus zu erſtellen. 
Anders liegt es natürlich, 
wenn die Allgemeinheit 
Opfer bringt und einen 
Teil der hohen Auf⸗ 
ſchließungskoſten und des 
gewordenen Bodenpreiſes 
auf ihre Schultern nimmt; 
dies wird jedoch in der 
Regel nicht eimreten. Da⸗ 
rum können wir nicht da⸗ 
ran denken, auf teurem 
Grund und Boden Klein⸗ 
häuſer zu bauen, ſondern 
müſſen für das Großhaus 
vorbereiteten Boden, wenn 
auch widerwillig, mit 
Großhäuſern bebauen. 
; Unter Umſtänden iſt dies 
ja auch ſchon aus architektoniſchen 
Gründen notwendig, um die großen 
Straßenräume durch höhere Bau⸗ 
maſſen räumlich zur befriedigenden 
Wirkung zu bringen. Wir müſſen 
es uns in dieſem Falle verſa⸗ 
gen, am Hauſe ſelbſt den Mietern 
die ihnen zuſtehende Freifläche zu 
bieten, und andere Auswege in der 
Anlegung von Schrebergärten, An⸗ 
lagen und Spielplätzen ſchaffen, die 
natürlich Zuſchußbeiträge der All 
gemeinheit erfordern. Im übrigen iſt 


Großhaus fünfgeſchoſſig Belt = s, enthaltend 5 Wohnungen zu je 70 qm nutzbare Wohn⸗ 
fläche = 350 qm; Mindeſtfläche: 85,26 -+ 170,52 + 96,00 — 351,78 qm. 


Abwägen dieſer ganzen Beziehungen zwiſchen 
Bodenbedarf und Bodenpreis, ſoweit es ſich um 
das unbedingt Notwendige handelt. Den Ausſchlag 
gibt immer, wie ſchon oben erwähnt, der Preis des 
Grund und Bodens, der als Freifläche darüber 
hinaus für jeden Bewohner bereitzuſtellen it. 
Wir müſſen uns demnach damit zufrieden 
geben, daß es unmöglich iſt, auf teurem Grund 


es unſere Pflicht, alles zu tun, um 
haltzumachen bei der unerwünſchten 
Entwicklung unſeres Wohnungsweſens 
und die erkannten Fehler der Vergangen⸗ 
heit nicht zu wiederholen. Alſo: Es iſt 
jede Steigerung des Bodenpreiſes zu unterbinden; 
verfehlte Maßnahmen der Bauordnung und des 
Bebauungsplanes müſſen gutgemacht werden, ſoweit 
uns ſolche aus der Vergangenheit überkommen ſind; 
keiner Straße darf mehr an Breite zugemeſſen 
werden, als der Verkehr unbedingt erfordert; kein 
Stockwerk mehr darf zugelaſſen werden, als durch 
die Breite der Straße bedingt iſt. 


Hierdurch reguliert ſich von allein der Boden— 
preis für das aufzuſchließende Gelände, und es 
ergibt ſich die Möglichkeit, in Zukunft das Klein⸗ 
haus mit dem Großhaus wirkſam in Konkurrenz 
treten zu laſſen. Wenn wir jedoch nicht die Mittel 
haben, den Preis in normale Grenzen zu drücken, 
ſo müſſen wir uns für den Ort 
der Beſiedlung mit Kleinhäuſern 
von dem großen Stadtorganis- 
mus trennen und an die Stelle 
gehen, wo der billige Grund und 
Boden uns die Möglichkeit bietet, 
wirtſchaftlich das Wohnproblem 

ir den einzelnen Fall zu löſen. 
Statt Konzentration muß De⸗ 
zentraliſation eintreten. Wir wer⸗ 

en dann draußen vor der Stadt 
das finden, was wir niemals in 
ihr finden könnten: für jeden das 
eigene Heim, für jeden die eigene 
Scholle. 

Wenn wir uns zu der Maß⸗ 
nahme der Dezentraliſation ent⸗ 
ſchließen, tritt mit einem Male 
das Problem der Verkehrsfrage 
auf den Plan. Der Bodenpreis 
iſt eng verknüpft mit der Ent⸗ 
fernung von der Stadt, denn er 
nimmt vom Innern nach dem 
Außern ab. Falls der Siedler 
weit vor der Stadt wohnt, muß 
er den Fahrpreis zur Miete 
rechnen, wenn er einen Vergleich 
der Aufwendungen des Wohnens 
im Großhaus mit dem im Klein⸗ 
haus ziehen will Wir können uns 
aber im gewiſſen Sinne frei⸗ 
machen von dem Organismus 
der Großſtadt, wenn wir dafür 
ſorgen, daß der Kleinhausbe⸗ 
wohner ſein Brot nicht weit vom 
Wohnſitze, ſondern in der Nähe 
inden kann. Die Siedlung iſt 
ſelbſtändig zu machen und es bildet 
ſich hierbei die ſogenannte Traban⸗ 
tenſtadt, die ein abgeſchloſſenes Ge⸗ 
bilde darſtellt und nur in inner⸗ 
licher wirtſchaftlicher Beziehung 
zur Großſtadt ſteht, räumlich aber 


weiteres klar, daß alles getan ſein muß, um zu 
verhindern, daß ſich die Spekulation der Neubau⸗ 
gebiete bemächtigt und wir die üble Entwicklung 
noch einmal durchmachen, deren Folgen wir ent— 
gehen wollen. 5 

Iſt es jedoch nicht möglich, Trabantenſtädte zu 
ſchaffen, ſo muß das Verkehrsproblem zugunſten 
des Kleinhauſes anders gelöſt werden. Die Ent⸗ 
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5 Kleinhäuſer, zwelgeſchoſſig, x 
85 enthaltend je 1 Wohnung zu 70 qm 
nutzbare Wohnflähe — 350 qm 


in ſich abgeſchloſſen iſt. Es iſt ohne Mindeftflähe: 111,04 240,82 22208 473,04 qm 
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wicklung des Grundſtücksmarktes brachte die Steige⸗ 
rung der Bodenpreiſe an den Hauptausfallſtraßen 
und wichtigeren Verkehrslinien hervor; an ihnen 
ſelbſt wird alſo das Glück des Kleinhauſes nicht 
erblühen. Wir müſſen es daher in das Innere 
der Sektoren hineinſchieben, werden allerdings 


nutzbare Wohnfläde = 350 qm; 
Minde ſtflache: 
76,80 F 230,40 153,0 = 460,80 qm, 


A Kieinhäufer, zweigefchoffig, 
Bree 9 enthaltend je 1 Wohnung zu 70 qm 
nutzbare Wohnflähe = 350 qm; 


Mindeftflähe: 
134,40-4+2 15,20-+268,50 — 638,40 qm 


auch da in der Nähe des Stadtorganismus einen 
immerhin ſchon geſteigerten Landpreis mit in Kauf 
nehmen müſſen. Die ringförmige Stadterweite⸗ 
rung iſt ja gerade durch die Straßenbauwut, die 
ſich hauptſächlich in der Nähe der Hauptverkehrs⸗ 
wege austobte, vereitelt worden, und wir ſehen 
nicht eine gleichmäßige Beſiedlung des vor der 
Stadt liegenden Geländes als Folge, ſondern ein 
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Zuſammendrängen der Menſchen in Strahlen, die 
wie die Spitzen eines Sternes vom Kern aus 
ſchwächer werden und ſich im Vorgelände verlieren. 
Es liegt meiſtenteils nicht mehr in unſerer Macht, 
dieſe große Ausdehnung der Stadt einzuſchränken, 
und wir müſſen uns damit abfinden, daß ohne 
weite Wege uns der Ort der Kleinhausſiedlung auf 
billigem Boden nicht erreichbar iſt. Schuld an 
dieſem Zuſtande trägt die Allgemeinheit, die in 
der Vergangenheit nicht für eine geſunde Entwick⸗ 
lung ſorgte und daher wohl die Pflicht hat, gutzu⸗ 
machen, was ſie einſt verbrach. Daß keine ent— 
ſtehende Siedlung die Aufwendungen für Anlage 
größerer Verkehrslinien tragen kann, liegt auf der 
Hand. Aber muß mit der Anlage gewartet werden, 
bis ſich auf Heller und Pfennig dieſelbe ſelbſt trägt? 
Werden nicht alle Zuſchußbeträge für dieſe von der 
Allgemeinheit für die Allgemeinheit gebracht? 
Wird nicht der ungeſunde Zuſtand unſeres Wohn- 
weſens dadurch ſaniert? Die Entwicklung unſeres 
Automobilverkehrs gibt uns die Mittel an die 
Hand, die Koſten für die Verkehrslinien durchaus 
in mäßigen Grenzen zu halten, wenn zunächſt 
Autoomnibuſſe zu den Hauptverkehrszeiten den 
Bewohnern der Außenſiedlungen die Gelegenheit 
bieten, auf ſchnellſte Weiſe, ohne erhebliche Koſten 
und ohne körperliche Anſtrengung zum eigenen 
Heim zu gelangen. Es muß zum allgemeinen 
Grundſatz werden, daß erſt das Verkehrsmittel den 
Anreiz zur Beſiedlung bieten muß und nicht erſt 
hinterherhinken darf, wenn es als werbendes 
Unternehmen dem Stadtſäckel einen größtmög— 
lichſten Verdienſt abwerfen kann. 

Nach allem, was bisher geſagt iſt, könnte es 
ſcheinen, als ob die Wirtſchaftlichkeit des Klein⸗ 
hauſes gegenüber der des Großhauſes nicht un⸗ 
bedingt zu bejahen ſei. Es erfordert die Gerechtig- 
keit, daß die Prüfung objektiv erfolgt. Es hat 
feinen Zweck, die geringen Vorteile zu leugnen, 
die ſich bei der Vergleichung der Baukörper ſelbſt 
bis auf die gemachten Einſchränkungen ergeben. 
Die Aufſchließungskoſten halten ſich zum mindeſten 
die Wage, das Schwergewicht liegt jedoch im Preis 
für den Grund und Boden. Er hindert uns nicht, 
Kleinhäuſer zu erſtellen mit reichlicher Beigabe an 
Gartenland, wenn wir an die Stellen gehen, wo 
wir den Landpreis bezahlen können. Er hindert 
uns aber ſehr, dem Bewohner des Großhauſes auch 
die Freifläche zuzubilligen, auf die er ein Anrecht 
hat, falls wir die Mehrkoſten als Allgemeinheit 
nicht zahlen wollen. Denn ſonſt kann die Wirt⸗ 
ſchaftlichkeit des Großhauſes der des Kleinhauſes 
gegenüber die Segel ſtreichen. 

Aber noch ein anderes Moment muß bei der 
Betrachtung von Großhaus und Kleinhaus ins 
Auge gefaßt werden: Wie verhält ſich das Problem 
zu unſerer augenblicklichen Wirtſchaftslage, die 
charakteriſiert iſt durch das Beſtreben, die Woh— 
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nungsnot zu beheben? Gerade jetzt wird von den 
fanatiſchen Verfechtern des Großhauſes in dieſer 
Wohnform der alleinige Ausweg zur Geſundung 
erblickt. Großhaus und die Forderung nach Auf⸗ 
hebung der Zwangswirtſchaft iſt dasſelbe! Sind 
aber die Zeiten ſchon gekommen, in denen dies rat⸗ 
ſam erſcheint oder vielleicht ein Vorteil für die Be- 
ſeitigung der Wohnungsnot zu erblicken iſt? Wir 
wiſſen alle, daß die geſamte Bevölkerung mit- 
arbeiten muß, wenn wir aus unſerer Miſere her— 
auskommen wollen. Es kann ſich daher unſer Volk 
nicht auf behördliche Maßnahmen verlaſſen, die 
tätige Mitarbeit aller Kreiſe kann nur allein zum 
Ziele führen. Der Kapitalmangel und der hohe 
Zinsfuß der Baugelder läßt eine ſpekulative Woh- 
nungserſtellung nicht zu. Wie vor dem Kriege 
würde ſich dieſe ja nur auf das Miethaus erſtrecken 
und natürlich ausſchließlich auf das Maſſenmiet— 
haus, das Großhaus. Ganz abgeſehen davon, daß 
das notwendige Kapital nicht aufzubringen iſt, 
kann ein Geſchäft für keinen Unternehmer eines 
Wohnungsbaues darin geſehen werden, wenn er 
niemanden findet, der ihm die Zinſen des auf— 
gewandten Kapitals als Miete zahlen kann. Selbſt 
wenn die Allgemeinheit einem Erſteller eines Miet— 
hauſes Erträgniſſe der Mietzinsſteuer zur Ver— 
fügung ſtellt, wird die Belaſtung zu hoch, als daß 
neben der Deckung der Zinslaſt für den eigenen 
Bauaufwand ein angemeſſener Verdienſt bliebe. 
Unternehmer, die an dem Bau eines Hauſes ver— 
dienen wollen, ſuchen daher Wohnungsloſe zu der 
Hergabe eines Baukoſtenzuſchuſſes zu bewegen. 
Erfahrungsgemäß haben ſie damit nicht allzuviel 
Erfolg, weil ja niemand für ein Bauobjekt, das 
ihm nicht gehört, das ſeltene Geld dahingibt. 
Ganz anders liegt der Fall, wenn jemand 
weiß, daß er von ſeinen perſönlichen Opfern für 
alle Zeiten etwas hat. Dann tut er das Außerſte, 
um mit den ihm zur Verfügung ſtehenden Mitteln 
für ſich eine Wohnung zu erſtellen, ſelbſt wenn er 
ſich die größten Entbehrungen auferlegen müßte. 
Das Streben nach dem Eigenheim iſt ſo ſtark, daß 
ſelbſt bei der Zuteilung der geringſten Beihilfen 
aus öffentlichen Mitteln mit aller Energie die Ver- 
wirklichung des einmal geplanten Bauvorhabens 
betrieben wird, die bei der Erſtellung eines Maſſen— 
miethauſes durch das Fehlen des perſönlichen In⸗ 
tereſſes eines einzelnen nicht in Frage kommen 
kann. Während am Maſſenmiethaus nur bezahlte 
Kräfte arbeiten, ſetzt beim Kleinhaus die tätige 
Mitarbeit des Siedlers und ſeiner ganzen Sipp- 
ſchaft ein. Natürlich arbeitet er nur im perſön⸗ 
lichen Intereſſe, iſt ſich vielleicht auch gar nicht be⸗ 
wußt, daß er damit der allgemeinen Wohnwirt⸗ 
ſchaft hilft, aber er ſchafft doch mit an der Be⸗ 
hebung der Wohnungsnot und entlaſtet Reich, 
Staat und Gemeinde bei ihrer Sorge für die Be- 
reitſtellung des dringendſten Wohnungsbedarfs. 


Se Fehl he i m 


Wenn immer gejagt wird, daß der Achtſtundentag 
für ein armes Volk wie das unſere ein Luxus ſei, 
ſo muß auch andererſeits anerkannt werden, daß 
gerade die Maßnahmen, das Kleinhaus bei der Zu— 
teilung von Baubeihilfen bevorzugt zu behandeln, 
ein Maximum von Arbeit bei der Wohnungs- 
erſtellung hervorbringt, das bei der Zuteilung an 
Unternehmer von Großhausbauten niemals ge— 
leiſtet werden würde. 

Die Rückſicht auf unſere Volkswirtſchaft er- 
fordert ein Haushalten mit unſerer Volkskraft; 
nur ſie kann die Schäden heilen, die der verlorene 
Krieg uns brachte, nur ſie vermag uns zur Ge— 
ſundung an Leib und Seele zu führen. Unſere 
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„Zukunft“ wächſt in Wohnungen heran, und wenn 
dieſe kümmerlich ſind, wird die Zukunft es auch 
ſein. Nur die beſten Wohnungsverhältniſſe ſind 
für uns gerade gut genug; wir wollen eine Ent⸗ 
wicklung nach aufwärts, nicht nach abwärts durch⸗ 
machen, koſte es, was es wolle. Nicht der augen- 
blickliche Gewinn nach Mark und Pfennigen gibt 
für die Wirtſchaftlichkeit den Ausſchlag, ſondern 
die Auswirkung, die ein gut angelegtes Kapital in 
der Zukunft bringt, und dies wird ſein: ein neues 
Erblühen deutſcher Volkskraft durch gehobene 
Wohnkultur, Zufriedenheit im Innern unſeres 
Vaterlandes und Wiederherſtellung ſeiner früheren 
Bedeutung. 


Der Deutſche Ausſchuß für wirtſchaftliches 
Bauen wird unter Förderung des Reichsarbeits— 
miniſteriums und des Preußiſchen Miniſteriums 
für Volkswohlfahrt ſeine diesjährige öffentliche 
Tagung 

am 1. und 2. Juni 1926 
in Düſſeldorf 

abhalten. Die Tagesordnung behandelt auch dies— 
mal wieder zwei große Fragen. Der erſte Tag iſt 
den im Bauweſen heute bejonders dringenden 
Finanzfragen und den hieraus ſich ergebenden 
Folgerungen gewidmet, während der zweite Tag 
Studien-Ergebniſſe von Mitgliedern des Arbeits— 
ausſchuſſes aus dem Wohnungsbau und der Bau— 
wirtſchaft aus Holland, Amerika und England 
bringen ſoll. Es ſind folgende Vorträge vor— 
geſehen: 

Puh 19286 

1. „Geldbeſchaffung für den Woh— 

nungsbau und Baugeldkoſten.“ 
Referent: Oberregierungsrat Dr. Kämper, 
1. Direktor der Deutſchen Wohnſtättenbank, 
Berlin. 

2. „Zinsaufwand und tragbare 
Mieten in ihrem Einfluß auf 
Wohnungsform und Wohnungs: 
größe.“ : 

Referent: Regierungsbaurat 
mann Dresden. 

3. „Wirtſchaftliche Geländeauf⸗ 
ſchließ ung und Normung wirt⸗ 
ſchaftlicher Haus formen.“ 

Referent: Regierungs- und Baurat Lüb⸗ 
bert- Berlin. 


Stege⸗ 


4. „Wirtſchaftliche Aufgaben der 
Staats- und Gemeindebehörden 
beim Wohnungsbau.“ 

Referent: Stadtbaurat Oelsner-Altona. 

2. Juni 1926: 

1. „Amerikaniſcher Wohnungsbau.“ 
a) „Grundriß⸗ und Architektur⸗ 

fragen.“ 
Referent: Stadtbaurat May-Frank— 
furt. 
b) „Bauwirtſchaftliche Fragen.“ 
Referent: Architekt Paulſen-Berlin. 

2. Engliſche Stahlhäuſer.“ 

Referent: Miniſterialrat Dr. Schmidt 
Berlin. 

3. „Holländiſcher 
ein Vorbild 
Bauens.“ 

Referent: Regierungsbaumeiſter Dr. Dütt⸗ 
mann-Düſſeldorf. 

Es iſt anzunehmen, daß auch dieſe neue Tagung 
mit Rückſicht auf das glücklich zuſammengeſtellte 
Programm zu einem ähnlichen Erfolge führen 
wird wie die Dresdner Tagung 1925, an der — 
wie erinnerlich — rund 400 Abgeordnete, darunter 
die Vertreter ſämtlicher Reichs- und faſt aller 
Länderregierungen ſowie aller großer Fach- 
Organiſationen teilnahmen. Der Bericht hierüber 
iſt in der Schrift: „Vom wirtſchaftlichen 
Bauen“, 2. Folge (Verlag: Oskar Laube, 
Dresden-A., Wettinerſtraße 15), niedergelegt. 

Anfragen über die Düſſeldorfer 

Tagung ſind zu richten an den Deut⸗ 

ſchen Ausſchuß für wirtſchaftliches 

Bauen, Dresden-A., Kanzleigäßchen 1, II. 


Wohnungsbau, 
wirtſchaftlichen 
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So war's geoͤacht) — und fo iſt's gekommen —. 
Proben aus der „Deutſchen Binnenkoloniſation“ mit ca. 100 Abb. Preis broſch. ARME. 4.—, geb. RMk. 5.—. 
Von Leberecht Migge. 
Herausgeber: „Deutſche Gartenſtadt⸗Geſellſchaft“. — Verlag: Deutſcher Kommunal⸗Verlag, Berlin — Friedenau.) 


Die Hohe Siedlungspolitik. 


Es gibt drei Welten, die ſich mit der Siedlung zu 
lefaſſen haben: die geiſtige, die geldliche und die 
Politifche Welt. Hiervon hat die heuzutage wichtigſte, 
le journaliſtiſche, am meiſten verſagt. Ich erinnere 
Nich des Gehabens eines ſozuſagen berühmten Schrift⸗ 
lellers, nach dem er, einer Eingebung folgend, in einer 
erbreiteten Tageszeitung einen fulminanten Weckruf 
zur Mehrung unſerer Nahrung, zur Siedlung losließ. 
das klang jo gut, daß unſer „Pionier“ alsbald zwangs⸗ 
Aufig durch die Beratung der meiſt hervorragenden 


Sachkenner und Vorkämpfer auf den verſchiedenſten 
Siedlungsgebieten ging. Und der Erfolg dieſes wirklich 
ſeltenen und gediegenen Anſchauungsunterrichts?: Er 
ſchrieb in einer noch mehr verbreiteten Gazette — 
einen zwar dummen, aber dafür „ſpannenden Sied⸗ 
lungsroman“. So ratlos, ja manchmal verantwortungs⸗ 
los ſteht die Preſſe vor unſerem lebenswichtigen Sied⸗ 
lungswerk. 

Nicht viel anders ſteht aber auch die große Wirt⸗ 
ſchaft dazu. Man kann ohne übertreibung ſagen: 


) Siehe Märzheft der „Siedlungs⸗Wirtſchaft“. 


| Abb. 13, Illuſtrationsprobe aus der „„Deutſchen Binnenkoloniſation“. Aus dem Siedlungsvorwerk Grünberg. 
| Siehe auch Siedlungs⸗Wirtſchaft 10/1924, die noch nachgeliefert werden kann. 
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kein ernſter Volkswirt und Finanzmann nimmt in 
Deutſchland die Siedlungsſache wirklich ernſt. Man 
betrachtet ſie als eine „vorübergehende Angelegenheit“, 
in die man nicht zu viel Kraft ſtecken darf, und über⸗ 
haupt als grundſätzlich unrentabel und im übrigen 
belanglos. Noch Anfang 1920 konnte mir Walter 
Rathenau in einer öffentlichen Polemik“) entgegnen, 
daß durch 10 Millionen Deutſche, zur Landwirtſchaft 
anrüchgeführt, kaum eine größere Gütermenge als etwa 
3000 Friedensmark je Kopf erzeugt würden, wovon 
wir nicht leben könnten; während eine landwirtſchaft⸗ 
liche Kapazität (Ökonomierat Dr Lothar Meyer) 1925 
widerſpruchslos behaupten konnte, daß Hackarbeit auf 
Rübenfeldern ſich beſſer rentiert, als irgendeine Fabrik⸗ 
arbeitet. Aber in den Köpfen unſerer Wirtſchaftsführer 
ſitzt die „unrentable Siedlung“ bis heute feſt. 

Auch unſere Politiker nehmen die Binnen⸗ 
ſiedlung nicht als wichtig (was allerdings auf Gegen⸗ 
feitigkeit beruht). Es iſt noch keine Partei, mit Aus: 
nahme der extremen Enteignungsfanatiker, zu einem 
klaren, konſequent verfolgten Siedlungsprogramm ge⸗ 
kommen. War ſie jenen nicht einträglich genug, ſo 
iſt ſie dieſen nicht genug auffällig. Mit Siedlungs⸗ 
problemen kann man nicht paradieren. Ganz anders 
die Kolonien, die überſee⸗Siedlung: wenn dieſe, vor 
allem auf Jahrhunderte geſehen, kaum mehr einbringt 
als Lebensgefahr, ſo braucht man doch nicht ſo viel 
davon verſtehen, und darüber zu reden gibt auf alle 
gas Relief. So kommt es, daß unſere arme Binnen: 

olonifation je länger, deſto mehr, ein Spielball der 
Parteitaktiker und Volksverſammlungslöwen ge- 
worden iſt. Das ganze Elend unſerer politiſierten 
Binnenkoloniſation erkennt man aber erſt, wenn man 
die unterſchiedlichen Parteiprogramme in der Ab⸗ 
teilung Siedlung ſtudiert und gegenüberſtellt! Die 
Politik hat die Siedlung getötet. 


Der Beruf der Koloniſation. 

So einfach läßt ſich die Agrarfrage, die, angefaßt, 
ſofort eine agrar⸗-wirtſchaftliche wird, für ein großes 
Volk im Herzen Europas und im 20. Jahrhundert 
europäiſcher Ziviliſation kaum löſen. Sie läßt ſich 
überhaupt nicht von der rein ländlichen Seite her löſen. 
Ländliche Koloniſation iſt für das 
Mitteleuropa von 1925eine noch zu for⸗ 
mende Sachvorſtellung. Ihre endgültige Ge⸗ 


ſtaltung iſt abhängig von der zu wählenden Funktion. 


Über welche hauptſächlichen Bodenbetriebsweiſen ver⸗ 
fügen wir zurzeit? 
Wir ernten in Deutſchland durchſchnittlich: * 


von 1 qm Roggenland - 3 Goldpfg. brutto 
von 1 qm Kartoffelland . 5 2 - 


von 1 qm Rübenland 10 5 8 
von 1 qm normalem Klein⸗ 
gartenland . 10—20 = . 


von 1 qm intenfivem Klein⸗ 
garten land. 4050 5 s 
Eine zehnfache Spannung alſo liegt heute zwiſchen den 
niederſten und höchſten Ernten auf deutſchem Boden 
— zwiſchen . und Gärtnerei. — 
Auch nährwirtſchaftlich ſtimmt die Rech⸗ 
nung. Nach Dr. Lothar Meyer erzeugen wir auf 
1 qm Getreide, Gras und anderen Produkten nur un⸗ 
gefähr 120 bis 130 Kalorien, 
1am Zuckerrübenbau als landwirtſchaftliche Höchſtkultur 
bis zu 1000 Kalorien, 
Aber Gartenprodukte liefern das fünffache: 5- bis 6000 
Kalorien auf den qm. 1 
Der ure des Menſchen iſt durchſchnittlich 
3000 Kalorien. Gartenmäßig ernährt, brauchten wir 


*) in „Neue Hamburger Zeitung“ vom 8. Jan. 1920. 


alſo kaum 2000 qm, während uns heute der dreifache 
landwirtſchaftliche Raum kaum genügt. — Au 


ſolchen Tatfachen und Kritiken beruht 


die intenſive Koloniſation. 


Etwas für unſere Kleingärtner. 


Groß⸗ oder Kleingarten? Zwiſchen den Kriſen des 


ſozialen Gartens ſteht heute die erwachende Stadt: 
ſoll fie verſuchen, die alte öffentliche Parkpolitik wieder 
zu beleben und logiſch ihren Erſatz, die Kleingarten 
politik, vernachläſſigen? Oder ſoll ſie Schnellbahnen, 
Hochhäuſfer und Kanäle, dieſes ganze jaftige Stadtfilet 
mit jenem grünen Salat, äußerlich garnieren, um unter 
ſozialer Bürde und Arbeitsleerlauf ſchließlich zu ver“ 
bluten? Der moderne Kleingarten — ſo ſehr ſeine 
ethiſchen Elemente auch mitjpielen mögen — iſt ein 
typiſches Produkt des Nahrungs⸗ und Wohnungs 
mangels. Und nur von dieſen ſeinen Entjtehung® 
urſachen her kann das Problem bezwungen werden. 
Nehmen wir — reichlich optimiſtiſch — an, daß unfere 
Nahrungsnot in abſehbarer Zeit behoben ſein mag, ſo 
wird unſer Stadtgärtner ſtatt Kohl und Obft eben mehr 
Lilienbeete und Sonnenbäder in ſeinem Gärtlein 
etablieren. Die techniſche Hochzucht wäre deshalb nicht 
überflüſſig, aber die Krifis ſeiner Lage und Dauer 
bliebe beſtehen. Denn dieſe hängt mit der Wohn 
frage zuſammen, und nur im Zuſammenhang hier? 
mit iſt ſie grundſätzlich und dauernd. 

Der Kleingarten ift das Korrelat der Mietkafernt 
Dieſe ganze Frage ſpitzt ſich darauf zu, ob der Klein 
garten dazu da iſt, das Prinzip der alten berüchtigten 
Stockwerks⸗Wohnung zu „verſchönern“ (und damit zu 
verewigen) oder ob er nicht vielmehr Anlaß zur 
Anderung dieſer erwieſenermaßen 
A Wohnungsform ſein 
ollte, 


Bodenreform — aber echte. 

Alſo ſteht einem Bodenrecht ſtets die Bodenpflicht 
gegenüber und jedem höheren Recht die höhere Pflicht, 
nämlich die Pflicht, aus ſeinem Boden nicht weniger 
zu machen, als man ſelber iſt (ſonſt macht der Boden 
weniger aus uns). „Die Erde für Alle“ ift, auf Dauer 
und Daſein geſehen, folglich nicht ſo ſehr eine boden 
politiſche als eine bodenwirtſchaftliche Frage. Er 
zwinge den Boden — und der nächſte Zwang wird ihn 
Dir nehmen. Beſtelle den Boden nach dem Willen 
Deiner Zeit, erneuere ihn — und Du wirſt ihn ganz 
beſitzen. Die Geſchichte lehrt: das Ergebnis aller erfolg 
reichen „Bodenreform“ iſt immer: Bodenbefruchtung. 


Etwas für unſere Architekten. 

Die moderne, dem Bauhandwerk entriffene und ber 
Maſchinenkultur noch nicht einverleibte Baukunst 
glaubt ihre Unentbehrlichkeit durch im wefſentlichen 
formale Behandlung unſeres Wohnungsbaues genügen x 
nachweiſen zu können. Ihre Lage ſpricht dagegen. Wi 5 
wollen uns nicht verhehlen, daß die ſogenannte Gh 
Form — bejonders aber beim profanen Wohnungsba 
— oft nichts mehr bedeutet, als „anders machen n 
jeden Preis“. Manche Architekten wollen nicht beſſere 
ſondern, wie es wohl der klarſte Baukenner un er 


Tage, Adolf Loos, definiert — „überholen“, ſich 2 6 
und einander überholen, auch dort, wo eherne Se 
nur treue Befolgung erwarten. Es ſteht außer Zwei! 


daß der Architekt als ſchaffender Künftler Bi: 

anderem die Aufgabe hat, die Form zu erneu Sen: 
In Zeiten einer überſchüſſigen Wirtſchaft N fi 

entjprehender Lebenslage aller kann ſogar ledalde⸗ 
artiſtiſcher Reiz berechtigt fein. Innerhalb einer hs 
ſtruktiven, mit dem nackten Daſein ringenden 
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wirtſchaft wie der unſrigen, halten wir derart äußere, 
abgeſehen von ihrem Wert, auf alle Fälle verteuernden 
Zutaten, geradezu als Zeichen geiſtiger Schwäche 
und erfinderiſcher Armut. 

Potenz hat ſich hier vielmehr in funktionellen Neu⸗ 


organiſchen Erneuerungen 
der Form ſind heute wirkliche Bereicherungen im 

ohnungsbau. Nicht darauf kommt es an, einem Ka⸗ 
ver, nämlich unſerer Bauwirtſchaft, einen neuen 
intereſſanten Geſtank abzugewinnen, ſondern ihm, 
Wenn möglich, friſches Leben einzuflößen. An dieſer 
Stelle ſcheidet ſich echte produktive Künſtlerſchaft von 
chmarotzendem Artiſtentum beim Bauen! Dieſes muß 
Unfere Armut mit allen Mitteln abwehren, jene kann 
ſie gor nicht hoch genug werten und ehren. Der 
moderne Architekt aber, ohne modernes 
ei und Sozialge fühl, iſt in 
Wahrheit hoffnungslos altertümlich, fo 
raffiniert er ſich auch gebärden mag. Um ihrer Selbſt⸗ 
achtung und Selbſterhaltung willen hat die Architekten⸗ 
ſchaft alle Urſache, hier klare Scheidungen zu ziehen. 


Was jeder Siedler wiſſen follte! 


Wichtig zu wiſſen, was ein Menſch zum Leben 
braucht, wichtiger noch, welchen Lebensraum, dieſes 

inimum zu erzeugen. Erſchwerend iſt, daß wir dabei 
Brößtenteils landwirtſchaftliche Produkte auf 
Järtneriſche Weiſe kultivieren wollen, nicht aber hoch⸗ 
rtige Tauſchprodukte, die viel weiterreichende Ver⸗ 
orgung erlauben. Bei der gewöhnlichen landwirtſchaft⸗ 
chen Kultur ſollte dieſer Bedarf auf rd. 36a = 3600 qm 
äche gedeckt werden können. 


Fläche, auf der 
dieſer“) Bedarf 
bei intenſiver 
Kultur gedeckt 
wird 


eines Mannes von 
o kg Gewicht bei 
mittelſchwerer 

Arbeit 


Bemerkungen 


5 kg Hülſenfrüchte ]] 120 qm Gemüſe 
109 > Furdoffen \ u. Kar 
9 kg div. Gemüfe. |J toffeln 5 
SIbIE - nee \ 3. Hä 2, 
9 1 Sortfäfte . 100 qm Obſt e Buſchobſt 
25 kg Jucker 50 qm 5 
36 kg Fleiſch u. Fett] 400 qm Verfütterung von 
d ö l 7 ſelbſtgezogener 


epflanzt. Gerſte 
0 an Schweine 


beigiegenhaltung 


ä — 


) Nach Unterlagen der Siedlerſchule Worpswede. 


Die Übergangs- oder Etappen⸗ Siedlung. 


Alles in allem ſollte man der Übergangsſiedlung 
bei uns im verarmten Deuſchland viel mehr Aufmerk⸗ 
ſamkeit ſchenken als bisher. Wir haben hier viel zu 
ſehr aus dem Vollen gewirtſchaftet. Hauptſächlich zur 
Bequemlichkeit der „Siedlungs⸗Organiſatoren“ und 
„Wohnungs⸗Politiker“, die mit dem Menſchlichen inner⸗ 
halb der Kolonifation nicht viel anzufangen wußten. 
Das Volk denkt anders und hat immer anders gedacht, 
wie die vielen und nicht zu unterdrückenden „wilden 
Siedlungen“ in allen Teilen unſeres Landes beweiſen. 
Man klagt — jetzt, wo das Geld endlich auch fe geiſtig 
Minderbemittelte deutlich genug knapp wird — jetzt 
jo viel über mangelnden Gpareifer der unteren 
Schichten. Es wird auch heute noch geſpart. Hier iſt 
ein Wille und eine Kraft von unten her. Hier greife 


man ein: Unſer Siedlungsweſen kann nur 


geneſen und unſere Wohnungsnot nur 
dann wirklich behoben werden, wenn 
man ſich zu entſcheidenden Maßnahmen 
entſchließt, die der Lage Rechnung 
tragen“). 


Wir müſſen von vorne anfangen! 


Nach ſolchen Erfahrungen können wir das u. E. 
nicht vernünftiger tun — als mit einer neuen Utopie 
des „Städtebaues“. 

Hier iſt ſie! x 

Wieſen wir oben den landwirtſchaftlichen Groß⸗ 
böden die Aufgabe der nationalen Brotverforgung zu, 
und den erweiterten ſtädtiſchen Grünringen ſozuſagen 
die tägliche Mundverſorgung nebſt Reiz, Ruhe und 
Sport, und ſuchen wir mit allen Mitteln dieſe beiden 
örtlich und inhaltlich fo verſchiedenen Bodenkultur- 
typen in ihrer Eigenart zu ſtärken, ſo haben wir nicht 
nötig, das dazwiſchen 1 e Odland zu „kul⸗ 
tivieren“. Im Gegenteil, Intenſivierung ſchließt 
Extenſität nur räumlich aus, unerträglich iſt nur fade 
Miſchung. N, 

Ein reſtlos durchkultivierter Heimatboden al 
auch dann noch im höheren Sinne „unfruchtbar“ 0 n, 
wenn uns Flugmaſchinen in Stunden zur Sahara 
führen ſollten. 

So wechſeln z. B. in den fruchtbaren Niederlanden 
einſame Heideftrecken mit dicht gedrängten Ermerbs- 
gartenſtädten auf kleinem Raum. Um es kurz zu 
agen: es iſt dringend erwünſcht, unſere 

dlandgebiete als eine un rationelle 
„ideale Bodennutzung“ für alle Zeiten 
in a der c Form zu erhalten. Zu⸗ 
zeiten bedarf der Menſch der Einſamkeit. Siehe Abb. 14. 


Stadtlandkultur. 


Seit ich dieſes Wort vor Jahren in die Debatte 
u iſt es mannigfachen Mißverſtändniſſen ausgeſetzt 
geweſen. 

Was iſt „Stadtlandkultur“? — Stadtlandkultur be⸗ 
deutet Kultur des Stadtlandes an Stelle von Unkultur. 
Neubeſtellung des ſtädtiſchen Landgebietes (Stadtkreis, 
Einflußzone) mit ſpezifiſch ſtadtwirtſchaftlichen Mitteln 
im Gegenſatz zu den rein ländlichen Gebieten, die ſeit 
jeher mit ſpezifiſch landwirtſchaftlichen Mitteln beſtellt 


werden. In dieſe „Beſtellung“ iſt jede Art von ſtädti⸗ 


ſchem Grün, Nutz⸗ und Ziergärten, bis hin zur ſtadt⸗ 
geleiteten und ſtadtgebundenen Landwirtſchaft mit 
einbegriffen. Stadtlandkultur heißt nichts anderes als 
die „ſachgemäße, ſtadtgemäße Beſtellung des Weich⸗ 
bildes einer Stadt“. Genauer: all desjenigen Landes, 


*) wie der Sparerfolg des Anhaltiſchen Siedler⸗ 
verbandes beweiſt (j. „Siedlungs⸗Wirtſchaft“ Nr. 9/25). 
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das ſich zwiſchen den Schenkeln der großen Verkehrs⸗ 
linien (Bahnen, Ausfallſtraßen) bis etwa Stunden⸗ 
entfernung vom Mittelpunkt ausdehnt. 

Stadtlandkultur iſt das Mittel, geſtörtes Stadtleben 
wieder in Ordnung zu bringen. Tauſende, denen durch 
übernahme einer „Klitſche“ erwünſcht wird, eine neue 
Exiſtenz aufzubauen; Hunderttauſende, denen ſchon 
mit einem Zuſchuß aus ihrem Gärtlein geholfen ift; 
Millionen, denen dieſer Umſtellungsprozeß Arbeit gibt. 

Stadtlandkultur iſt berufen, viele der heute die 
Stadt bedrängende Probleme, wie das Boden-, das 
Arbeitsloſen⸗ oder das Abfallproblem, zu löſen: 
Stadtlandkultur heißt Sicherung, heißt Verjüngung, 
heißt Wiederaufbau der verſteinten modernen Stadt 
als grüne Gartenſtadt. 


Atopiſtiſcher Städtebau. 

Dies „Freiland“ aber bedingt geradezu das Intenſiv⸗ 
land ſtädtiſcher und ländlicher Richtung. 

Auf dieſe Weiſe hätten wir dann drei große charak- 
teriſtiſche Kategorien der Bodennutzung beiſammen: 
den Nährboden, den Wohnboden und den 
Naturboden, die jede in ihrer Art tuypiſch 
europäiſch und damit zukunftsberechtigt find. Ihre 
ge Verteilung wird auch die Grundlage der Zus 

ünftigen Siedlungsorganiſation ſowie des Städtebaues 
98 bilden haben, ſo weit es ſich auf den Boden bezieht. 
ir ſchätzen den 


Bedarf an Lebensraum pro Stadtkopf:“) 


2 früher künftig 
Arbeitsfläche 20 qm 20 qm 
Wohnfläche. 50 = 80 = 
Gartenflähe 10 = 20 
Kultur⸗ oder Stadtgebiet: 


Grüngürtel 300 qm 
Bauland, Odland 
und Wieſen 
380 qm Stadtlandgebiet 1000 qm 
Landgebiet ... 4000 -(Großver⸗ 
ſorgungs⸗ 
. gebiet). 
Gründen oder reformieren wir nun eine Standard⸗ 
ſtadt von 100000 Einwohnern, ſo ergibt ſich: 
Ein Arbeitskern von ca. 200 ha 
eine Wohnzone von ca. 800 = 
eine Gartenzone von ca. 2000 = 
zuſammen 3000 ha Stadtgebiet 
. 7000 ha Stadtlandgebiet 
zuſammen 10000 ha 
korreſpondierend mit rd. 40000 ha Landgebiet 
50000 ha 


Die Ru Anordnung erläutert die nachfolgende 
Skizze für Landesplanung vom Lande her. Abb. 15. 


ſorgungs⸗ 
gebiet). 


Kulturgürtel 


Was produziert der Menſch! 


über den Inhalt der Abfälle der menſchlichen Wirt⸗ 
chaft haben die verſchiedenen Forſcher und Fachleute 
tark abweichende Zahlen gefunden. Es ſeien deshalb 
für unſere praktiſche Arbeit folgende „Nichtlaboratoriums⸗ 
werte“ als Indexſchema vorangeſtellt und allen folgenden 
Berechnungen zu Grunde gelegt.“) Da die Dünger⸗ 
bereitung, jedenfalls heute meßbar, nach Mineral⸗ 

ehalten rechnet, folgen in der nachſtehenden über⸗ 
ſicht die Grundzahlen je Kopf und Jahr. 


12 Überall iſt der notwendige Verkehrsraum mit 
einbegriffen. k 


edle 


Verkehrsland 700qm (Kleinver- - 


fitfdenbeimes 


Gr. 1 Fäkalien 
Far EAN Kane“ 
Gr. 2 Feinmüll 
Küchenabfall. . 
Gr. 3 Straßenkehricht 
Straßenjhlamm |. 


insgeſamt 
rd. 


Der Dungwert dieſer Abfallſtoffe hängt weſentlich von 
der Gewinnung ab. Nachfolgende Verhältniszahlen 
zeigen die Bedeutung der Trockenverwertung 


Stickſtoff 
die friſchen Exkremente enthalten etwa. 10 v. T 
cher e 8 10 v. T 
Abortdünger aus Torfſtühlen 7 v. > 


Tonnen ohne Spülung 


* * 


(prompt verwertet)... 6,5 v. T. 
„ „ Gruben (gelagrrt) ... 3,6 v. T 
gewöhnliche Jauche 23 v. | 
Spulen!!! Er 0,5 v. T. 11 
Aus ſolcher Wertſpannung bis zum wanzigſache 1 


eht die Bedeutung der Wahl des Abfallſyſtems 
ervor. 


) Aus „Kulturgürtel Kiel“ von Stadtrat Dr. Habt, 
Kiel und Leberecht Migge⸗Worpswede. 53 Seiten die 
20 Abb. Zu beziehen durch den Magiſtrat Kiel und 75 
Siedlerſchule Worpswede. Näheres auch in „ 25 
N oder Beſeitigung“ im Gef. Ing. Jahrg.“ 

eft 3. ö 


Beilage des 


Schleſiſ chen 
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. 
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MN ARBEITS/S- KERN 17100 na KULTUR- 
N WOHN- ZONE / goo „* GÜRTEL. 
© BANMRTEN- ZONE _2000 8 
3000 Ha. 7000 Ha. 
Abb. 15. 


Volkswirtſchaftlich entſcheidend iſt das Verhältnis der 
ſtädtiſchen Dungmaſſen zu den ländlichen — die mine⸗ 
raliſchen Geſamtprodukte zu den animaliſchen Stoffen. 
Was wird heute erzeugt? Stellen wir den ſtädtiſchen 
Abfällen unſere Stickſtoffwerte aus den landwirtſchaft⸗ 
lichen Abfällen und der Kunſtdüngererzeugung gegenüber, 
ſo kommen wir zu folgenden Vergleichen: 


Zahlentafel 1 
Die deutſchen Stickſtoffvorräte im Jahr: 


Die Fäkalien der Haustie ee 1150000 t 
Die menſchlichen Fäkalien. 300 000 t 
Künſtlicher Stickſtooftoẽ·· 0.00. 350 000 t 
Streu- und Brenn materialien 100 000 t 

1 900 000 t 


Davon entfallen auf: 


Stadt 


Soll 300 000 16% ] 1250000 66% 350000 
Haben ca. 10—150003,5% 130 140000045 % 175000 
alſo ausge⸗ 

wertet.. . 3-5 v. H. 1012 v. H. 50 v. H. 


Die 300 000 t Stickſtoff der Stadt ſtellen einen 
Produktionswert von 300 000 000 Mark im Jahre dar. 


) Dieſe und folgende Zahlen nach dem Material der 
Siedlerſchule Worpswede. 5 2 


Um dieſe Menge hünſtlich zu erzeugen, benötigen wir 
ein Arbeitsheer von 150 000 Mann. 


Zahlentafel III 
Unſere Dungreſerven ſtellen ſich insgeſamt im Jahr: 


Die wichtigften] Ins⸗ 5 
| 
Dungitoffe | gejamt Stadt Land 5 


Davon 


uſtrieſ v. H 
Stickſtoff .. 19000 300000 1250000350000 16 
Phosphor 
fäure ..... 1100000 200000 600000 300000 18 
Humus 25000000 2500000 


3 — 18 —10 


Und die Finanzen? Wir planten noch in keinem 
Falle eine Abfallverwertung, die die Stadt mit höheren 
Unkoſten belaſtet, als ſie ſie heute trägt. Im Gegen⸗ 
teil, es ſoll damit ein Vorteil für die Stadt ebenſowohl 
als für den Bodenbeſteller verbunden ſein. Dies aber 
iſt das Kennzeichen unſerer bisherigen Abfallwirtſchaft, 
daß ſie weder dem einen noch dem anderen dient. So 
kommt es, daß die Stadt immer ihre Abfälle als 
Dünger abgeben wollte, die Landwirtſchaft ſie aber 
nicht zu den geforderten Preiſen abgeben konnte. Oft 
nimmt ſie ſie ſelbſt nicht geſchenkt. Der Haken muß 
alſo in der Technik und Organiſation liegen. 

Wir vergleichen hier zunächſt die Koſten einiger 
ball mit Kanaliſation und mit Verwertung der 

älle. . 
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Abb. 16. 


vergleich der Koſten: 


1. Anlagekoſten je Kopf der 
Bevölkerung: 
Kanaliſation: 


für Mittelſtädte (nach Weyl im Durchſchn.). 40 —50 M 
// p AA Bea le 
Berlin ohne Rieſelfelder . 43,— . 
Berlin einſchl. Riejelfelder . 62,40 
Fire , let. 52,— = 
Verwertung: 
Hann.⸗Ründen 2,07 M 


Rendsburg (Kübelanfuhr mit Kompoftierung) 3,49 = 
2. Betriebskoſten je Kopf der 
Bevölkerung: 
Kanaliſation: 


Dresden 1924 (nach Fleck und Heilmann) . 1,80 A 
Bunzlau 1924 (Kleinſtadt)7)ʒ 6,67 
Berlin vor dem Kriege . 3.— 


Breslau vor dem Kriege 
Hierzu kommen noch: Waſſerkoſten . .0,40—0,50 
5 Gruben 1924: 


Frankfurt a. M. vor dem Kriege ae 3,75 ! 


Dresden (nach Fleck und Heilmann) 3.— 4 
Grünberg ohne Spülung . 8 0,75 = 
Grünberg mit Spülung 4, 
Kübel mit Verwertung vor dem Kriege: 
Münden . . 9 1,33 M 
Neid bur; 14 

Der Durchſchnitt ſagt alſo nicht einmal, daß die 


Kanaliſation das billigere Verfahren ſei, noch weniger, 
wenn wir die Städte vergleichen, deren Einheiten am 
meiſten auseinander gehen: Bunzlau hat dieſelbe 
Größe wie Grünberg, wo der Erlös für den 
Grubeninhalt ohne Spülung lediglich eine angenehme 
Verbilligung des Kompoſtes darſtellt. Warum ſollen 
nicht auch, mit größerer Kapitalinveſtierung, die erfolg⸗ 
reichen Fuhrbetriebe der Städte Münden und 
Rendsburg auch auf Röhrenbetriebe der Groß⸗ 
ſtadt übertragen werden können? 

‚Die mechaniſch geklärten Abwäſſer ſind größten⸗ 
teils Fiſchteichen zur weiteren biologiſchen Reinigung 
zuzuleiten, zum kleineren Teil durch Verrieſeln, Ein⸗ 
ſtauen, Verregnen und 5 landwirtſchaftlich 
zu verwerten. Der Klärſchlamm wird als Faul⸗ und 
Friſchſchlamm für Düngezwecke als Mengedünger aus⸗ 
genutzt. Der Mengedünger ſoll durch Miſchen von 


Das Groß⸗Dungſilo, das in Grünberg nach den 
Plänen der Siedlerſchule Worpswede errichtet wurde 


läuft mit Ende März d 


7 Faul- oder Friſchſchlamm mit dem im Haus⸗ 
müll enthaltenen Feinmüll gewonnen werden. 


Pionier-Städte. 
Grünberg. 


Wie ſchon der Name jagt, war Grünberg 
ehemals eine vielgefeierte Garten- und Wein⸗ 
bauſtadt. Ihre Bürger verſorgten ſich trotz 
regen Gewerbefleißes weitgehend mit Boden⸗ 
produkten. Die Stadt war mit einem Kranz 
blühender Gärten umgeben. Dieſe natürliche 
Entwicklung hat die zunehmende Induſtriali⸗ 
ſierung unterbrochen. Wenn das Leben in der 
Stadt nicht ernſtlich gefährdet ſein ſoll, muß 
dieſe organiſche Wechſelwirkung von Stadt⸗ 
und Landarbeit wiederhergeſtellt werden. Grün⸗ 
berg muß wieder zum „grünen Berge“ 
werden“). 


Heute iſt Grünberg auf dem beſten Wege, 
den Stadtberg wieder zu begrünen, eine neue 
„Stadtlandkultur“ zu etablieren. Wie war 
der Weg? 


Zur allmählichen Verwirklichung der im Grüngürtel 
vorgezeichneten koloniſatoriſchen Aufgabe hat die Stadt 
auf Anregung. des Verfaſſers die „Stadtlandkultur- 
Geſellſchaft m. b. H.“ begründet. Ihr wurde nach und 
nach die geſamte grünpolitiſche und koloniſatoriſche 
Arbeit der Stadt überantwortet. Die Geſellſchaft kann 
heute nach faft 5 jähriger Tätigkeit bereits auf erheb⸗ 
lichen Erfolg zurückblichen. Sie hat neben den üb⸗ 
lichen ſtädtiſchen Grünaufgaben für Sport und Spiel, 
für Friedhof u. a. m. das in Grünberg vollkommen dar⸗ 
niederliegende Kleingartenweſen belebt, ſie hat eine ſich 
noch ſtändig erweiternde ſtädtiſche Landwirtſchaft 
etabliert und intenſiviert, ſie hat große Verſuchs⸗ 
anlagen errichtet und ſie hat vor allem das „Vorwerk“ 
ausgelegt, als Beiſpiel einer techniſchen Großſiedlung. 
Alle dieſe Aufgaben unter der tatkräftigen weit aus⸗ 
ſchauenden Förderung des Oberbürgermeiſters Finke, 
unter praktiſcher Leitung des Garteningenieurs A. 
Weiß. Und das alles zwar mit gebührender Aus⸗ 
nutzung der ordentlichen ſtaatlichen und erlangbaren 
ſtädtiſchen Beihilfen, im übrigen aber vollkommen 
eigenwirtſchaftlich durchgeführt. 


Die techniſche Großſiedlung 
„Hof Hammer⸗Kiel“. 

Eine Gutswirtſchaft, im Weichbilde der Stadt, kann 
nicht die Intenſität erreichen, die von einem Stück 
Land, das von der Straßenbahn der Großſtadt berührt 
wird, billig verlangt werden muß. So begründete der 
Magiſtrat Kiel in jeher Vorlage vom 21. März 1921 die 
Aufteilung wie folgt: 

„Der Pachtvertrag für den ca. 191 ha großen Hof 
. Is. ab. Die Pacht be⸗ 
trug bisher nur Mk. 8350, — im Jahr. Wir haben des⸗ 
halb davon abgeſehen, den Hof wieder im ganzen zu 
verpachten, obwohl auch dabei eine Steigerung des Er⸗ 
trages möglich geweſen wäre, ſondern die Aufteilung 
beſchloſſen.“ i 

Inzwiſchen ift während der letzten 4 Jahre die 
Siedlung ausgebaut worden, es ſind heute 38 Voll⸗ und 
83 Nebenſiedler angeſetzt, dazu 170 Kleingärtner. 

Die Rentabilität der Aufwendungen ergibt ſich aus 
folgender Aufſtellung: 

Die Stadt hat für die 113,5 ha Nutzland aufge⸗ 
wendet 181 747 Mark — 107 287 Mark — 74460 Mark. 


) Aus der Sondernummer der „Siedlungs⸗Wirt⸗ 


ſchaft“, Heft 10, Jahrg. 24. 
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Sie hatte vor der Erſchließung eine Einnahme von 
8350 Mark. Dies war ſchon ein Inflationspacht. Die 
normale Friedenspacht war etwa 7000 Mk. Die Stadt 
erhält heute an Pacht 9050 Mark, alſo 2000 Mark 
mehr ſchon aus dem bis heute ausgelegten Nutzland. 
Und dies bei einem Pachtſatz von größtenteils nur 
2 Pfg. je qm, bei dem Reſt für 3 Pfg. 

Als Hauptergebnis dieſes grünpolitiſchen Vor⸗ 
ſtoßes der Stadt Kiel iſt zu buchen, daß ſie allerdings 
teilweiſe mit Hilfe der Inflation — einen Volkspark 
für nicht mehr als 10 Pf. je qm anlegen konnte, ein Auf⸗ 
wand, der mit einer geringen Erhöhung des Pacht⸗ 
ſatzes notfalls völlig abgedeckt werden könnte. 


Die magere „Produktiv-Siedlung‘‘. 


In 5 Jahren hat unſer ländlicher Siedlungs⸗ 
apparat im ganzen nur 10000 neue Menſchen im 
Vollberuf aufs Land werfen können. Was will das be⸗ 
ſagen, wenn zu gleicher Zeit die Zahlen der Wander⸗ 
arbeiter jährlich noch immer über 100 000 betrug und 
die Ziffer der ſtändigen Erwerbsloſen zwiſchen einer 
halben und 1% Millionen jährlich ſchwankt. Bon: 
irgend welcher Beeinfluſſung unſeres Nahrungs⸗ 
ſtandards kann angeſichts dieſes hökerhaften Sied⸗ 
lungsbetriebes natürlich keine Rede ſein. Aber auch 
in bevölkerungs⸗ und arbeitspolitiſcher Hinſicht war, 
wie wir ſehen, das ländliche koloniſatoriſche Unter⸗ 
nehmen bisher ein glattes Fiasko“). 


Die Urſache liegt in der falſchen Wahl des länd⸗ 
lichen Siedlungstyps. Denn im ganzen muß der 
„Kleinbauer“ mittelalterlicher Herkunft, in welcher 
Form auch immer, als unzeitgemäß für die ziviliſierte 
Koloniſation Mitteleuropas abgelehnt werden. All⸗ 
mähliche Umſtellung notfalls Umlegung der vorhan⸗ 
denen Millionen ländlicher Kleinbetriebe auf Gärt⸗ 
nerei; neue Siedlungen dagegen nur in beſter Lage 
mit intenſiven Siedlungstypen: Das iſt es, was wir 
brauchen! 

Hier iſt es eigentlich nur das ſtadtgeborene Klein- 
oder Pachtgartenweſen, wo von öffentlicher Wirtſchaft⸗ 
lichkeit, d. h. von einem ſachlichen Ertrag, die Rede 
ſein kann. Natürlich in Grenzen. Denn, gemeſſen am 
Einſtandspreis, des wertvollen Stadtbodens, iſt die der⸗ 
zeitige Rente aus dieſem Boden verhältnismäßig nur 
gering und daher nur unter ſozialen Geſichtspunkten zu 
vertreten. Die private e dieſer Gärten 
ſinkt leider immer mehr. (Siehe Kapitel II „Soziale 
Gärten“ .) . > 

Die Kernfrage für diefen heute noch „fliegenden“ 
Koloniſationstyp iſt die Frage nach der Seßhaft⸗ 
machung von rd. 1 Million ſtädtiſcher Kleingärtner 
(von etwa 1% Millionen insgeſamt). Die Vorbe⸗ 
dingung dieſer Seßhaftigkeit iſt aber eine ſtadtgemäße 
gärtneriſche Einrichtung der Gärten, die mit einer 
generellen Umlegung Hand in Hand zu gehen hätte. Es 
iſt ein müßiger Traum, die Aufbringung der hierfür 
ſchätzungsweiſe erforderlichen 100 bis 200 Millionen 
Goldmark ganz oder auch nur weſentlich der Selbſt⸗ 
hilfekraft der in ihrer großen Maſſe aus ärmſten 
Schichten ſtammenden Kleingarten⸗Pächtern zu über⸗ 
laſſen. Vollends als öffentliche Laſt verblieben die 
Millionen unorganiſierter Kleingärtner. Wir glauben 
deshalb nicht, daß das deutſche Kleingartenproblem 
ohne eine zum mindeſten vorübergehend öffentliche 
Kreditaktion irgend befriedigt gelöſt werden könnte. 


*) Nur im Zuſammenhang mit einigen Kanalbauten 
und im Rahmen der Beſiedlung des mitteldeutſchen 
Braunkohlengebietes ſcheinen ſich allmählich echte kolo⸗ 
niſatoriſche Tendenzen durchzuringen. 


Gffentlicher Wohnungsbau für Kapitaliften. 

Die Finanzierung unſeres Wohnungsbaues iſt 
ein Kapitel für ſich. Bezeichnend für ihren Geiſt iſt, daß 
ſie ſich eigentlich nie von der unkolonialen Grundlage 
einer bedenkenloſen Geſchenkpolitik hat ganz löſen 
können. Das Geſetz „zur Erhaltung einer Abgabe zur 
Förderung des Wohnungsbaues“ vom 26. 6. 23, das ein 
Chaos zu regeln beſtimmt war, bereicherte in der 
Inflation ſyſtematiſch Wohnungsintereſſenten und ſeit⸗ 
dem Bauintereſſenten. Heute ſind die Zuſtände ſo weit 
gediehen, daß jeder Unternehmer und jede ad hoc ge⸗ 
gründete Geſellſchaft mit öffentlichen Mitteln Woh⸗ 
nungen bauen darf, deren Rente im Freimarkt ausge⸗ 


handelt wird. Der Effekt dieſer Finanzpolitik iſt der, 


daß wir heute mit Steuergeldern vorwiegend des 
kleinen Mannes faſt ausſchließlich Wohnungen für 
reiche Leute bauen. Praktiſch hat unſer gemeinnütziger 
Wohnungsbau ſeine gemeinnützige Baſis längſt ver⸗ 
laſſen: von einem Wohnungsbau für Minderbemittelte 
iſt kaum mehr die Rede: Wir bauen für Kapitaliſten. 


Fiasko einer Kolonifation. 
Insgeſamt ſchätzen Kenner die Ausgaben für unſere 
Binnenkoloniſation an Land, Bauten, Arbeitslöhnen 
und Materialien ſeit 1919 auf insgeſamt 8 bis 10 Milli⸗ 


. arden Mark. Das iſt nicht mehr und nicht weniger, als 


unſer geſamter Jahresexport im Frieden. Was iſt mit 
dieſem rieſigen Rolonifationskapital erreicht? 

Haben wir das Elementargeſetz aller Siedlung, 
nämlich den Konſum zu verringern, und die Pro⸗ 
duktion zu ſteigern, erfüllt? Haben wir unſere 
organiſche Maſſe vermehrt? Haben wir mit Hilfe 
unſerer Koloniſation unſeren Lebensſpielraum er⸗ 
weitert? Nein! Gewiß, wir haben ein wenig Land, 
beſtellt, etwas mehr Wohnungen gebaut und noch mehr 
Arbeitsloſe ausgehalten — aber wir haben das über⸗ 
wiegend aus Macht und — parteipolitiſchen örtlichen 
und anderen opportuniſtiſchen Beweggründen getan. 
Vor allem: wir haben das alles ohne jede Beziehung zu⸗ 
einander getan. Wir haben koloniſatoriſche Taktik ge⸗ 
trieben und brauchten Siedlungsſtrategie. 

Wenn echte Binnenkoloniſation bedeutet: das ge⸗ 
ſtörte a zwiſchen Einnahme und Ausgabe 
der materiellen Volkswirtſchaft wieder herzuſtellen, ſo 
iſt die Anſtrengung umſonſt geweſen. Wir haben aus 
der Subſtanz koloniſiert und das Gut trotzdem umſonſt 
vertan: im ganzen war unſere Koloniſation ein 
Fiasko! 


Das Evangelium des Gartens. 
Koloniſation iſt Kult, echtes Siedeln iſt immer mit 
Glauben verbunden. Glaube an etwas Neues, 
Beſſeres, Höheres. Und da es einen Glauben ohne 
Opfer nicht gut geben kann, ſo iſt der Weg zu dieſem 
Höheren, Beſſeren, Neuen immer ein opfervoller ge⸗ 
weſen. Ob ihn in neuerer Zeit i Squatter 
gingen oder tauſend Jahre vorher Millionen Chineſen. 
Hier wie dort waren die Koloniſten Entſagende und 
Hoffende: Gläubige. Und die Siedlerführer waren ihre 
Prieſter. N 
ohin führten dieſe Prieſter ihre Gemeinde? 
Immer und ausſchließlich auf den Boden, auf jung⸗ 
fräulichen Boden. Ihn zu erneuern, zu befruchten, 
war ihr erſtes und einziges Ziel. Alle Kraft dem 
Boden, und dieſe gläubige Kraft ſchuf denn auch regel⸗ 
mäßig aus ſterilem Wald und Steppe tragendes Acker⸗ 
land. Und aus ertragreichem Ackerland ſchließlich 
üppige Gärten. Und jetzt erſt mit den Gärten, dem 
Zeichen äußeren Wohlſtandes, kam auch das Bauen 
und Kleiden (bis dahin nur Nebenwerk), kam auch 
mancherlei Reiz zu Ehren. Die Bodenkultur erweckte 
Lebenskultur, erweckte und hielt ſie wach: Blumen 
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und Tiere um uns find ein Schutzwall vor Entartung. 
Land iſt das Zeichen der Kraft, Garten das Zeichen des 
Geiſtes. So führt der Glaube zum Garten, ſo nährt 
der Garten den Glauben. 

Moderne Menſchen haben zu glauben verlernt, ſo 
haben ſie auch keine Gärten, wenigſtens keine, denen 
man glauben kann (und die man uns glauben kann). 
Und ſo iſt denn auch unſere ganze Siedlungsbewegung 
ungläubig von Grund auf. Und war ſie es nicht von 
Anfang her, ſo iſt ſie es doch geworden. Nur dem ſo⸗ 
genannten Kleingartenweſen ſteht noch ein Reſt des 
Glaubens an an die erneuernde Kraft des Bodens. 
Aber auch der wird bald „wegorganiſiert“ ſein. Unſer 


Siedler von heute glaubt an nichts als an ſeinen Vor⸗ 


teil, an ſeine neue Wohnung, an ſeine beſſere Sicherung, 
an ſein ſchöneres Leben. Er denkt nicht daran, das 
heilige Geſetz der Siedlung zu erfüllen — zu opfern. 
Und ſeine Führer denken nicht daran, ihn zum Opfern 
anzuhalten. (Sie haben zu tun, ihre „Stelle“ zu 
halten.) Item wir keine echte Siedlung und keine 


echten Siedlerführer haben und haben können. Wir 
möchten ſiedeln, wir glauben ſelber nicht daran. Je⸗ 
doch keine Siedlung ohne Glauben, Koloniſation iſt 
Kult! 

Iſt es doppelt vom kult- und kulturloſen Europa? 
Das kämpft ſeit einem halben Jahrhundert verzweifelt 
um die Befriedigung vom Moloch Ziviliſation. Nun 
aber regt ſich die andere Seite des großen Kontinents, 
die noch glaubt und Gärten ihr Eigentum nennt. 
Kommt heran mit Macht. Schon ſpüren wir die geiſtige 
Invaſion empfindlich. Es rückt heran, in den Händen 
Hacken und im Auge Seelen. Waffen, denen Gas und 
Tanks nicht gewachſen ſind. Hollah, ſoll das alte 
Europa noch Europa ſein und bleiben? Soll es wieder 
werden? Ja, es ſoll, aber wenn es will, ſo muß es 
koloniſieren, koloniſieren heißt wieder gutmachen, 
ordnen, heißt umſchichten, umſiedeln. Vor allem 
Europa muß an ſeine koloniſatoriſche Sendung 
glauben. 


Gartenfürſorge im April. 


1. Schutz. Keine unſerer Kulturmaßnahmen iſt fo 
einfach und doch noch ſo wenig eindeutig erkannt, wie 
das Schützen der Pflanzen. Grundſätzlich haben wir 
drei verſchiedene Arten von Kälte. Die erſte tritt auf, 
wenn nachts keine Sonnenwärme mehr auf die Erde 
ſtrahlt. Die obere Luft kühlt ſich dann ſehr raſch ab, 
während der Boden ſehr viel länger ſeine Wärme feſt⸗ 
hält. Erſt langſam und allmählich ſtrahlt auch er ſeine 
Wärme an die umgebende Luft aus. Man nennt dieſe 
Kälte Strahlungskälte und ſchützt ſich gegen ſie 
durch Bedecken der Erde bezw. der Pflanzen mit 
Fenſtern, Strohmatten, Brettern und ähnlichem 
Material. Die Wärme bleibt dann der Erde bezw. den 
Pflanzen erhalten, genau wie den Menſchen durch ſeine 
Kleider die Eigenwärme erhalten bleibt. 

Auch die Erzeugung von Rauchwolken verhindert 
die Abkühlung der Erde, ſodaß hierdurch beſonders 


rr TESTEN 
. 1 x 


höhere Obſtkulturen leicht und billig in den beſonders 
gefährlichen Tagen der Frühjahrsfröſte Anfang und 
Mitte Mai geſchützt werden können. 

Die Abkühlung ſchreitet nun nachts fort, und bald 
tritt der Punkt ein, wo ſich ein entgegengeſetzter 
Faktor geltend macht. Die kalte Luft iſt ſchwerer 
und ſinkt zu Boden, hebt alſo von einem ge⸗ 
wiſſen Zeitpunkt ab die Wärmeausſtrahlung der Erde 
auf. Es lagert dann dicht über der Erde eine kalte 
Luftſchicht, die ſich nach den tieferen Punkten des Ge⸗ 
ländes zu bewegt: fließende Kälte. Hiergegen können 
wir uns außer durch oben bereits erwähnte Be⸗ 
deckung der Kulturen nicht weiter ſchützen, aber wir 
können durch Hinderniſſe, die das Weiterbewegen der 
kalten Luft aufhalten, unſere Kulturen gefährden. 
Niemals ſoll man, vor allem tiefe Stellen, die keinen 
Abfluß haben, mit empfindlichen Kulturen bepflanzen. 


Abb. 17 
Crocus vernus 
„Weiße Königin“. 


Abb. 17 u. 18ſtellt 
uns dankens⸗ 
werter Weiſe der 
Verlag der 
Gartenſchönheit 
zur Verfügung. 
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Am Tage wiederum, bei ſtrahlender 
Sonne, wird die dichteſte Luftſchicht, 
alſo die direkt über der Erde, wie auch 
die Erde mit all ihren Gegenſtänden 
ſelbſt, am raſcheſten und ſtärkſten er⸗ 
wärmt. Dieſe Wirkung beſteht auch bei 
bedecktem Himmel. Nun wirkt jede 
Luftbewegung dadurch nachteilig, daß 
ſie die warme Luft auf der Erde mit 
kälteren höheren» Luftſchichten miſcht 
und dadurch abkühlt. Jeder Wind ver⸗ 
ſchlechtert die Wärmeverhältniſſe für 
die Pflanzen. 

Dieſe Windkälte wird heute praktiſch 
am wenigſten beachtet, und doch haben 
Verſuche erwieſen, daß ein Schutz gegen 
ſie durch Mauern, Hecken u. ä. durch⸗ 
ſchnittlich 50 Wachstumsſteigerung 
hervorgerufen hat. Bei empfindlichen 
Kulturen und guten Windmauern iſt 
das Ergebnis weit höher, oft kann 
überhaupt erſt hierdurch die Kultur 
derſelben ermöglicht werden. 

Zu einem guten Kälteſchutz gehört 
auch eine aufmerkſame Beobachtung 
der Witterung. Hier geben die Berichte 
der meteorologiſchen Stationen die 
beſten Wettervorausſagen. Außerdem 
kommt für die unmittelbare Vorher⸗ 
beſtimmung der Temperatur über Nacht 
das Froftwehr-Thermometer in Be- 
tracht. 


II. Düngung. Um endgültig den Ernährungs⸗ 
ſpielraum unſerer Pflanzen während dieſes Jahres feſt⸗ 
zulegen, überlegen wir uns noch einmal die Grund⸗ 
bedingungen aller Pflanzenernährung. Denn damit, 
daß wir ihnen Miſt oder Kompoſt oder ein beliebiges 
Salz geben, iſt es nicht getan. Stickſtoff, Phosphor⸗ 
ſäure für ſich allein bedeuten nichts für das Leben der 
Pflanzen, und ſo auch kann der Kompoſt im land⸗ 
läufigen Sinne ein durchaus wirtſchaftlich ſchlechtes 
Mittel ſein, die Ernährung der Pflanzen zu fördern. 
Das A und O der Düngung iſt die Zuſammenwirkung 
aller Stoffe, die die Pflanze zu ihrem Aufbau 
braucht. Man nennt dies das Minimumgeſetz. Das 
beſagt, daß das Wachstum der Pflanzen ſich nach dem 
Stoff richtet, der im Mindeſtmaß vorhanden ift. Alle 
anderen Stoffe können nicht ausgewertet werden, 
bleiben als totes Kapital liegen, bezw. gerade die 
wertvollſten werden in den Untergrund geſchwemmt 
und verdunſten in die Luft. 

Das beſte Bild, um hier die Zuſammenhänge zu 
überſehen, gibt uns der künſtliche Dünger. Hier 
müſſen Stickſtoff, Kali, Phosphorſäure und Kalk zu⸗ 
ſammenwirken. Die Menge, die wir davon in einem 
beliebigen Dünger geben, richtet ſich nach dem Prozent⸗ 
gehalt dieſer Dünger. Im Durchſchnitt brauchen die 
Pflanzen von jedem der 4 Stoffe etwa die gleiche 
Menge. Unſere Kohlgewächſe, Spinat u. ä., etwas 
mehr an Stickſtoff, Wurzelgemüſe etwas mehr an Kali; 
Getreide u. ä. proteinreiche Früchte etwas mehr an 
Phosphor. Aufs Ar genügen durchſchnittlich ca. % bis 
1½ kg reiner Nahrſtoffe jeder Art. Dieſe Zahl muß nun 
abgewandelt werden nach der Art der Pflanzung, die 
ſich nach der alten Kraft des Bodens, nach den früheren 
Kulturen und früheren Düngungen richtet. 

Im allgemeinen haben organiſche Dünger verhält⸗ 
nismäßig zu wenig Kali und Phosphorſäure. Darauf 


Abb. 18. 


Colchieum libanotieum. 


muß ſchon bei der Herſtellung dieſer Dünger Rückjicht 
genommen werden, es darf nichts von Abfällen ver⸗ 
loren gehen. Nur ihre Geſamtheit gibt auch wieder ein 
harmoniſches Nährſtoffverhältnis. Es iſt vor allem der 
Müll, der ausgleichend wirkt und dem Kompoſt an 
Kali und Phosphor anreichert. 


Kalk iſt alle 3 Jahre in einer Menge von 7 Ztr. 
je Ar zu geben. Kompoſt als Univerſaldünger jedes 
Jahr in einer Menge von % bis 1 ebm je Ar. 


Bei der jetzigen vorgerückten Jahreszeit iſt möglichſt 
gut erſchloſſener Kompoſt zu benutzen, von künſtlichem 
Dünger möglichſt leicht löslicher. Alſo für Phosphor⸗ 
ſäure das waſſer lösliche Superphosphat, für Kali 
40 iges und Chlorkalk. 


III. Bewäſſerung. Alle im Herbſt oder im Vor⸗ 
frühling gepflanzten Bäume ſind kräftig nachzu⸗ 
wäſſern, ebenſo alle Spaliere an Wänden und Koni- 
feren. Im übrigen iſt bei Bewäſſerungen von Freiland 


und Treibbeetkulturen äußerſte Vorſicht anzuwenden. 


Kaltes Waſſer ſchadet noch leicht den zarten jungen 
Pflanzen. 


IV. Saat und Pflanzung. Es iſt die 2. oder 
3. Ausſaat vorzunehmen von Salat, Kohlrabi, Erbſen, 
Radieschen, Schnittſalat, Kreſſe u. dergl. Die Ar 
Ausfaat von Roſenkohl, Sommerrettid, Frühkohl, 
Kartoffeln, bei milder Witterung Anfang oder Mitte 
des Monats anzupflanzen. Gegen Ende des Monats 
Sellerie, Porree; die Gurken ſind im Miſtbeet oder im 
Zimmer in Töpfchen heranzuziehen; desgleichen können 
Bohnen in Töpſchen herangezogen werden. Hierzu 
eignen ſich billige Papptöpfchen oder noch beſſer die 
ak Humola (Torftöpſchen). Spargel kann gepflanzt 
werden. — 


» 


Beilage des 


V. Pflege. Tomaten find umzupflanzen, Sellerie zu 
verſtopfen. Auch den anderen Kehlpflanzen und vor 
allenı den Sommerblumen iſt ein Verſtopfen ſehr dien: 
lich. Am Obſt kann Veredlung hinter die Rinde aus⸗ 
geführt werden, und Okulieren auf das treibende 

uge. 

VI. Tierzucht. Die Bienen find vor ſchärferem 
Witterungswechſel zu ſchützen. Die Bienenlaus kann 
vertrieben werden durch Naphtalin. Bei Kaninchen 
iſt Vorſicht zu üben beim übergang zur Grünfütterung. 
Bei den Hühnern iſt das Brutgeſchäft ſorgfältig 
durchzuführen. Man beſorgt ſich rechtzeitig Klucken 
oder läßt künſtlich brüten damit man nicht zu ſpät 
Küken bekommt, die entſprechend auch erſt ſpät zu 
legen beginnen. 


VII. Schädlingsbekämpfung. Man richte beſonders 
ſein Augenmerk auf den Apfelblütenſtecher. Im 
kleinen Garten kann man ſchon viel erreichen durch 
Abklopfen der Zweige mittels einer mit Wolle um⸗ 
wickelten Stange. Es müſſen aber Tücher untergelegt 
werden, damit die Käfer geſammelt und vernichtet 
werden können. Zur Vernichtung der Krankheiten der 
verſchiedenen Sämlinge beige man den Samen mit 
Uspulum oder Germiſan. Der Samen wird dabei am 
beſten mittels Säckchen in die Löſung getaucht und 
dann wieder getrocknet. Leichter iſt die Anwendung 
einer Trockenbeize. Man vernichte auch bei jeder 
Bodenbearbeitung Engerlinge, Drahtwürmer, Maul⸗ 
wurfsgrillen. Für die Bekämpfung der Kohlhernie 
verweiſen wir vor allem auf Heft 12/1925, das Inter- 
eſſenten noch nachgeliefert werden kann. 


VIII. Blumen im Kleingarten. Blumen im Klein⸗ 
garten hat es immer gegeben. Es ſind nicht ſo ſehr 
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die protzigen Roſen und Beetblumen des herrſchaft⸗ 
lichen Villengartens, als vielmehr die beſcheidenen 
ausdauernden Stauden, und beſonders auch die ebenſo 
preiswerten wie farbenprächtigen Sommerblumen oder 
Anuellen. Gerade dieſes letztere Blumenmaterial iſt 
zuſammen mit den blühenden Schlingern berufen, zum 
Kern des Blumenſchmucks im Kleingarten erhoben zu 
werden. Wir werden in den nächſten Nummern 
dieſem Gartengebiete in Wort und Bild erhöhte Auf⸗ 
merkſamkeit ſchenken. 

Wir bringen diesmal 2 unſerer ſchönſten Frühjahrs⸗ 
blüher im Bild (Abb. 17) iſt Crocus vernus, weiße 
Königin, eine Art, die ſich im Freien gut beſtockt und 
ſich ausbreitet, jedes Jahr alſo von neuem und in 
beſſerem Flor wieder erſcheint, während die meiſten 
ſonſtigen Sorten immer wieder neu gejteckt werden 
müffen. Abb. 18 ift Colchicum libanoticum, Sie iſt 
eine Herbſtzeitloſen⸗Art, die im Februar blüht, wenig 
bekannt, verdient aber ſtatt vieler ſo empfindlichen 
Zwiebelgewächſe mehr angebaut zu werden. 

Für eine allmähliche gute Durchſetzung des Gartens 
mit Blumen iſt es wichtig, beſonders jetzt im Frühjahr 
auf das Erblühen und auch auf die verſchiedenen Be⸗ 
lichtungs⸗ und ſonſtigen Verhältniſſe des Gartens zu 
achten. Viele ſchattige Stellen laſſen ſich allmählich 
ſehr fein mit Buſchwindröschen, Maiglöckchen, ja auch 
bei größerer Sorgfalt mit einheimiſchen Orchideen be⸗ 
ſetzen. An feuchten Stellen wachſen beſonders gut 
Leberblümchen und Sumpfdotterblumen. 


Wir verweiſen noch einmal auf die rechtzeitige 1 


Heranzucht von Sommerblumen und deren ein- oder 
mehrmaliges Verpflanzen unter Glas oder an ge⸗ 
ſchützten Stellen des Gartens. Schemmel 


Sieoͤlungs⸗Gloſſen. 


Der „Deutſche Kommunalkalender““ iſt für 1926 ein 
recht ſtattlicher Band geworden, ein rechtes Be- 
hörden⸗Jahrbuch. überſichtlich marſchieren zu⸗ 
nächſt all die Behördenverbände der deutſchen Städte 
und Landgemeinden, der Kreiſe, Provinzen und ein⸗ 
zelner höherer Beamtengruppen auf. Kurz zuſammen⸗ 
Nadal ſind dazu Stärke und Leitung, Ziele und 

rbeitsergebniſſe dieſer Verbände dargelegt. Dann 
— 7 Organiſationen und oberſte Behörden des 

eiches und der Länder mit genauer Angabe der Zu⸗ 
ſtändigkeit der einzelnen a und der unter» 
und nebengeordneten Amtsſtellen des Reiches und 
der Länder. 

Neben einem ſehr ausführlichen Tabellen⸗ und 
Kalenderteil, ausgedehnten Literatur- und Geſetzes⸗ 
überſichten werden alle wichtigen Kommunalfragen 
behandelt. Dabei haben die verdienſtvollen Heraus⸗ 
geber — Oberbürgermeiſter Alfred Finke, Grünberg, 
und Generalſekretär Erwin Stein, Berlin⸗Friedenau 
— eine äußerſt glückliche Hand gehabt. Der Löwen⸗ 
anteil entfällt auf Wohnungsweſen, Städtebau und 
Verkehr. Namen wie Stadtrat Dr.-Ing. Hahn⸗Kiel, 
Dr.-Ing. Janſen⸗ Berlin, Dr.-Ing. Blum» Hannover, 
Martin Mächler - Berlin, Reg.⸗Baumeiſter Langen⸗ 
Berlin als Städtebauer von Rang bürgen für folide 
Durcharbeitung des Programms. Auch die engeren 
Wohn⸗ und Verkehrsfragen ſind von erſten Fachleuten 


*) erſchienen im deutſchen Kommunalverlag Berlin⸗ 
Friedenau. 2 


behandelt. Dabei kommen auch revolutionäre An⸗ 
ſichten zu Worte, ſo der Geſinnung nach gegenüber 
Städtebauer reinen Waſſers in einer Arbeit von Lebe⸗ 
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recht Migge „Wer iſt zur ſiedlungstechniſchen Planung 


berufen?“ dem Stoff nach Paulſen in ſeinen „Lehren 
des amerikaniſchen Wohnungsbaues“. 


Wer nicht die Zeit findet, die kommunalen Zeit⸗ 
ſchriften während des ganzen Jahres durchzuaxbeiten, 
der findet hier das Neueſte auf den Gebieten ſtädtiſcher 
Betriebstechnik, Wohlfahrtspflege, Arbeitsfürſorge, 
Schulweſen, Verwaltungsorgane. Kommunale Finanzen, 


ausländiſches Städteweſen. Gartenbau und Landwirt⸗ 


ſchaft kommen zu Wort durch Eckert: „Die Techniſie⸗ 
rung der kommunalen Landwirtſchaftsbetriebe“; Lebe⸗ 
recht Migge: „Die Organiſation der ſtadtgeborenen 
Gärten“ (angewandt auf die Ausſtellung „Heim und 
Scholle“, Braunſchweig), Max Schemmel: „Städtiſche 
Abfallwirtſchaft als 1 und Produktivbetrieb“: 
Brommer: „Die automatiſche Berieſelung und Beregnung 
von Gärtnereien, Kleingärten und Grünflächen” ; 
Maier - Bode: „Moderne Schädlings-Bekämpfung vom 
Flugzeug aus“. e 
Gern wird man ſich auch in die kommunale Chronik 
und die Arbeiten von Außenſeitern vergraben. Nur 
hier in der Siedlungs⸗Wirtſchaft iſt der Raum zu 
eng, auch nur anzufangen mit dem Ausſchöpfen des 

auch ſehr voluminöſen Inhalts. M. Sch. 
— — 


Schriftleitung Max Schemmel Breslau Sternſtr. 40, 


druck: Graf, darth & Comp. (w. Friedrich) Sreslau 1, Herrenftraße 20 
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Seit dem Jahre 1869 ( 
ſehr zuverläffiger Lieferant Umſonſt! 
aller Gaumſchulenpflanzen 3 


R N i n h o U d 8 ehnſch Obſtbäume, Roſen, Beerenobft, Ziergehölze ufw. 


Baumſchulen M. Richter, Saum⸗ u. Rofenfhulen 


Brockau bei Breslau Benkwitz⸗ Brockau bei Breslau 


Ausführlicher Hauptkatalog 1926 (Sahnverbindung ſtündlich. 15 minuten vom Bahnz 
+ auf verlangen koſtenfeei + + hof Brockau.] 


Die Erde iſt unfere Mutter! Sie ſchafft für uns im ewigen Wechſel 
die Lebensgrundlagen. Wie ſichern wir uns dieſen Reichtum? Wie 
mehren wir ihn als Bauer, Särtner, Siedler! Wie e geſtalten wir 
unſer eigenes veben? Sieſe jedermann angehenden Fragen beant⸗ 
wortet grundlegend die Monatsſchrift: Bebauet die Erde! Heraus⸗ 
gegeben von Walter Rudolph, Freiburg l. Br. — Günterſtal unter 
Mitarbeit bekannter Führer der Geiſtes⸗ und Wirtſchaftslebens. 
Bezugspreis: ½ Jahr 1.80 Mk., ½% Jabr 3.20 Mk.. ½ Jabr 6.— Mk. 
Einzelhefte 0,60 Mk. Die 5 dieſes Gebietes behandeln 
ergänzend die Schriften: Der natürliche Landbau als Grundlage 
des natürlichen rebens. Ein grüngoldener Tatweiſer für die neue Zeit. 
Bon Walter Rudolph. Preis broſchiert: 150 Mt. + 10 Pfg. Porto. 
Der Rompoſt, feine Bedeutung, Bereitung und Anwendung. Bon 
Walter Rudolph. Preis broſchiert: 0,60 Mk. + 5 Pfg. Vorto. 


park⸗ verlag Walter Serning 


hamburg 227 dulsberg⸗Süd 2 
Poſtſcheckkonto: Hamburg 52470 


Bambus- Sartenberatung+ Entwurf+ Anlage 
Sodenproduftive Abfallverwertung durch das Tonkinſtäbe techn. Belieferung + Pflanzen 


mechaniſche Trockenkloſett „Metroclo”, neu Edelraffia / Rotos- I Minbeetfenfter + Dünger + Torfmull 


vervollkommnet! Siedlerſchule Worpswede Arien eee Gewähsbäufer-Mafhinen-Zauben 


bei Bremen, Vertriebs= Abteilung für den Billigſtes Angebot Siedlerfhule Worpswede 
Often: Zweigſtelle Gartenfürſorge Breslau, umgehend bei Oremen 


Siernſtrage 407 Lone ea niederſchleſ. Hartenfürſorge 
wärder9+ Bergedorf Breslau + Sternſtraße 40 


Fort mit den veralteten Düngergruben 
aus den Gärten und Höfen! 


Sie find ſchuld daran, daß in Deutſchland für mehrere 
hundert Millionen Mark an Dungwerten jährlich verloren 
gehen. Auch ungeſchützt gelagerte Kompoſthaufen ſind arge 
Verſchwender. Der fortſchrittlich geſinnte Garteninhaber ver⸗ 
daut den Dünger ſeinen Pflanzen vor in unſerem neuen 

patentierten 


ya 4 Worpsweder 
u 7 Gartendungſilo 


man verlange proſpekte 


Sartenfürſorge Breslau os Gartenfürſorge Worpswede 
Sternſtraße 40 bei Bremen 


